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Gesamte Rechtsvorschrift fiir Raumordnungsgesetz 2016 - TROG 2016, Tiroler, Fassung
vom 31.12.2019

Beachte fur folgende Bestimmung
Die Art. | bis X der Kundmachung LGBI. Nr. 101/2016 lauten:

,Artikel T

(1) Aufgrund des Art. 41 der Tiroler Landesordnung 1989, LGBI. Nr. 61/1988, zuletzt gedndert durch des
Landesverfassungsgesetz LGBI. Nr. 61/2015, wird in der Anlage das Tiroler Raumordnungsgesetz 2011,
LGBI. Nr. 56, unter Berticksichtigung der durch die Gesetze LGBI. Nr. 150/2012, 130/2013, 187/2014,
82/2015 und 93/2016 erfolgten Anderungen wieder verlautbart.

(2) Die wieder verlautbarte Rechtsvorschrift ist als ,, Tiroler Raumordnungsgesetz 2016 — TROG 2016 zu
bezeichnen. Sie ist ab dem 1. Oktober 2016 anzuwenden.

Artikel 1

Das Tiroler Raumordnungsgesetz 1997, LGBI. Nr. 10, wurde

a) mit der Kundmachung LGBI. Nr. 93/2001 unter Beriicksichtigung der durch die Gesetze LGBI. Nr.
28/1997, 21/1998, 60/2000, 38/2001 und 73/2001 erfolgten Anderungen mit Wirkung ab dem 1.
November 2001 als Tiroler Raumordnungsgesetz 2001,

b) mit der Kundmachung LGBI. Nr. 27/2006 unter Ber{icksichtigung der durch das Gesetz LGBI. Nr.
35/2005 und die Kundmachung LGBI. Nr. 60/2005 erfolgten Anderungen mit Wirkung ab dem 1. Mérz
2006 als Tiroler Raumordnungsgesetz 2006 sowie

¢) mit der Kundmachung LGBI. Nr. 56/2011 unter Beriicksichtigung der durch das Gesetz LGBI. Nr.
47/2011 erfolgten Anderungen mit Wirkung ab dem 1. Juli 2011 als Tiroler Raumordnungsgesetz 2011
jeweils wieder verlautbart.

Artikel 111

Die Ubergangsbestimmung des Art. Il Abs. 2 der Novelle LGBI. Nr. 21/1998, die mit 1. Mé&rz 1998 in
Kraft getreten ist, lautet:

»(2) Art. 1Z 11 bis 20 ist auch auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden
Widmungen anzuwenden. Bei Geb&uden im Freiland, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes
bereits abgebrochen oder sonst zerstort sind, beginnt der Lauf der Frist nach § 42 Abs. 3 in der Fassung
des Art. I Z 15 mit diesem Zeitpunkt.*

Artikel 1V

Die Ubergangsbestimmung des Art. Il Abs. 2 der Novelle LGBI. Nr. 38/2001, die mit 1. Juni 2001 in
Kraft getreten ist, lautet:

»(2) Art. 1 Z 13 bis 16 ist auch auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden oder
bereits beschlossenen Widmungen anzuwenden.*

Artikel V

Die Ubergangsbestimmung des Art. 11 Abs. 2 und 3 der Novelle LGBI. Nr. 73/2001, die mit 1. Oktober

2001 in Kraft getreten ist, lautet:

»(2) Art. 1 Z 22 bis 35 ist auch auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden oder
bereits beschlossenen Widmungen anzuwenden.

(3) Art. I Z 43 und 48 ist auch auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden oder

bereits beschlossenen allgemeinen und ergénzenden Bebauungspléne anzuwenden, soweit sich aufgrund
des § 114 Abs. 3 und 4 in der Fassung des Art. I Z 88 nichts anderes ergibt.*

Artikel VI

Die Ubergangsbestimmung des Art. [11 Abs. 2 und 3 der Novelle LGBI. Nr. 35/2005, die mit 1. Juli 2005
in Kraft getreten ist, lautet:

»(2) Art. 1 Z 30 bis 35 und 40 ist auch auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden
oder bereits beschlossenen Widmungen anzuwenden.

(3) Art. 1 Z 45 und 46 ist auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden oder bereits
beschlossenen ergdnzenden Bebauungspléne anzuwenden, soweit sich aufgrund des § 112 Abs. 5 in der
Fassung des Art. I Z 89 nichts anderes ergibt.*
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Axrtikel VII

Die Ubergangsbestimmung des Art. 11 Abs. 2, 3 und 4 der Novelle LGBI. Nr. 47/2011, die mit 1. Juli
2011 in Kraft tritt, lautet:

»(2) Art. I Z 125a tritt mit 31. Dezember 2010 in Kraft.

(3) § 40 Abs. 1 zweiter Satz, § 41 Abs. 2, 8§ 42 Abs. 1, 3,4aund 6, § 43 Abs. 2, 4 und 6, § 44, § 45 Abs.
2,846 Abs. 5, 8§48, §48a Abs. 2, 8§ 49a, § 50, § 51, § 52 und § 53 Abs. 2 und 3 in der Fassung des Art. |
sind auch auf die am 30. Juni 2011 bestehenden oder bereits beschlossenen Widmungen, gegebenenfalls
nach MaRgabe des 8 109 Abs. 4 in der Fassung des Art. I, anzuwenden.

(4) Auf Vorbehaltsflachen nach § 52 Abs. 1 lit. b des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2006 in der Fassung
LGBI. Nr. 27/2006 ist § 52 Abs. 6 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2006 in derselben Fassung weiter
anzuwenden.

Artikel VI1II

Die Ubergangsbestimmung des Art. 87 Abs. 3 des 2. Tiroler Verwaltungsgerichtsbarkeits-
Anpassungsgesetzes, LGBI. Nr. 130/2013, welche am 1. Janner 2014 in Kraft getreten ist und auf die
Umlegungsbehorde nach § 92 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2011 in der Fassung des Gesetzes
LGBI. Nr. 150/2012 Anwendung findet, lautet:

»(3) Die mit dem Ablauf des 31. Dezember 2013 beim Amt der Landesregierung als Behdrde anhéngigen
Verfahren, die ab dem 1. Janner 2014 statt in die Zustandigkeit des Amtes der Landesregierung in die
Zustandigkeit der Landesregierung fallen, sind von der Landesregierung fortzusetzen.*

Artikel IX

Die Ubergangsbestimmung des Art. 11 Abs. 2 bis 5 der Novelle LGBI. Nr. 93/2016, die mit 1. Oktober
2016 in Kraft tritt, lautet:

»(2) Die Bestimmungen des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2011 in der Fassung des Art. I betreffend die
Voraussetzungen firr die Widmung von Grundstiicken als Bauland, Sonderflachen oder VVorbehaltsflachen
und die auf entsprechend gewidmeten Grundstiicken zulédssigen Bauvorhaben sind auf die im Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden oder bereits beschlossenen Widmungen mit Ausnahme des
§ 37 Abs. 4 und 5 und in diesem Umfang auch des § 52a Abs. 1 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2011
in der Fassung des Art. | Z 49 bzw. 81 anzuwenden.

(3) Art. 1 Z 83 bis 99 ist auch auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden oder
bereits beschlossenen Bebauungsplane anzuwenden, soweit sich aufgrund des § 116 Abs. 5 und 6 des
Tiroler Raumordnungsgesetzes 2011 in der Fassung des Art. | Z 127 nichts anderes ergibt.

(4) 8 62 Abs. 6 zweiter Satz des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2011 in der Fassung des Gesetzes LGBI.
Nr. 82/2015 ist auf Bauvorhaben, Uber die das Bauverfahren am 30. September 2016 anhangig ist, weiter
anzuwenden.

(5) 8 71a des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2011 in der Fassung des Art. | Z 109 ist in Féllen, in denen
der Vorschlag zur Anderung des Flachenwidmungsplanes bereits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
erstattet wurde, nicht anzuwenden.

Artikel X

(1) Mit Art. VI der Kundmachung LGBI. Nr. 56/2011 wurden nach Art. 41 Abs. 2 lit. ¢ der Tiroler
Landesordnung 1989 folgende Ubergangsbestimmungen als nicht mehr geltend festgestellt, weil sie
gegenstandslos geworden sind:

a) Art. Il Abs. 2 der Novelle LGBI. Nr. 28/1997,

b) Art. Il Abs. 3 und 4 der Novelle LGBI. Nr. 21/1998,

c) Art. Il Abs. 4 der Novelle LGBI. Nr. 73/2001.

(2) Nach Art. 41 Abs. 2 lit. ¢ der Tiroler Landesordnung 1989 wird die Ubergangsbestimmung des Art.
VI Abs. 3 des Tiroler Seveso I11-Anpassungsgesetzes, LGBI. Nr. 187/2014, als nicht mehr geltend
festgestellt, weil sie gegenstandslos geworden ist.

Der Art. 1l der Kundmachung LGBI. Nr. 110/2019, in der Fassung LGBI. Nr. 51/2020 lautet:

"(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Janner 2020 in Kraft, soweit im Abs. 2 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Art. 1 2 18, 76, 78, 79, 80, 82 und 83 tritt mit 1. Juli 2020 in Kraft. Die Landesregierung kann fiir das
Inkrafttreten durch Verordnung einen spéateren Zeitpunkt, langstens jedoch den 1. Oktober 2020,
festlegen, wenn aufgrund der Erschwernisse fur die Verwaltungsrechtspflege infolge des Auftretens und
der Verbreitung von COVID-19 die erforderlichen EDV-technischen Voraussetzungen fiir die
Implementierung der befristeten Widmung als Bauland im elektronischen Flachenwidmungsplan zeitlich
friher nicht geschaffen werden kénnen.
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(2a) § 37a in der Fassung des Art. | Z 18 ist auf am 1. Juli 2020 oder, wenn in einer Verordnung nach
Abs. 2 zweiter Satz ein spéterer Zeitpunkt fiir das Inkrafttreten dieses Gesetzes festgelegt wurde, auf in
diesem Zeitpunkt bei der Gemeinde anhéngige Verfahren zur Anderung des Flachenwidmungsplanes
nicht anzuwenden, wenn die endgiiltige Beschlussfassung tber die Anderung im Gemeinderat spétestens
innerhalb eines Jahres ab diesem Zeitpunkt erfolgt. Dies gilt auch im Fall, dass in diesem Zeitpunkt zwar
die Beschlussfassung im Gemeinderat iiber die Anderung des Flachenwidmungsplanes bereits erfolgt ist,
die Anderung des Flachenwidmungsplanes aber noch nicht aufsichtsbehdrdlich genehmigt oder noch
nicht kundgemacht worden ist.

(3) Verordnungen der Landesregierung aufgrund dieses Gesetzes durfen schon vor seinem Inkrafttreten
erlassen werden; sie durfen jedoch friihestens mit dem im Abs. 1 bezeichneten Zeitpunkt in Kraft gesetzt
werden.

(4) Art. 1 Z 19 bis 39 und 44 bis 47 ist auch auf die am 31. Dezember 2019 bestehenden oder bereits
beschlossenen Widmungen anzuwenden.

(5) Am 31. Dezember 2019 anhéngige Verfahren zur Vorschreibung von Beitrdgen zu den Kosten der
Ausarbeitung der Anderung eines Flichenwidmungsplanes sind bei Vorliegen der VVoraussetzungen nach
§ 29a dritter Satz des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016 in der Fassung des Art. | Z 11 einzustellen.
(6) § 47a Abs. 2 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016 in der Fassung des Art. | Z 40 ist auf am 31.
Dezember 2019 anhangige Bauverfahren betreffend Chaletdérfer nicht anzuwenden.

(7) Bei am 31. Dezember 2019 bestehenden Sonderflachen fiir BeherbergungsgrofRbetriebe entféllt die
Festlegung der zuldssigen Hochstanzahl an R&umen zur Beherbergung von Gasten im Sinn des § 48 Abs.
3 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 144/2018.

(8) Auf am 31. Dezember 2019 bestehende Vorbehaltsflachen fiir den geférderten Wohnbau ist § 52a
Abs. 2 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016 in der Fassung des Art. | Z 48 nicht anzuwenden. Auf
solchen Vorbehaltsflachen diirfen objektgeforderte und subjektgeforderte Wohnbauvorhaben errichtet
werden. Zur Sicherstellung der Finanzierung von Wohnbauvorhaben darf durch eine zusétzliche
Festlegung bestimmt werden, dass neben objektgeférderten und subjektgeférderten Wohnbauvorhaben
auch frei finanzierte Wohnbauvorhaben errichtet werden dirfen. In diesem Fall durfen in einem
insgesamt untergeordneten Ausmaf zur Sicherstellung der Finanzierung des betreffenden
Wohnbauvorhabens im unbedingt erforderlichen Ausmal3 auch frei finanzierte Wohnbauvorhaben
errichtet werden. § 52a Abs. 3 in der Fassung des Art. | Z 48 gilt sinngemaB. Im Ubrigen ist § 52a Abs. 4
bis 7 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016 in der Fassung des Art. 1 Z 48 bis 51 anzuwenden.

(9) Auf am 31. Dezember 2019 anhéngige Verfahren zur Fortschreibung oder Anderung des ortlichen
Raumordnungskonzeptes, zur Anderung des Flachenwidmungsplanes und zur Erlassung, Anderung oder
Aufhebung von Bebauungsplanen sind die 88 63 bis 68 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016 in der
Fassung des Art. | Z 58 anzuwenden."

Der Art. Il der Kundmachung LGBI. Nr. 122/2019, in der Fassung LGBI. Nr. 51/2020 lautet:

,»(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Janner 2020 in Kraft, soweit in den Abs. 2, 3 und 5 nichts anderes bestimmt
ist.

(2) 8 113 in der Fassung des Art. | Z 27 tritt am 15. November 2019 in Kraft. Von diesem Zeitpunkt an
durfen im elektronischen Flachenwidmungsplan Kundmachungen nach § 70 des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 2016 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 110/2019 nicht mehr vorgenommen
werden.

(3) Auf Anderungen des Fldchenwidmungsplanes und sonstige Inhalte des Flachenwidmungsplanes, die
im Zeitraum zwischen der bestatigenden elektronischen Kundmachung des Flachenwidmungsplanes und
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes elektronisch kundgemacht werden, ist § 70 des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 2016 in der Fassung des Art. | Z 12 vorzeitig anzuwenden.

(4) Verordnungen der Landesregierung aufgrund dieses Gesetzes diirfen schon vor seinem Inkrafttreten
erlassen werden; sie durfen jedoch fruhestens mit dem im Abs. 1 bzw. Abs. 2 bezeichneten Zeitpunkt in
Kraft gesetzt werden.

(5) 8 117 Abs. 3 in der Fassung des Art. | Z 28 tritt mit 1. Juli 2020 in Kraft. Die Landesregierung kann
fiir das Inkrafttreten durch Verordnung einen spateren Zeitpunkt, l&ngstens jedoch den 1. Oktober 2020,
festlegen, wenn aufgrund der Erschwernisse fur die Verwaltungsrechtspflege infolge des Auftretens und
der Verbreitung von COVID-19 die erforderlichen EDV-technischen Voraussetzungen fiir die
Implementierung der befristeten Widmung als Bauland im elektronischen Flachenwidmungsplan zeitlich
friher nicht geschaffen werden kénnen.

(6) 8 117 Abs. 3 in der Fassung des Art. | Z 28 ist auf am 1. Juli 2020 oder, wenn in einer Verordnung
nach Abs. 5 zweiter Satz ein spaterer Zeitpunkt fur das Inkrafttreten dieses Gesetzes festgelegt wurde, auf
in diesem Zeitpunkt bei der Stadt Innsbruck anhangige Verfahren zur Anderung des
Flachenwidmungsplanes nicht anzuwenden, wenn die endgiiltige Beschlussfassung iiber die Anderung im
Gemeinderat spétestens innerhalb eines Jahres ab diesem Zeitpunkt erfolgt. Dies gilt auch im Fall, dass in
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diesem Zeitpunkt zwar die Beschlussfassung im Gemeinderat tber die Anderung des
Flachenwidmungsplanes bereits erfolgt ist, die Anderung des Flachenwidmungsplanes aber noch nicht
aufsichtsbehdrdlich genehmigt oder noch nicht kundgemacht worden ist.”

Der Art. 1l des Gesetzes LGBI. Nr. 164/2021 lautet:

"Artikel Il

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Jdnner 2022 in Kraft.

(2) Am 31. Dezember 2021 in Geltung stehende Verordnungen der Landesregierung nach § 31d Abs. 1
oder 2 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 114/2021, mit
denen eine langere Frist zur Fortschreibung des drtlichen Raumordnungskonzeptes festgelegt wird,
bleiben aufrecht. Auf diese ist § 31d Abs. 1 bzw. 2 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016 in der
Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 114/2021 weiter anzuwenden.

(3) In Féllen des Abs. 2 darf eine langere Frist fur die Fortschreibung des ortlichen
Raumordnungskonzeptes nach § 31d Abs. 1 oder 2 des Tiroler Raumordnungsgesetzes in der Fassung des
Gesetzes LGBI Nr. 164/2021 nur insoweit festgelegt werden, als dadurch eine insgesamt 14-jahrige Frist
fiir die Fortschreibung nicht tiberschritten wird."

Langtitel

Kundmachung der Landesregierung vom 20. September 2016 tiber die Wiederverlautbarung des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 2011 als Tiroler Raumordnungsgesetz 2016

StF: LGBI. Nr. 101/2016

Anderung

LGBI. Nr. 144/2018 - Landtagsmaterialien: 375/18
LGBI. Nr. 110/2019 - Landtagsmaterialien: 275/19
LGBI. Nr. 122/2019 - Landtagsmaterialien: 416/19
LGBI. Nr. 46/2020 - Landtagsmaterialien: 3/20
LGBI. Nr. 51/2020 - Landtagsmaterialien: 128/20
LGBI. Nr. 116/2020 - Landtagsmaterialien: 596/20
LGBI. Nr. 114/2021 - Landtagsmaterialien: 399/21
LGBI. Nr. 158/2021 - Landtagsmaterialien: 413/21
LGBI. Nr. 161/2021 - Landtagsmaterialien: 528/21
LGBI. Nr. 164/2021 - Landtagsmaterialien: 541/21
LGBI. Nr. 167/2021 - Landtagsmaterialien: 643/21
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eines ortlichen Raumordnungskonzeptes oder eines Flachenwidmungsplanes
durch den Verfassungsgerichtshof

8§73 Anderungsvorschlag, Planungsgespréch
§74 Bausperre
875 Entschadigung
876 Ersatzvornahme
6. Abschnitt
Sonderbestimmungen fiir die Vereinigung von Gemeinden
8§ 76a Wiederinkraftsetzung und Anderung des 6rtlichen Raumordnungskonzeptes, des
Flachenwidmungsplanes, der Bebauungsplane und allfalliger ErschlieBungspléne
§ 76b Elektronische Kundmachung der wieder in Kraft gesetzten Fl&chenwidmungspléne;
neuerliche elektronische Kundmachung des Flachenwidmungsplanes
8 76¢ Neuerlassung des ortlichen Raumordnungskonzeptes
8 76d Anderungen des Flachenwidmungsplanes aufgrund des neu erlassenen ortlichen

Raumordnungskonzeptes

1. Teil

Baulandumlegung
§77 Zweck
878 Einleitung des Umlegungsverfahrens
8§79 Rechtswirkungen
§80 Grenzfeststellung
§81 Einbeziehen und Ausscheiden von Grundstiicken
§82 Verkehrsflachen und sonstige Anlagen
883 Grundsétze fur die Neuregelung der Grundstiicksordnung
884 Entfernung von Zugehor, Verlegung von Anlagen
§85 Rechte an Grundstiicken
§ 86 Entwurf der Neuordnung, miindliche Verhandlung
§87 ErschlieBungsplan
8§88 Anderung des Flachenwidmungsplanes im Umlegungsgebiet
889 Umlegungsbescheid, Abschluss des Verfahrens
890 Eigentumsiibergang, Leistung der Geldabfindungen und Vergltungen
§91 Umlegungsvertrage
§92 Umlegungsiibereinkommen
§93 Einstellung des Verfahrens
§94 Zustandigkeit
§95 Verfahren
8 96 Inanspruchnahme von Grundstiicken
8§97 Befreiung von Abgaben und Gebiihren

V. Teil

Tiroler Bodenfonds
§98 Errichtung, Aufgaben, Aufbringung der Mittel
8§99 Sicherung des Fondszweckes, Richtlinien
8 100 Organe des Tiroler Bodenfonds, Bedienstete
8101 Zusammensetzung des Kuratoriums, Bestellung der Mitglieder
§ 102 Erldschen der Mitgliedschaft zum Kuratorium
§ 103 Aufgaben und Geschéaftsgang des Kuratoriums
§104 Bestellung des Geschaftsfiihrers, Erléschen des Amtes
8 105 Aufgaben des Geschéftsflihrers
8 106 Aufnahme von Darlehen
8§ 107 Geschaftsordnung des Kuratoriums
§108 Aufsicht
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Art/ Gegenstand / Bezeichnung
Paragraf
V. Teil
Schluss- und Ubergangsbestimmungen, Inkrafttreten
§109 Bestehende Gastgewerbebetriebe zur Beherbergung von Gésten
§ 110 Kernzonen
§111 Anhangige Verfahren zur Fortschreibung des 6rtlichen Raumordnungskonzeptes
§112 Bestehende Widmungen
§ 113 Bestatigende elektronische Kundmachung des Flachenwidmungsplanes
§114 Bestehende Einkaufszentren und Handelsbetriebe
§ 115 Bestehende Bebauungspléne
8116 Sonderbestimmungen flr die Stadt Innsbruck
8 117 Vorlaufige Weitergeltung des analogen Flachenwidmungsplanes der Stadt Innsbruck
§ 118 Ubernahme des analogen Flachenwidmungsplanes der Stadt Innsbruck
in den elektronischen Flachenwidmungsplan
8119 Bisherige Kostenbeitrage
8120 Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde
§121 Verarbeitung personenbezogener Daten
§122 Inkrafttreten, Umsetzung von Unionsrecht
Anlage zu
den 8§ 8,
48a und 49

Der Landtag hat beschlossen:

Text

l. Teil
Uberortliche Raumordnung

1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

81
Aufgabe und Ziele der Uberdrtlichen Raumordnung
(1) Die Uberortliche Raumordnung dient der geordneten und nachhaltigen rdumlichen Entwicklung
des Landes, die die Interessen der Wirtschaft, der Umwelt- und der Sozialvertraglichkeit ausgewogen
beriicksichtigt.

(2) Ziele der tberdrtlichen Raumordnung sind insbesondere:

a) die sparsame und zweckmaRige Nutzung des Bodens,

b) der Schutz und die Pflege der Umwelt, insbesondere die Bewahrung oder die weitestmdgliche
Wiederherstellung der Reinheit von Luft, Wasser und Boden sowie die Vermeidung oder
Verringerung der schadlichen Auswirkungen von Larm,

c) die Bewahrung oder die weitestmdgliche Wiederherstellung eines unbeeintréachtigten und
leistungsfahigen Naturhaushaltes sowie des Artenreichtums der heimischen Tier- und
Pflanzenwelt und ihrer natlrlichen Lebensraume sowie der Schutz und die Pflege der Natur- und
der Kulturlandschaft in ihrer Vielfalt, Eigenart und Schénheit,

d) die Sicherung des Lebensraumes, insbesondere der Siedlungsgebiete und der wichtigen
Verkehrswege, vor Naturgefahren unter besonderer Beachtung der Auswirkungen des
Klimawandels,

e) die Verhitung schwerer Unfélle in Betrieben im Sinn der Richtlinie 2012/18/EU (Seveso-
Betriebe) und die Begrenzung der Folgen derartiger Unfalle fir die menschliche Gesundheit und
die Umwelt durch die Uberwachung
1. der Ansiedlung derartiger Betriebe,

2. der Anderung bestehender derartiger Betriebe und
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3.von neuen Entwicklungen in der Nachbarschaft derartiger Betriebe, einschlielich der
Verkehrswege, der 6ffentlich genutzten Ortlichkeiten und der Siedlungsgebiete,

wenn diese Mafinahmen oder Entwicklungen Ursache schwerer Unfélle sein oder das Risiko solcher

Unfélle vergroRern oder deren Folgen verschlimmern kdnnen,

f) der Schutz von Siedlungsgebieten, von 6ffentlich genutzten Geb&uden und Gebieten, von
Erholungsgebieten, von Hauptverkehrswegen, soweit dies unter Beriicksichtigung ihrer
Schutzinteressen mdglich ist, und von 6kologisch besonders wertvollen oder empfindlichen
Gebieten durch die Wahrung angemessener Sicherheitsabstdnde zwischen Seveso-Betrieben und
den betreffenden Gebaduden, Gebieten oder Verkehrswegen; bei 6kologisch besonders wertvollen
oder empfindlichen Gebieten kénnen statt dessen andere im Hinblick auf die Schutzinteressen
gleichwertige MalRnahmen getroffen werden,

g) die Erhaltung und Weiterentwicklung der Siedlungsgebiete zur Deckung des Wohnbedarfes der
Bevolkerung, wobei von nachteiligen Umwelteinflissen mdglichst gering beeintréchtigte
Lebensbedingungen, die Verhinderung der Zersiedelung, die Verwirklichung verdichteter
Bauformen sowie angemessene Grundstlickspreise anzustreben sind,

h) die Sicherung und Entwicklung von Erholungsrdumen und von Erholungseinrichtungen im
Nahbereich der Siedlungsgebiete,

i) die Erhaltung und zeitgemé&Re Entwicklung einer wettbewerbsfahigen, den Erfordernissen des
Arbeitsmarktes, den Versorgungsbhedirfnissen der Bevolkerung und den Erfordernissen des
Umweltschutzes entsprechenden Wirtschaft; insbesondere sind anzustreben:

1. die Sicherung geeigneter und ausreichend grof3er landwirtschaftlich nutzbarer Flachen unter
besonderer Beachtung der Bodenbonitét, die Verbesserung der agrarischen Infrastruktur und
die Erhaltung der bauerlichen Betriebsstrukturen,

2. die Freihaltung von Gebieten mit wichtigen Rohstoffvorkommen von Nutzungen, die diese
Vorkommen beeintrdchtigen oder ihrer ErschlieBung bzw. Gewinnung entgegenstehen
wiirden,

3. die Sicherung geeigneter und ausreichend grof3er Gebiete flr die Griindung, Ansiedlung und
Erweiterung von Gewerbe- und Industriebetrieben, wobei nach Mdglichkeit regionale
Ldsungen anzustreben sind,

4. die Sicherung der Grundlagen und die Entwicklung der infrastrukturellen VVoraussetzungen fur
den Tourismus,

j)eine Verteilung der Standorte wvon Betrieben und Einrichtungen mit Uberdrtlicher
Versorgungsfunktion, die im gesamten Einzugsbereich eine mdglichst einfache und rasche
Erreichbarkeit, insbesondere auch mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln, gewéhrleistet,

k) die moglichst umweltgerechte Deckung der Verkehrshedirfnisse der Bevolkerung und der
Wirtschaft, wobei die Vermeidung unnotwendigen Verkehrs, die Verringerung des motorisierten
Individualverkehrs, der Ausbau des oOffentlichen Personenverkehrs und die Verlagerung des
Guterverkehrs auf die Bahn anzustreben sind,

I) die Erhaltung und Weiterentwicklung qualitativ hochwertiger und bedarfsgerechter
Einrichtungen im Bereich der technischen Infrastrukturen; insbesondere sind anzustreben:

1. der Schutz wichtiger Quell- und Grundwasservorkommen sowie die Sicherung einer
ausreichenden  und  einwandfreien =~ Wasserversorgung und  einer  geordneten
Abwasserbeseitigung,

2. die Vorsorge fiir eine den Erfordernissen der Abfallvermeidung, der Abfalltrennung, der
Abfallverwertung und einer geordneten Abfallentsorgung entsprechenden Abfallwirtschaft,

3. die Sicherung der Energieversorgung, insbesondere durch den effizienten Einsatz von Energie,
und das Streben nach einer moglichst eigenstandigen, den Erfordernissen des Umwelt- und
des Klimaschutzes entsprechenden Energieversorgung unter vermehrter Ausnitzung der
heimischen erneuerbaren Energietréager,

4. die Schaffung und Weiterentwicklung von dem Stand der Technik entsprechenden
Einrichtungen der Informations- und Kommunikationstechnologie,

m) die Erhaltung und Weiterentwicklung qualitativ hochwertiger, bedarfsgerechter und rdumlich
ausgewogener Systeme von Einrichtungen im Bereich der sozialen Infrastrukturen, insbesondere
von
1. Kinderbetreuungs-, Bildungs-, Kultur- und Sporteinrichtungen,
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2. Einrichtungen zur gesundheitlichen Versorgung der Bevolkerung, Einrichtungen fur
betreuungs-, hilfs- und pflegebeddirftige, insbesondere altere, Menschen sowie Einrichtungen
der Mindestsicherung,

3. Einrichtungen des Rettungswesens, des Feuerwehrwesens, des Zivilschutzes und des
Katastrophenmanagements sowie Einrichtungen zur Versorgung der Bevélkerung und der
Wirtschaft mit notwendigen Gutern und Dienstleistungen bei Katastrophenfallen und in
Krisenzeiten,

n) die Erhaltung und Starkung der Wirtschafts- und der Verwaltungskraft der Gemeinden sowie die
Verbesserung der Zusammenarbeit der Gemeinden, insbesondere auf regionaler Ebene.

§2
Grundsatze der Gberdrtlichen Raumordnung

Bei der Erfiillung der Aufgabe der Uberdrtlichen Raumordnung und bei der Abwdagung ihrer Ziele

sind folgende Grundsétze zu beachten:

a) Mit den natlrlichen Lebensgrundlagen ist sparsam umzugehen. Sie sind zu pflegen und so weit
wie moglich zu erhalten. Sie dirfen nicht derart in Anspruch genommen oder belastet werden,
dass sie kinftigen Generationen nicht mehr in ausreichendem MaR und ausreichender Glte zur
Verfligung stehen.

b) In allen Landesteilen sind unter Beachtung natur- und lagebedingter Gegebenheiten mdglichst
gleichwertige Lebensbedingungen anzustreben.

c) Die kulturelle, gesellschaftliche und wirtschaftliche Eigenstédndigkeit des Landes und seiner Teile
ist unter Berlicksichtigung spezifischer regionaler Starken zu fordern.

d) Auf grenzlbergreifende innerstaatliche und zwischenstaatliche Zusammenhdnge und
Verflechtungen ist unter Wahrung der Interessen der Bevolkerung Bedacht zu nehmen.

83
Informationspflicht

(1) Die Organe des Landes und der Gemeinden sowie der sonstigen Koérperschaften offentlichen
Rechts sind verpflichtet, der Landesregierung moglichst friih die von ihnen beabsichtigten, fur die
Raumordnung des Landes wesentlichen raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen mitzuteilen sowie
Auskunft Uber die sonstigen hierfir wesentlichen Umsténde zu erteilen, soweit dem eine gesetzliche
Verschwiegenheitspflicht nicht entgegensteht. Sonstige 6ffentliche und private Planungstrager sind zur
Auskunft Uber die fur die Raumordnung des Landes wesentlichen Umstande verpflichtet, soweit dem eine
gesetzliche Verschwiegenheitspflicht nicht entgegensteht und sofern dadurch nicht Geschéfts- oder
Betriebsgeheimnisse verletzt werden. In gleicher Weise sind die Inhaber von Seveso-Betrieben und die
Projektwerber bezuglich solcher Betriebe verpflichtet, ausreichende Informationen zu den vom Betrieb
ausgehenden Risiken zur Verfugung zu stellen. Bei Betrieben der unteren Klasse im Sinn des Art. 3 Z 2
der Richtlinie 2012/18/EU miissen diese Informationen nur auf Verlangen der Behérde zur Verfiigung
gestellt werden.

(2) Die Landesregierung ist verpflichtet, den betroffenen Gemeinden moglichst friih die fir die
ortliche Raumordnung wesentlichen raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen des Landes
mitzuteilen sowie Auskunft (ber die sonstigen hierflr wesentlichen Umstande zu erteilen, soweit dem
eine gesetzliche Verschwiegenheitspflicht nicht entgegensteht.

(3) Planungen und MalRnahmen sind raumbedeutsam, wenn sie darauf gerichtet sind,

a) im groReren Umfang Boden in Anspruch zu nehmen oder mdgliche Bodennutzungen
einzuschranken oder zu verandern oder

b) die rdumliche Entwicklung eines Gebietes im Sinn einer angestrebten rdumlichen Ordnung zu
beeinflussen.

(4) Die gegenseitige Informationspflicht nach den Abs. 1 und 2 besteht jedenfalls in dem zur
Erreichung der Ziele nach § 1 Abs. 2 lit. e und f erforderlichen Ausmal.

84
Koordinierung

(1) Bei der Erlassung wvon Verordnungen aufgrund von Landesgesetzen  sind
Raumordnungsprogramme (8 7)  einschlieflich  Regionalprogramme (824 Abs.1 lit.a) zu
beriicksichtigen. Soweit solche nicht bestehen, ist auf die Ziele und Grundsédtze der Uberdrtlichen
Raumordnung Bedacht zu nehmen.
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(2) Investitionen und ForderungsmaBnahmen des Landes Tirol dirfen nur im Einklang mit
Raumordnungsprogrammen einschlieflich Regionalprogrammen oder, soweit solche nicht bestehen, nur
unter Bedachtnahme auf allenfalls bestehende Raumordnungspléne (8 12) einschlieRlich Regionalpléne
(8 24 Abs. 1 lit. b) und auf die Ziele und Grundsétze der tberdrtlichen Raumordnung erfolgen.

2. Abschnitt
Durchfiihrung

85
Bestandsaufnahmen

Die Landesregierung hat die fir die uberdrtliche Raumordnung bedeutsamen natirlichen,
wirtschaftlichen, infrastrukturellen, sozialen und kulturellen Gegebenheiten und deren voraussehbare
Verdnderungen zu erheben und in Bestandsaufnahmen festzuhalten. Die Bestandsaufnahmen sind auf
dem aktuellen Stand zu halten.

86
Vorarbeiten

(1) Die Organe und die sonstigen Beauftragten der Landesregierung sind berechtigt, zur Erarbeitung
und  Aktualisierung  der  Bestandsaufnahmen  und  weiterer  Planungsgrundlagen  fiir
Raumordnungsprogramme Grundstiicke zu betreten und zu befahren, die erforderlichen Vermessungen
und sonstigen technischen Vorarbeiten durchzufiihren und die erforderlichen Vermessungszeichen
anzubringen.

(2) Die Organe und die sonstigen Beauftragten der Landesregierung haben die Tatigkeiten im Sinn
des Abs. 1 so durchzufiihren, dass die Interessen der Eigentiimer der betroffenen Grundstiicke bzw. der
sonst hiertiber Verfligungsberechtigten so gering wie moglich beeintrachtigt werden. Die beabsichtigte
Durchfiihrung von Vermessungen und sonstigen technischen Vorarbeiten ist den Eigentumern der
betroffenen Grundstiicke bzw. den sonst hieriber Verfligungsberechtigten schriftlich mitzuteilen. Bei
Wohnungseigentumsanlagen, fir die ein gemeinsamer Verwalter bestellt ist, kann die Mitteilung an
diesen erfolgen. Das mit der Leitung von Tatigkeiten im Sinn des Abs. 1 betraute Organ hat sich bei der
Benlitzung fremder Grundstiicke gegeniiber dem Eigentlimer des Grundstiickes bzw. dem sonst hiertber
Verflgungsberechtigten auf dessen Verlangen auszuweisen.

(3) Die Eigentimer der betroffenen Grundstiicke bzw. die sonst hiertiber Verfligungsberechtigten
haben die Benitzung der Grundstiicke durch die Organe und die sonstigen Beauftragten der
Landesregierung im Rahmen der Befugnisse nach Abs. 1 zu dulden. Bei Streitigkeiten ber die
Zuléssigkeit einzelner Tatigkeiten entscheidet die Landesregierung auf Antrag des Eigentimers des
betroffenen Grundstlickes bzw. des sonst hieriiber Verfugungsberechtigten oder von Amts wegen.

(4) Die Eigentiimer der betroffenen Grundstiicke bzw. die sonst hierliber Verfligungsberechtigten
haben gegenuber dem Land Tirol Anspruch auf Vergltung der ihnen durch Téatigkeiten im Sinn des
Abs. 1 entstandenen Vermogensnachteile. Kommt eine Einigung Uber die Vergutung nicht innerhalb von
drei Monaten nach Beendigung der betreffenden Tatigkeit zustande, so kann der Eigentimer eines
betroffenen Grundstiickes bzw. der sonst hieriiber Verfigungsberechtigte bei sonstigem Verlust des
Anspruches innerhalb eines weiteren Jahres die Festsetzung der Verglitung durch die Landesregierung
beantragen. Fir die Festsetzung der Vergltung gilt § 65 des Tiroler StraBengesetzes, LGBI. Nr. 13/1989,
in der jeweils geltenden Fassung sinngemaR.

87
Raumordnungsprogramme
(1) Die Landesregierung hat durch Verordnung Raumordnungsprogramme zu erlassen. In diesen
sind unter Berlicksichtigung der Ergebnisse der Bestandsaufnahmen jene Ziele, Grundsédtze oder
MaRnahmen festzulegen, die fir eine geordnete und nachhaltige rdumliche Entwicklung im Sinn der Ziele
und Grundsétze der uberdértlichen Raumordnung erforderlich sind.
(2) An MalRnahmen kann in Raumordnungsprogrammen insbesondere festgelegt werden, dass

a) bestimmte Gebiete oder Grundflachen flr bestimmte Zwecke génzlich oder von baulichen
Anlagen bestimmter Art freizuhalten sind, wie beispielsweise

1. flr die Landwirtschaft,
2. zur Erhaltung der Landschaft oder 6kologisch besonders wertvoller Gebiete,
3. zum Schutz von Wasservorkommen,
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4. fur MaRnahmen zum Schutz vor Lawinen, Hochwasser, Wildb&chen, Steinschlag, Erdrutsch
oder anderen gravitativen Naturgefahren,

5. fiir Hochwasserabflussbereiche oder -riickhalteraume,

b) bestimmte Gebiete oder Grundflachen der Ansiedlung von Gewerbe- und Industriebetrieben oder
der Gewinnung von Rohstoffen vorzubehalten sind,

c) bestimmte Grundflachen der Errichtung von Geb&uden oder sonstigen Anlagen von tberdrtlicher
Bedeutung, die offentlichen Zwecken dienen, wie Schulen und sonstige Bildungseinrichtungen,
Amtsgebdude, Krankenhduser, Alten- und Pflegeheime, sonstige Einrichtungen der sozialen
Infrastruktur,  Wasser- und  Energieversorgungsanlagen,  Abwasserreinigungsanlagen,
Bevorratungseinrichtungen und dergleichen, vorzubehalten sind,

d) bestimmte Grundflachen — unbeschadet der jeweiligen Planungskompetenz — der Errichtung
Uberregionaler Leitungsinfrastrukturen oder tberértlicher Verkehrswege vorzubehalten sind,

e) in bestimmten Gemeinden oder Teilen von Gemeinden die Widmung von Grundflachen als
Bauland, als Sonderflachen oder als Vorbehaltsflachen insbesondere im Interesse des Schutzes
des Siedlungsraumes vor nachteiligen Umwelteinfliissen oder vor Lawinen, Hochwasser,
Wildbéchen, Steinschlag, Erdrutsch oder anderen gravitativen Naturgefahren nur bis zu
bestimmten Grenzen hin zul&ssig ist; dabei kénnen die Grenzen fiir einzelne Arten von Bauland,
von Sonderflachen oder von Vorbehaltsflachen unterschiedlich festgelegt werden,

f) in bestimmten Gemeinden oder Teilen von Gemeinden die Widmung von Grundfléchen als
Wohngebiet, als Mischgebiet, als Sonderflichen und als Vorbehaltsflichen unter
Beriicksichtigung der Standorte von Seveso-Betrieben oder der fir die Ansiedlung oder
Erweiterung solcher Betriebe vorgesehenen Standorte nur bis zu bestimmten Grenzen hin
zuldssig ist.

(3) Weiters kdnnen Raumordnungsprogramme uber fur den Tourismus oder sonst fur Freizeit- und
Erholungszwecke wichtige Infrastruktureinrichtungen, insbesondere (ber bestimmte Arten von
Sportanlagen, erlassen werden. In solchen Raumordnungsprogrammen kénnen Rahmenbedingungen fiir
die Errichtung und die Erweiterung solcher Anlagen und, sofern dafur die Widmung bestimmter Arten
von Sonderflachen erforderlich ist, weiters Grundsitze (ber die Zuldssigkeit der Widmung
entsprechender Sonderflachen festgelegt werden. Die in einem solchen Raumordnungsprogramm
festgelegten Rahmenbedingungen sind in Verfahren aufgrund von landesrechtlichen, insbhesondere
naturschutzrechtlichen, Vorschriften nach Mal3gabe der betreffenden Bestimmungen zu beriicksichtigen.

(4) Raumordnungsprogramme konnen fiir das ganze Land oder fir Teile des Landes
(Planungsgebiete) erlassen werden. Die Grenzen von Planungsgebieten, die nur Teile des Landes
umfassen, durfen die Grenzen von Planungsverbanden (8 23) und Gemeinden schneiden, wenn dies im
Hinblick auf den Inhalt des Raumordnungsprogrammes zweckmaRig ist.

(5) Soweit einzelne Ziele der (Uberértlichen Raumordnung vordringlich sind, konnen in
Raumordnungsprogrammen nur jene besonderen Ziele, Grundsatze oder MalRnahmen festgelegt werden,
die fur die Entwicklung des Planungsgebietes im Sinn dieser Ziele der uberdrtlichen Raumordnung
erforderlich sind, sofern dadurch die geordnete Gesamtentwicklung des Planungsgebietes nicht
beeintrachtigt wird.

(6) In Raumordnungsprogrammen, die MalBnahmen enthalten, kann eine Reihenfolge fur deren
Verwirklichung festgelegt werden.

(7) Raumordnungsprogramme haben unionsrechtliche Verpflichtungen Osterreichs sowie
raumbedeutsame Planungen und MaBnahmen des Bundes, soweit deren Berlcksichtigung
verfassungsrechtlich geboten ist oder Vereinbarungen nach Art. 15a Abs. 1 B-VG dariber bestehen, zu
beriicksichtigen. Im Ubrigen ist auf die raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen des Bundes und
der Gemeinden, im Bereich der gemeinsamen Grenzen auch auf die raumbedeutsamen Planungen und
MaRnahmen der benachbarten Lander und Staaten, Bedacht zu nehmen.

(8) Wird auf Grundflachen, die aufgrund einer Festlegung nach Abs. 2 lit. ¢ oder d einem
bestimmten Verwendungszweck vorzubehalten sind, nicht innerhalb von zehn Jahren nach dem
Inkrafttreten des betreffenden Raumordnungsprogrammes mit der Ausfihrung eines diesem
Verwendungszweck entsprechenden Vorhabens begonnen, so hat die Landesregierung auf Antrag der
Gemeinde oder des jeweiligen Grundeigentiimers die betreffende Festlegung aufzuheben.
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88
Raumordnungsprogramme fiir Einkaufszentren

(1) Einkaufszentren im Sinn dieses Gesetzes sind Gebdude oder Teile von Gebduden, in denen
Betriebe oder Teile von Betrieben untergebracht sind, die Waren, Dienstleistungen oder Waren und
Dienstleistungen anbieten, einschlieRlich der diesen Gebduden oder Teilen von Gebduden funktionell
zugeordneten Anlagen, wenn die Kundenflache das in der Anlage jeweils festgelegte Ausmal Ubersteigt.
Die Kundenflachen mehrerer Betriebe sind zusammenzuzédhlen, wenn die Betriebe in einem
wirtschaftlichen, organisatorischen oder funktionellen Zusammenhang stehen. Dabei gelten auer in
Kernzonen (Abs. 3) mehrere Gebdude oder Teile von Geb&uden als ein Einkaufszentrum, wenn diese in
einem réumlichen Naheverhéltnis stehen; ein derartiges Naheverhdltnis ist zwischen benachbarten
Gebduden jedenfalls dann gegeben, wenn diese nicht durch 6ffentliche Strafien, die dem Verkehr von
Kraftfahrzeugen dienen, getrennt sind. Die Kundenflaiche von Betrieben, die ausschlielich
Dienstleistungen anbieten, bleibt unberiicksichtigt, wenn sie ber von den anderen im selben Gebaude
befindlichen Betrieben getrennte Zugange verfiigen. Gebaude, in denen nur solche Betriebe untergebracht
sind, gelten fiir sich genommen nicht als ein Einkaufszentrum. Betriebe, in denen Kraftfahrzeuge und
ergédnzend dazu Kraftfahrzeugzubehdr und hochstens in einem geringfiigigen Ausmall andere Waren
angeboten werden, gelten nicht als Einkaufszentren.

(2) Kundenflachen sind jene Flachen der im Abs. 1 genannten Geb&ude oder Teile von Gebdauden,
einschlieBlich der diesen funktionell zugeordneten Anlagen, auf denen Waren ausgestellt oder zum
Verkauf angeboten oder Dienstleistungen erbracht werden, Flachen, die der Abwicklung des
geschéftlichen Verkehrs mit den Kunden dienen, und Fl&chen, die der ErschlieBung der genannten
Flachen dienen und zur Benitzung durch Kunden bestimmt sind. Nicht als Kundenflachen gelten:

a) Flachen fur Stiegen, Windfange und Sanitarraume,

b) Flachen fur Kinderbetreuungseinrichtungen,

c) Flachen, die der &rztlichen Berufsausilbung oder, jeweils bis zu einem HochstausmalR von

100 m2, dem Betrieb von Apotheken dienen,

d) Flachen, auf denen Bank- oder Postdienstleistungen erbracht werden,

e) Flachen, auf denen ausschlieBlich solche Waren ausgestellt oder zum Verkauf angeboten werden,
die auf diesen Flachen produziert werden,

f) Flachen, die der Bedienung der Kunden mit Waren dienen und ausschliellich dem Personal
vorbehalten sind,

g) bei Gastgewerbebetrieben zur Beherbergung von Gasten, in die Betriebe integriert sind, die
Waren oder Waren und Dienstleistungen anbieten, die ausschlieBlich Zwecken des Gastgewerbes
dienenden Flachen,

h) Flachen, auf denen Waren ausschlieBlich im Rahmen von Messen ausgestellt oder zum Verkauf
angeboten werden; Messen sind zeitlich befristete Veranstaltungen, auf denen Waren oder
Warenmuster angepriesen und gegebenenfalls auch verkauft werden.

(3) Die Widmung von Sonderflachen fir Einkaufszentren des Betriebstyps A ist nur innerhalb der in
Raumordnungsprogrammen festgelegten Kernzonen von Gemeinden oder Teilen von Gemeinden
zuldssig. Als Kernzonen dirfen Gebiete festgelegt werden, die

a) grofteils als Mischgebiet, gemischtes Wohngebiet oder Wohngebiet gewidmet sind und

b) groRteils eine dichte, zusammenhéngende und mehrgeschossige Bebauung mit einem vielféltigen
gemischten Angebot an Handelsbetrieben, sonstigen Dienstleistungseinrichtungen, wie Banken,
Versicherungen, Biros, Kanzleien, Ordinationen und dergleichen, 6ffentlichen Einrichtungen,
Gastgewerbebetrieben, Freizeiteinrichtungen, kulturellen Einrichtungen, Veranstaltungs- und
Vergnigungsstatten und Wohnbauten aufweisen und

c) Uber eine gute Anbindung an den &ffentlichen Personennahverkehr verfiigen.

Die Kernzonen sind auf der Grundlage der digitalen Katastralmappe im Malstab 1:5.000 oder
groRer darzustellen.

(4) Die Widmung von Sonderflachen fir Einkaufszentren des Betriebstyps B ist nur in den
Randzonen der in einem Raumordnungsprogramm festgelegten Gemeinden oder Teilen von Gemeinden
auf Grundfldchen zuléssig, die innerhalb der im ortlichen Raumordnungskonzept fiir Zwecke der
Wirtschaft vorgesehenen Bereiche liegen. In einem Raumordnungsprogramm im Sinn des ersten Satzes
durfen nur Gemeinden festgelegt werden, die eine fur Einkaufszentren des Betriebstyps B hinreichende
zentralortliche Bedeutung aufweisen, sowie Teile von Gemeinden, die mit einer solchen Gemeinde eine
unmittelbare rdumliche Verflechtung aufweisen.
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(5) Die Landesregierung hat in einem Raumordnungsprogramm die Grundsétze zu bestimmen, die
bei der Widmung von Sonderflachen fur Einkaufszentren (§ 49) zu beachten sind. Dabei kann fir
Einkaufszentren eines Betriebstyps oder beider Betriebstypen die hdochstzuldssige GroéRe von
Sonderflachen fiir Einkaufszentren im Verhaltnis zum zulassigen Héchstausmall der Kundenflache
festgelegt werden. Weiters kann das jeweils zulassige Hochstausmall der Kundenflache und jenes Teiles
der Kundenflache, auf dem Lebensmittel angeboten werden dirfen, abgestuft nach gebiets- oder
bevdlkerungsbezogenen Kriterien festgelegt werden. Ferner kann fur Einkaufszentren des Betriebstyps A
das jeweils zuldssige HochstausmaR der Kundenflache und jenes Teiles der Kundenflache, auf dem
Lebensmittel angeboten werden dirfen, an Kriterien in Bezug auf deren Erreichbarkeit gebunden werden.

(6) Im Raumordnungsprogramm nach Abs. 5 kann Uberdies bestimmt werden, dass die Widmung
von Sonderflachen fir Einkaufszentren eines Betriebstyps oder beider Betriebstypen nur zuldssig ist,
wenn

a) die verkehrsméBige Anbindung der betreffenden Grundflachen an das tberdrtliche Stralennetz

oder

b) die Anbindung der betreffenden Grundflachen an den 6ffentlichen Personennahverkehr
bestimmten Anforderungen entspricht.

(7) Bei der Erlassung der Raumordnungsprogramme nach den Abs. 3 und 5 ist unbeschadet der Ziele
und Grundsatze der Uberdrtlichen Raumordnung insbesondere Bedacht zu nehmen auf
a) die Ubereinstimmung der Versorgungsstruktur mit der Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur,
insbesondere den Grad der Zentralitit der Gemeinden,

b) die méglichst wohnungsnahe Befriedigung der Grundbedrfnisse der Bevolkerung,
c) die Funktionsfahigkeit der Siedlungskerne und
d) die Vermeidung von unzumutbaren schadlichen Auswirkungen des Verkehrs.

(8) Bei der Erlassung des Raumordnungsprogrammes nach Abs. 4 ist unbeschadet der Ziele und
Grundsatze der tberdrtlichen Raumordnung insbesondere auch auf die Ziele nach Abs. 7 lit.a und d
Bedacht zu nehmen.

89
Verfahren zur Erlassung von Raumordnungsprogrammen

(1) Die Landesregierung hat Entwiirfe von Raumordnungsprogrammen mit Ausnahme von
Raumordnungsprogrammen nach §8 Abs.3, 4 und 5 einer Umweltprifung nach dem Tiroler
Umweltprifungsgesetz, LGBI. Nr. 34/2005, zu unterziehen.

(2) Der Entwurf eines Raumordnungsprogrammes ist weiters der Kammer der Architekten und
Ingenieurkonsulenten fur Tirol und Vorarlberg, der Kammer fur Arbeiter und Angestellte fir Tirol, der
Wirtschaftskammer Tirol und der Landwirtschaftskammer zur Abgabe einer Stellungnahme zu
Ubersenden. Der Entwurf eines Raumordnungsprogrammes, das fur das ganze Land erlassen werden soll,
ist weiters dem Tiroler Gemeindeverband und der Stadt Innsbruck, der Entwurf eines
Raumordnungsprogrammes, das nur flir einen Teil des Landes erlassen werden soll, den im
Planungsgebiet liegenden Planungsverbéanden (8 23) und Gemeinden zur Abgabe einer Stellungnahme zu
Ubersenden. Fir die Abgabe der Stellungnahme ist eine Frist von zwei Monaten einzurdumen. Die
Ubersendung des Entwurfes an die genannten Stellen hat in einem mit der Beteiligung der offentlichen
Umweltstellen am Umweltpriifungsverfahren nach § 6 des Tiroler Umweltpriifungsgesetzes zu erfolgen.

(3) Enthalt der Entwurf eines Raumordnungsprogrammes, das nur fiir einen Teil des Landes erlassen
werden soll, Festlegungen nach §7 Abs.2, so haben die Gemeinden den (bersandten Entwurf
unverziglich im Gemeindeamt zur allgemeinen Einsicht wéahrend sechs Wochen aufzulegen. Die
Auflegung hat in einem mit der Beteiligung der Offentlichkeit am Umweltpriifungsverfahren nach § 6 des
Tiroler Umweltprifungsgesetzes zu erfolgen. Die Auflegung ist durch Anschlag an der Amtstafel der
Gemeinde kundzumachen. Die Landesregierung hat die Auflegung bei den Gemeinden (berdies im Bote
fur Tirol zu verlautbaren und auf der Internetseite des Landes Tirol bekannt zu machen. Die
Kundmachungen, Verlautbarungen und Bekanntmachungen haben die Auflegungsfrist und den Hinweis
zu enthalten, dass Personen, die in der Gemeinde ihren Hauptwohnsitz haben, und Rechtstrégern, die in
der Gemeinde eine Liegenschaft oder einen Betrieb besitzen, das Recht zusteht, bis spatestens eine
Woche nach dem Ablauf der Auflegungsfrist eine schriftliche Stellungnahme zum Entwurf abzugeben.
Die Gemeinden haben die flr die Auflegung des Entwurfes erforderlichen Amtsrdume zur Verfiigung zu
stellen, die Kundmachung an der Amtstafel der Gemeinde durchzufiihren, die schriftlichen
Stellungnahmen entgegenzunehmen und diese nach dem Ablauf der Frist fir die Abgabe einer
Stellungnahme unverziglich an die Landesregierung weiterzuleiten.
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(4) Die Landesregierung hat nach dem Abschluss des Verfahrens nach den Abs. 2 und 3 eine
Stellungnahme des Raumordnungsbeirates (8§ 18) zum Entwurf des Raumordnungsprogrammes
einzuholen. Den Mitgliedern des Raumordnungsbeirates ist auf Verlangen Einsicht in alle den Entwurf
des Raumordnungsprogrammes betreffenden Unterlagen einschlieflich der eingelangten Stellungnahmen
zu gewahren.

(5) Das Verfahren nach den Abs. 2, 3 und 4 ist auf Raumordnungsprogramme nach § 8 Abs. 3 nicht
anzuwenden. Solche Raumordnungsprogramme sind den im Abs. 2 erster Satz genannten Stellen sowie
den jeweils betroffenen Planungsverbanden und Gemeinden zur Abgabe einer Stellungnahme zu
Uibersenden. Fir die Abgabe der Stellungnahme ist eine Frist von einem Monat einzurdumen.

§10
Anderung von Raumordnungsprogrammen

(1) Raumordnungsprogramme sind zu &ndern, soweit dies

a) durch eine Anderung der dem Raumordnungsprogramm zugrunde liegenden Gegebenheiten im
Hinblick auf die Ziele und Grundsétze der tberdrtlichen Raumordnung oder

b) aufgrund von unionsrechtlichen  Verpflichtungen  Osterreichs oder aufgrund  der
verfassungsrechtlich oder im Hinblick auf Vereinbarungen nach Art. 15a Abs. 1 B-VG gebotenen
Beriicksichtigung von raumbedeutsamen Planungen oder MaBnahmen des Bundes zur
Vermeidung von Planungswiderspriichen
erforderlich ist.

(2) Raumordnungsprogramme durfen geéndert werden, wenn
a) wichtige im 6ffentlichen Interesse gelegene Griinde hierfir vorliegen oder

b) im Fall von Raumordnungsprogrammen mit Malnahmen nach § 7 Abs. 2 lit. a, e oder f nur eine
geringfiigige Anderung der fur den jeweiligen Planungszweck freizuhaltenden Gebiete oder
Grundflachen bzw. der zuldssigen Widmungsgrenzen erfolgt, insbesondere zur Schaffung
ausreichend groRer Bauplatze oder fir sonstige Abrundungen des Baulandes,
und die Anderung den Zielen und Grundsatzen der (berértlichen Raumordnung nicht
widerspricht.

(3) Anlésslich der Fortschreibung der 6rtlichen Raumordnungskonzepte (8 31a) durfen
Raumordnungsprogramme mit Manahmen nach § 7 Abs. 2 lit. a, e oder f weiters gedndert werden, wenn
sie zum aufgelegten Entwurf des fortgeschriebenen &rtlichen Raumordnungskonzeptes im Widerspruch
stehen und die mit diesem Entwurf verfolgten &rtlichen Raumordnungsinteressen den mit dem
Raumordnungsprogramm verfolgten tberdrtlichen Raumordnungsinteressen unter Bedachtnahme auf die
jeweiligen Raumordnungsziele zumindest gleichwertig sind.

(4) Entwiirfe Uber die Anderung von Raumordnungsprogrammen mit Ausnahme von
Raumordnungsprogrammen nach §8 Abs. 3, 4 und 5 sind einer Umweltprifung nach dem Tiroler
Umweltprifungsgesetz zu unterziehen. Dies gilt nicht flr geringfligige Abrundungen im Sinn des Abs. 2
lit. b oder wenn die Anderung sonst geringfiigig ist und voraussichtlich keine erheblichen
Umweltauswirkungen zur Folge hat. Bei der Beurteilung der Erheblichkeit der Umweltauswirkungen sind
die Kriterien nach Anhang Il der Richtlinie 2001/42/EG uber die Priifung der Umweltauswirkungen
bestimmter Plane und Programme zu bericksichtigen. Die Landesregierung kann durch Verordnung
nahere Bestimmungen dariiber erlassen, unter welchen Voraussetzungen Entwiirfe tiber die Anderung von
Raumordnungsprogrammen keiner Umweltprifung bedirfen. Insbesondere kdnnen Kriterien bestimmt
werden, bei deren Vorliegen eine Umweltpriifung fiir die Anderung von Raumordnungsprogrammen oder
von bestimmten Arten von Raumordnungsprogrammen keinesfalls erforderlich ist. Dabei kdnnen auch
Grenz- oder Schwellenwerte festgelegt werden.

(5) Fir das Verfahren zur Anderung von Raumordnungsprogrammen gilt § 9 sinngemaR mit der
MaRgabe, dass

a) die Frist fur die Abgabe der Stellungnahmen nach § 9 Abs. 2 dritter Satz einen Monat zu
betragen hat,

b) die Auflegung des Entwurfes nach § 9 Abs. 3 erster Satz auf die von der Anderung betroffenen
Gemeinden beschrankt werden kann; in diesem Fall sind die Ubrigen Gemeinden des
Planungsgebietes von der Auflegung zu verstandigen,

c) die Verlautbarung und Bekanntmachung der Auflegung im Bote fiir Tirol bzw. auf der
Internetseite des Landes Tirol unterbleiben kénnen.

(6) Das Verfahren nach Abs. 5 kann in den Féllen des Abs. 2 lit. b und, sofern im aufgelegten
Entwurf des fortgeschriebenen  ortlichen  Raumordnungskonzeptes auf den bestehenden
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Planungswiderspruch hingewiesen wird, auch in den Féllen des Abs. 3 entfallen. Den betroffenen
Planungsverbanden und Gemeinden ist in den Féllen des Abs. 3 jedoch der Entwurf der Anderung zur
Abgabe einer Stellungnahme zu ibersenden. Fir die Abgabe der Stellungnahme ist eine Frist von einem
Monat einzuraumen. In den Féllen des Abs. 3 ist vor der Anderung des Raumordnungsprogrammes
weiters die betreffende Untergruppe des Raumordnungsbeirates (§ 21) zu héren.

(7) Unbeschadet des Abs. 1 sind Raumordnungsprogramme jedenfalls alle zehn Jahre daraufhin zu
Uberprufen, ob sie den gesetzlichen Voraussetzungen weiterhin entsprechen. Dabei ist auch zu prifen, ob
die Abgrenzung des Planungsgebietes mit den aktuell verfligbaren Plangrundlagen Ubereinstimmt.
Raumordnungsprogramme sind jedenfalls insoweit zu &ndern, als diesen Erfordernissen nicht mehr
entsprochen wird.

§11
Ausnahmen von Raumordnungsprogrammen

(1) Die Landesregierung kann auf Antrag einer Gemeinde diese mit schriftlichem Bescheid
erméchtigen, ungeachtet einer Festlegung nach 8 7 Abs. 2 lit. a oder e in einem Raumordnungsprogramm
einzelne davon betroffene Grundflachen als Sonderflache oder als Vorbehaltsflache nach § 52 oder § 52a
zu widmen. Die Erméchtigung darf nur erteilt werden, wenn

a) eine solche Widmung zur Verwirklichung eines Vorhabens, das wegen seiner
Standortgebundenheit im Gebiet der betreffenden Gemeinde sonst nicht oder nicht zweckmaRig
verwirklicht werden kénnte, erforderlich ist und

b) an der Verwirklichung des Vorhabens nach lit. a ein 6ffentliches Interesse besteht, das jenes an
der Aufrechterhaltung der Festlegungen des Raumordnungsprogrammes hinsichtlich der
betroffenen Grundflachen Ubersteigt. Eine Erméchtigung zur Widmung von Sonderflachen fur
UVP-pflichtige Vorhaben nach 8§ 49a und zur Widmung von Sonderflachen in Natura 2000-
Gebieten nach § 14 Abs. 2 des Tiroler Naturschutzgesetzes 2005, LGBI. Nr. 26, in der jeweils
geltenden Fassung darf nicht erteilt werden.

(2) Ein Antrag nach Abs. 1 hat die Grundflachen, die als Sonderflachen oder als VVorbehaltsflachen
gewidmet werden sollen, und die beabsichtigte Zweckbestimmung zu bezeichnen und die fur die
Verwirklichung des Vorhabens maligebenden offentlichen Interessen darzulegen. Dem Antrag sind
weiters allfallige AuBerungen der betroffenen Grundeigentiimer anzuschlieen.

(3) Vor der Erlassung eines Bescheides nach Abs. 1 sind der betroffene Planungsverband und die
betroffene Untergruppe des Raumordnungsbeirates (§ 21) zu héren. Die Anhdrung der Untergruppe kann
unterbleiben, wenn mit der Verwirklichung eines der erteilten Ermachtigung entsprechenden Vorhabens
der mit dem Raumordnungsprogramm verfolgte Planungszweck nur geringfligig beeintréchtigt wird.

(4) Die Erméachtigung nach Abs. 1 erlischt, wenn die Gemeinde nicht innerhalb von sechs Monaten
nach dem Eintritt der Rechtskraft der Erméchtigung eine entsprechende Widmung als Sonderflache oder
als Vorbehaltsflache beschlossen und der Landesregierung zur aufsichtsbehdérdlichen Genehmigung
vorgelegt hat.

§12
Raumordnungspléne

(1) Das Amt der Landesregierung kann unter Berucksichtigung der Ergebnisse der
Bestandsaufnahmen Entscheidungsgrundlagen zu Fragen der rdumlichen Entwicklung des Landes oder
von Teilen des Landes ausarbeiten, sofern die Erlassung von Raumordnungsprogrammen nicht in
Betracht kommt (Raumordnungsplane).

(2) Raumordnungsplédne kdnnen fachubergreifend (integrale Plane) oder fachbezogen (sektorale
Plane) erstellt werden. Raumordnungspldne haben die im Hinblick auf die jeweilige Fragestellung
bedeutsamen Ziele, Grundsatze, Leitlinien, Strategien oder MalRnahmen einschlielich der Mdglichkeiten
der Koordination verschiedener raumbedeutsamer Planungen und MaRnahmen aufzuzeigen.

(3) Der Entwurf eines Raumordnungsplanes ist den im &8 9 Abs. 2 genannten Stellen zur Abgabe
einer Stellungnahme zu Ubersenden. Fur die Abgabe der Stellungnahme ist eine Frist von einem Monat
einzurdumen. Weiters ist eine Stellungnahme des Raumordnungsbeirates zum Entwurf einzuholen. § 9
Abs. 4 zweiter Satz gilt sinngemaR.
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3. Abschnitt
Freizeitwohnsitze

§13
Beschrankungen fir Freizeitwohnsitze

(1) Freizeitwohnsitze sind Geb&ude, Wohnungen oder sonstige Teile von Gebduden, die nicht der
Befriedigung eines ganzjahrigen, mit dem Mittelpunkt der Lebensbeziehungen verbundenen
Wohnbedirfnisses dienen, sondern zum Aufenthalt wahrend des Urlaubs, der Ferien, des Wochenendes
oder sonst nur zeitweilig zu Erholungszwecken verwendet werden. Als Freizeitwohnsitze gelten nicht:

a) Gastgewerbebetriebe zur Beherbergung von Gasten; dies jedoch nur dann, wenn

1. Gemeinschaftsraume mit einer Gesamtflache, bei der auf jedes der Beherbergung von Gésten
dienende Bett zumindest eine Flache von 0,5 m? entféllt, vorhanden sind,

2. gewerbetypische Dienstleistungen, zu denen insbesondere die Raumreinigung in regelmaRig
wiederkehrenden Zeitabstanden und das regelmaRige Wechseln der Wasche zahlen, erbracht
werden und weiters

3. die standige Erreichbarkeit einer Ansprechperson seitens des Betriebes gewahrleistet ist;

nicht als Gemeinschaftsrdume im Sinn der Z 1 gelten Wellness-Bereiche, Schirdume und sonstige
Abstellrdume, Sanitarradume und dergleichen,

b) Kur- und Erholungsheime, die von o6ffentlichen oder gemeinniitzigen Einrichtungen oder
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe erhalten werden,

¢) Gebdude mit hochstens drei Wohnungen mit insgesamt hochstens zwolf Betten, die wéhrend des
Jahres jeweils Kkurzzeitig an wechselnde Personen vermietet werden (Ferienwohnungen);
entsprechende Neubauten, fir die die Baubewilligung erst nach dem 1. Februar 1996
rechtskraftig erteilt worden ist, gelten jedoch nur dann nicht als Freizeitwohnsitze, wenn der
Vermieter der Ferienwohnungen im betreffenden Geb&ude seinen Hauptwohnsitz hat;
Ferienwohnungen in Gebduden, die in einem rédumlichen Naheverhéltnis stehen und eine
einheitliche Gesamtplanung aufweisen, sind zusammenzuzéhlen,
d) Wohnréume, die der Privatzimmervermietung dienen.
Sind in einem Gebdude oder in Gebéuden, die in einem rdumlichen Naheverhdltnis stehen und eine
einheitliche  Gesamtplanung  aufweisen,  Ferienwohnungen und  Wohnrdume, die  der
Privatzimmervermietung dienen, untergebracht, so darf die Zahl der Betten insgesamt zwdlf nicht
Uberschreiten.

(2) Im Rahmen der Vorschriften (ber Freizeitwohnsitze sind Gastgewerbebetrieben zur
Beherbergung von Gasten jene Raumlichkeiten nicht zuzurechnen, an denen
a) Wohnungseigentum besteht, sofern diese vom Eigentiimer oder von seiner Familie selbst genutzt
werden, oder
b) Verfligungsrechte  bestehen, die  Uber den  Ublichen Inhalt  gastgewerblicher
Beherbergungsvertrége hinausgehen.

(3) Als Freizeitwohnsitze dirfen nur mehr Wohnsitze verwendet werden,

a) die in der Zeit vom 1. Janner 1994 bis einschlieBlich 31. Dezember 1998 nach den jeweils in
Geltung gestandenen raumordnungsrechtlichen Vorschriften oder nachtraglich nach § 17 als
Freizeitwohnsitze angemeldet worden sind und fur die eine Feststellung Uber die Zuldssigkeit der
Verwendung des betreffenden Wohnsitzes als Freizeitwohnsitz vorliegt oder

b) fur die eine Baubewilligung im Sinn des § 4 Abs. 1 des Gesetzes Uber die ausnahmsweise
Zulassigkeit von Geb&uden im Freiland, LGBI. Nr. 11/1994, vorliegt.

Dariiber hinaus dlrfen neue Freizeitwohnsitze im Wohngebiet, in Mischgebieten, auf Sonderflachen fur
Gastgewerbebetriebe zur Beherbergung von Gésten sowie nach Mallgabe des § 44 Abs. 6 auf
Sonderflachen fur Hofstellen geschaffen werden, wenn dies fiir einen bestimmten Bereich durch eine
entsprechende Festlegung im Flachenwidmungsplan fiir zulédssig erklart worden ist. Hierbei ist die dort
hdchstzulassige Anzahl an Freizeitwohnsitzen festzulegen.

(4) Die Schaffung neuer Freizeitwohnsitze darf nur insoweit fir zuléssig erklart werden, als die
geordnete raumliche Entwicklung der Gemeinde entsprechend den Aufgaben und Zielen der ortlichen
Raumordnung dadurch nicht beeintréchtigt wird. Dabei sind insbesondere zu beruicksichtigen:

a) die Siedlungsentwicklung,

b) das Ausmal des zur Befriedigung des Wohnbedarfes der Bevélkerung erforderlichen sowie des
hierfur verfligbaren Baulandes,
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c) das AusmaR der fur Freizeitwohnsitze in Anspruch genommenen Grundflachen, insbesondere
auch im Verhéltnis zu dem zur Befriedigung des Wohnbedarfes der Bevélkerung bebauten
Bauland,

d) die Gegebenheiten am Grundstiicks- und Wohnungsmarkt sowie die Auswirkungen der
Freizeitwohnsitzentwicklung auf diesen Markt,

e) die Art, die Lage und die Anzahl der bestehenden Freizeitwohnsitze,

f) die Auslastung der Verkehrsinfrastruktur sowie der Einrichtungen zur Wasserversorgung,
Energieversorgung und Abwasserbeseitigung, die Auswirkungen der Freizeitwohnsitze auf diese
Infrastruktur und deren Finanzierung sowie allfallige mit der Schaffung neuer Freizeitwohnsitze
entstehende ErschlieBungserfordernisse.

Die Schaffung neuer Freizeitwohnsitze darf nicht mehr fiir zulassig erklart werden, wenn der Anteil der
aus dem Verzeichnis der Freizeitwohnsitze nach § 14 Abs. 1 sich ergebenden Freizeitwohnsitze an der
Gesamtzahl der Wohnungen entsprechend dem endgiiltigen Ergebnis der jeweils letzten Gebaude- und
Wohnungszahlung 8 v. H. Ubersteigt. Dabei bleiben Freizeitwohnsitze, fur die eine Ausnahmebewilligung
im Sinn des Abs. 5 erster Satz vorliegt, auBer Betracht.

(5) Die Baubewilligung fir Neubauten, die ganz oder teilweise als Freizeitwohnsitze verwendet
werden sollen, sowie fiir Zu- und Umbauten und die Anderung des Verwendungszweckes von bisher
anderweitig verwendeten Gebduden, Wohnungen oder sonstigen Gebdudeteilen, durch die
Freizeitwohnsitze  neu  geschaffen  werden  sollen, darf unbeschadet der sonstigen
Bewilligungsvoraussetzungen nur erteilt werden, wenn fiir das betreffende Grundstiick eine Festlegung
nach Abs. 3 zweiter und dritter Satz vorliegt und die hochstzulassige Anzahl an Freizeitwohnsitzen nicht
Uberschritten wird. Maligebend ist die Anzahl der Freizeitwohnsitze aufgrund des Verzeichnisses der
Freizeitwohnsitze nach § 14 Abs. 1.

(6) Unbeschadet der Abs.3 und 4 dirfen auf Sonderflaichen fir Gastgewerbebetriebe zur
Beherbergung von Gésten sowie auf Sonderflachen fir Hofstellen Neubauten, die ganz oder teilweise als
Freizeitwohnsitze verwendet werden sollen, nicht errichtet werden. Im Ubrigen darf im Fall von
Freizeitwohnsitzen auf Sonderflichen fir Hofstellen weiters das nach § 44 Abs. 7 lit. ¢ zuléssige
HdchstausmaR der Wohnnutzflache nicht tberschritten werden.

(7) Weiters durfen Wohnsitze aufgrund einer Ausnahmebewilligung des Birgermeisters nach diesem
Absatz  oder aufgrund einer  entsprechenden  Ausnhahmebewilligung  nach  friiheren
raumordnungsrechtlichen ~ Vorschriften  als  Freizeitwohnsitze  verwendet  werden. Die
Ausnahmebewilligung ist nur zu erteilen:

a) auf Antrag des Erben oder Verméachtnisnehmers, wenn die Voraussetzungen nach 8 5 Abs. 1 lit. a
des Tiroler Grundverkehrsgesetzes 1996, LGBI. Nr. 61, in der jeweils geltenden Fassung
vorliegen und der betreffende Wohnsitz dem Antragsteller oder anderen Personen nicht
anderweitig der Befriedigung eines Wohnbedurfnisses dient,

b) auf Antrag des Eigentiimers des betreffenden Wohnsitzes oder des sonst hieriiber
Verfligungsberechtigten, wenn ihm aufgrund geénderter Lebensumsténde, inshesondere aufgrund
beruflicher oder familidrer Verénderungen, eine andere Verwendung des Wohnsitzes nicht
mdoglich oder zumutbar ist, der Wohnsitz anderen Personen nicht anderweitig der Befriedigung
eines Wohnbedurfnisses dient und der Antragsteller insbesondere im Hinblick auf seine
personlichen oder familidren Verhdltnisse oder seine Rechtsbeziehung zum Wohnsitz ein
Interesse am Bestehen des Wohnsitzes hat.

(8) Der Inhaber einer Ausnahmebewilligung im Sinn des Abs. 7 erster Satz darf den Freizeitwohnsitz
nur flr sich, seine Familie und seine Géste verwenden. Die entgeltliche Uberlassung des
Freizeitwohnsitzes ist nicht zuléssig.

(9) Um die Erteilung der Ausnahmebewilligung im Sinn des Abs. 7 erster Satz ist schriftlich
anzusuchen. Der Antrag hat den betreffenden Wohnsitz zu bezeichnen und die zur Beurteilung des
Vorliegens der Bewilligungsvoraussetzungen erforderlichen Angaben zu enthalten. Die Richtigkeit dieser
Angaben ist vom Antragsteller durch geeignete Unterlagen nachzuweisen oder, soweit ihm dies nicht
maglich ist, anderweitig glaubhaft zu machen. Der Birgermeister hat tber den Antrag mit schriftlichem
Bescheid zu entscheiden. Die Ausnahmebewilligung ist aufzuheben, wenn die Voraussetzungen fiir ihre
Erteilung nicht mehr vorliegen.

§13a
Strafbestimmungen beziiglich Freizeitwohnsitze
(1) Eine Verwaltungsiibertretung begeht, wer
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a) einen  Wohnsitz als Freizeitwohnsitz verwendet oder anderen zur Verwendung als
Freizeitwohnsitz (berl&sst, ohne dass eine Feststellung tber die Zulassigkeit der Verwendung des
betreffenden Wohnsitzes als Freizeitwohnsitz im Sinn des 8 13 Abs. 3 lit. a, eine Baubewilligung
im Sinn des § 13 Abs. 5 erster Satz oder eine Ausnahmebewilligung im Sinn des § 13 Abs. 7
erster Satz vorliegt; dies gilt nicht, wenn der betreffende Wohnsitz am 31. Dezember 1993 nach
den raumordnungsrechtlichen Vorschriften rechtméaBig als Freizeitwohnsitz verwendet worden ist
oder wenn sich der Verwendungszweck des betreffenden Wohnsitzes als Freizeitwohnsitz
aufgrund der Baubewilligung ergibt, sofern dieser entsprechend dem § 13 Abs. 3 lit. a als
Freizeitwohnsitz angemeldet worden ist und das Verfahren dartiber noch nicht abgeschlossen ist;

b) einen Wohnsitz, dessen Eigenschaft als Freizeitwohnsitz aufgrund des § 16 Abs. 1 lit. a und 2
erloschen ist oder aufgrund des 8 16 Abs. 1 lit. b oder ¢ und 3 als erloschen festgestellt worden
ist, weiterhin als Freizeitwohnsitz verwendet oder anderen zur Verwendung als Freizeitwohnsitz
Uberl&sst oder

c) einen Freizeitwohnsitz, fur den eine Ausnahmebewilligung im Sinn des § 13 Abs. 7 erster Satz
vorliegt, anderen als den im § 13 Abs. 8 genannten Personen entgeltlich zur Verwendung als
Freizeitwohnsitz Uberl&sst.

(2) Eine Verwaltungsiibertretung begeht weiters, wer von der Behérde verlangte Angaben im Sinn
des Abs. 5 nicht, nicht wahrheitsgemaR oder nicht vollstdndig macht.

(3) Verwaltungsiubertretungen nach Abs. 1 sind von der Bezirksverwaltungsbehérde mit einer
Geldstrafe bis zu 40.000,— Euro, Verwaltungsibertretungen nach Abs. 2 mit einer Geldstrafe bis zu
3.000,- Euro zu bestrafen.

(4) Im Fall der unzulassigen Uberlassung von Wohnsitzen als Freizeitwohnsitze gilt die
Verwaltungsibertretung nach Abs. 1 als an jenem Ort begangen, an dem sich der betreffende
Freizeitwohnsitz befindet.

(5) In Verfahren wegen Verwaltungsiibertretungen nach Abs. 1 hat der Eigentlimer des Wohnsitzes
oder der sonst hierliber Verfligungsberechtigte auf schriftliches Verlangen der Behdrde binnen einer
angemessen festzusetzenden Frist den Nachweis (ber die Nutzung des betreffenden Wohnsitzes zu
erbringen.

(6) In Verfahren wegen Verwaltungsiibertretungen nach Abs. 1 ist die Gemeinde, die Anzeige wegen
einer solchen Ubertretung erstattet hat, Partei und berechtigt, Beschwerde an das
Landesverwaltungsgericht zu erheben. Sie ist Partei des Verfahrens vor dem Landesverwaltungsgericht
und weiters berechtigt, Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. Die Parteistellung der
Gemeinde erstreckt sich nicht auf die Strafbemessung.

8§14
Freizeitwohnsitzverzeichnis

(1) Der Birgermeister hat ein Verzeichnis der Wohnsitze, die aufgrund einer Feststellung oder
Baubewilligung im Sinn des § 13 Abs. 3 erster Satz, einer Baubewilligung im Sinn des 8 13 Abs. 5 erster
Satz oder einer Ausnahmebewilligung im Sinn des § 13 Abs. 7 erster Satz als Freizeitwohnsitze
verwendet werden diirfen, zu fihren. Das Verzeichnis hat hinsichtlich der einzelnen Freizeitwohnsitze zu
enthalten:

a) den Namen, das Geburtsdatum und die Adresse des Eigentlimers des Wohnsitzes und des

allenfalls sonst hiertiber Verfugungsberechtigten,

b) die Nummer und die Widmung des Grundstiickes, auf dem sich der Wohnsitz befindet,
c) die Adresse des Wohnsitzes,
d) die Baumasse (8 61 Abs. 3) und die Wohnnutzflache des Wohnsitzes, bei Wohnungen oder

sonstigen Gebéudeteilen weiters die genaue Bezeichnung und erforderlichenfalls eine planliche
Darstellung der betreffenden Raume.

(2) Freizeitwohnsitze, fir die eine Baubewilligung im Sinn des § 13 Abs. 5 erster Satz vorliegt, sind
nach dem Eintritt der Rechtskraft der Baubewilligung in das Verzeichnis aufzunehmen.
Freizeitwohnsitze, fir die eine Ausnahmebewilligung im Sinn des § 13 Abs. 7 erster Satz vorliegt, sind
nach dem Eintritt der Rechtskraft der Ausnahmebewilligung in das Verzeichnis aufzunehmen und als
solche kenntlich zu machen. In den Féllen des § 15 Abs. 1 und 2 sind nach dem Eintritt der Rechtskraft
der Baubewilligung das Datum und die Geschaftszahl der Baubewilligung in das Verzeichnis
aufzunehmen und die Angaben nach Abs. 1 lit. d im Verzeichnis richtigzustellen.

(3) Aus dem Verzeichnis sind zu streichen:
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a) Wohnsitze, deren Eigenschaft als Freizeitwohnsitz aufgrund des 8§ 16 Abs.1 lit.a und 2
erloschen ist oder aufgrund des § 16 Abs. 1 lit. b und c und 3 als erloschen festgestellt worden ist,

b) Freizeitwohnsitze, fir die eine Ausnahmebewilligung im Sinn des 8 13 Abs. 7 erster Satz
vorliegt, im Fall der Aufhebung der Ausnahmebewilligung nach § 13 Abs. 9 flinfter Satz,

c) Freizeitwohnsitze, fur die die Baubewilligung erloschen ist.

(4) Der Birgermeister hat der Landesregierung erstmalig bis spatestens 1. Juli 2017 die Anzahl der
sich aus dem Verzeichnis ergebenden Freizeitwohnsitze sowie deren Baumasse und Wohnnutzflache in
elektronischer Form mitzuteilen. Der Biirgermeister hat in gleicher Weise laufend sdmtliche Anderungen
nach Abs.2 und 3, und zwar jeweils innerhalb eines Monats, der Landesregierung mitzuteilen. Die
Landesregierung hat diese Daten auf der Internetseite des Landes Tirol zu verdffentlichen.

§15
Wiederaufbau und Erweiterung bestehender Freizeitwohnsitze

(1) Im Fall des Abbruches oder der sonstigen Zerstdrung eines Freizeitwohnsitzes, fur den eine
Feststellung oder Baubewilligung im Sinn des § 13 Abs. 3 erster Satz, eine Baubewilligung im Sinn des
8 13 Abs. 5 erster Satz oder eine Ausnahmebewilligung im Sinn des 8 13 Abs. 7 erster Satz vorliegt, darf
jedoch, soweit dies baurechtlich sonst zuldssig ist, stattdessen ein Neubau errichtet werden. Dabei darf die
Baumasse des neuen Freizeitwohnsitzes jene des friheren Freizeitwohnsitzes um nicht mehr als 25 v. H.
Uberschreiten. MaRgebend ist die Baumasse des aufgrund der Feststellung im Sinn des § 13 Abs. 3 erster
Satz, der Baubewilligung im Sinn des § 13 Abs. 5 erster Satz oder der Ausnahmebewilligung im Sinn des
8 13 Abs. 7 erster Satz rechtmé&Rig bestandenen Freizeitwohnsitzes.

(2) Zubauten und Anderungen des Verwendungszweckes von bisher anderweitig verwendeten
Gebauden oder Gebaudeteilen, durch die bestehende Freizeitwohnsitze vergréfiert werden sollen, sind nur
mehr insoweit zuldssig, als dadurch die Baumasse und die Wohnnutzflache des betreffenden
Freizeitwohnsitzes um insgesamt nicht mehr als jeweils 25 v. H. vergroRert werden. MalRgebend ist die
Baumasse bzw. die Wohnnutzflache des aufgrund der Feststellung oder Baubewilligung im Sinn des § 13
Abs. 3 erster Satz, der Baubewilligung im Sinn des 8§13 Abs.5 erster Satz oder der
Ausnahmebewilligung im Sinn des § 13 Abs. 7 erster Satz rechtm&Rig bestehenden bzw. bei einem
Neubau nach Abs. 1 des danach rechtméRig bestandenen Freizeitwohnsitzes.

(3) Durch Bauvorhaben nach Abs. 1 oder 2 darf die Anzahl der Freizeitwohnsitze nicht geéndert
werden.

(4) Fur Freizeitwohnsitze im Freiland gilt Gberdies § 42b Abs. 1, 2 und 3, fur Freizeitwohnsitze auf
Sonderflachen fur Hofstellen § 44 Abs. 2 bis 5.

§16
Erloschen der Eigenschaft als Freizeitwohnsitz

(1) Die Eigenschaft eines Wohnsitzes im Sinn des § 13 Abs. 3 als Freizeitwohnsitz erlischt, wenn

a) der Eigentumer des Wohnsitzes oder der sonst hieriiber Verfligungsberechtigte gegeniiber dem
Burgermeister schriftlich erklart, dass der Wohnsitz kiinftig nicht mehr als Freizeitwohnsitz
verwendet werden soll,

b) die Baubewilligung fur ein Bauvorhaben rechtskraftig erteilt wird, mit dem ein Freizeitwohnsitz
uber das nach § 15 Abs. 1 oder 2 zul&ssige AusmaR hinaus vergréRert wird, oder

c¢) im Fall von Freizeitwohnsitzen auf Sonderflachen fur Hofstellen eine der VVoraussetzungen nach
§ 44 Abs. 7 nicht mehr vorliegt.

(2) Eine Erklarung im Sinn des Abs.1 lit.a wird mit ihrem Einlangen beim Biirgermeister
unwiderruflich und wirksam. Ist in der Erklarung fiir das Wirksamwerden ein spéaterer Zeitpunkt
angegeben, so wird sie mit diesem Zeitpunkt wirksam.

(3) In den Féllen des Abs.1 lit.b und c hat der Burgermeister mit schriftlichem Bescheid
festzustellen, dass fur den betreffenden Wohnsitz die Eigenschaft als Freizeitwohnsitz erloschen ist. Liegt
der VergréRerung des Wohnsitzes ein bewilligungspflichtiges Bauvorhaben zugrunde, so ist diese
Feststellung mdglichst bereits in der Baubewilligung zu treffen.

(4) 816 Abs. 1 lit. c und § 44 Abs. 7 sind auf Freizeitwohnsitze nach § 13 Abs. 3 lit. a und b nicht
anzuwenden.

§17
Nachtrégliche Anmeldung von Freizeitwohnsitzen, anhéngige Feststellungsverfahren
(1) Wohnsitze, die
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a) am 31. Dezember 1993 nach den raumordnungsrechtlichen Vorschriften rechtmdRig als
Freizeitwohnsitze verwendet worden sind und

b) weiterhin als Freizeitwohnsitze verwendet werden sollen,

kénnen vom Eigentumer oder vom sonst hieriiber Verfligungsberechtigten letztmalig bis zum 30. Juni
2014 beim Burgermeister nachtraglich angemeldet werden.

(2) In der Anmeldung ist durch geeignete Unterlagen oder sonstige Beweismittel nachzuweisen, dass
der Wohnsitz bereits am 31. Dezember 1993 als Freizeitwohnsitz verwendet worden ist. Die Anmeldung
hat weiters die Angaben nach § 14 Abs. 1 lit. a bis d zu enthalten. Bei Geb&uden mit mehr als drei im
Wohnungseigentum stehenden Wohnungen, fiir die die Baubewilligung nach dem 21. September 1973
erteilt worden ist, ist weiters ein einstimmiger Beschluss aller Wohnungseigentiimer oder an dessen Stelle
eine gerichtliche Entscheidung vorzulegen, wonach der Verwendung der betreffenden Wohnung als
Freizeitwohnsitz zugestimmt wird. Dieser Zustimmung bedarf es nicht fiir Gebaude auf Grundstiicken,
die am 31. Dezember 1993 als Sonderflachen fir Apartmenthauser gewidmet waren.

(3) Der Burgermeister hat aufgrund der Anmeldung mit schriftlichem Bescheid festzustellen, ob der
betreffende Wohnsitz als Freizeitwohnsitz verwendet werden darf. Die Zuléssigkeit der Verwendung des
betreffenden Wohnsitzes als Freizeitwohnsitz ist festzustellen, wenn die Voraussetzungen nach Abs. 1
und im Fall des Abs.2 dritter Satz weiters die wohnungseigentumsrechtliche Zustimmung zur
Verwendung des betreffenden Wohnsitzes als Freizeitwohnsitz vorliegen. Anderenfalls ist die
Unzulassigkeit der Verwendung des betreffenden Wohnsitzes als Freizeitwohnsitz festzustellen. Im Fall
des Abs. 2 dritter Satz gilt dies auch, wenn im betreffenden Gebaude im Zeitpunkt der Anmeldung bereits
drei Wohnungen bestehen, die rechtmdfig als Freizeitwohnsitze verwendet werden oder hinsichtlich
deren die wohnungseigentumsrechtliche Zustimmung zur Verwendung als Freizeitwohnsitz vorliegt.

(4) Bescheide Uber die Zuldssigkeit der Verwendung eines Wohnsitzes als Freizeitwohnsitz haben
die Angaben nach § 14 Abs. 1 lit. a bis d zu enthalten.

(5) Parteien des Verfahrens sind der Eigentlimer des betreffenden Wohnsitzes und, sofern dieser die
Anmeldung erstattet hat, auch der sonst hieriiber Verfigungsberechtigte. Im Fall des Abs. 2 dritter Satz
sind weiters alle Wohnungseigentimer Parteien. Sie sind berechtigt, das Fehlen der
wohnungseigentumsrechtlichen Zustimmung zur Verwendung des betreffenden Wohnsitzes als
Freizeitwohnsitz geltend zu machen.

(6) Nach 8§16 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997 in der Fassung des Gesetzes LGBI.
Nr. 28/1997 anhéngige Feststellungsverfahren sind nach den Abs. 2 bis 5 weiterzufiihren. Der Nachweis
nach Abs. 2 erster Satz ist nicht erforderlich, wenn sich der Verwendungszweck als Freizeitwohnsitz
bereits aufgrund der Baubewilligung ergibt. Bescheiden Uber die Feststellung der Zuldssigkeit der
Verwendung von Wohnsitzen als Freizeitwohnsitz ist die Baumasse im Sinn des § 61 Abs. 3 zweiter Satz
des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 10/1997 zugrunde zu
legen.

(7) Bescheide, mit denen entgegen diesem Gesetz die Zuléssigkeit der Verwendung eines
Wohnsitzes als Freizeitwohnsitz festgestellt wird, leiden an einem mit Nichtigkeit bedrohten Fehler.

4. Abschnitt
Raumordnungsbeirat

§18
Einrichtung, Aufgaben und Zusammensetzung des Raumordnungsbeirates
(1) Beim Amt der Tiroler Landesregierung ist ein Raumordnungsbeirat einzurichten. Dem
Raumordnungsbeirat obliegt die Beratung der Landesregierung in den Angelegenheiten der tberdrtlichen
Raumordnung.
(2) Dem Raumordnungsbeirat gehdren an:

a) das nach der Geschaftsverteilung der Landesregierung fiir die Angelegenheiten der tberértlichen
Raumordnung zustandige Mitglied der Landesregierung als Vorsitzender,

b) ein weiteres Mitglied der Landesregierung als Stellvertreter des Vorsitzenden,

c) ein Vertreter der Kammer fur Arbeiter und Angestellte fir Tirol,

d) ein Vertreter der Wirtschaftskammer Tirol,

e) je ein Vertreter der Landwirtschaftskammer und der Landarbeiterkammer,

f) ein Vertreter der Kammer der Architekten und Ingenieurkonsulenten fir Tirol und Vorarlberg,
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g) ein Vertreter des Tiroler Gemeindeverbandes,

h) ein Vertreter der Stadt Innsbruck,

i) ein Vertreter der Universitat Innsbruck,

j) ein Vertreter des Osterreichischen Gewerkschaftsbundes — Landesorganisation Tirol,

k) ein Vertreter der Vereinigung Osterreichischer Industrieller — Landesgruppe Tirol,

I) der Landesumweltanwalt,
m) der Leiter der nach der Geschaftseinteilung des Amtes der Tiroler Landesregierung flr die

fachlichen Angelegenheiten der Uberdrtlichen Raumordnung zustandigen Organisationseinheit.
§19
Bestellung von Mitgliedern des Raumordnungsbeirates

(1) Der Stellvertreter des Vorsitzenden nach § 18 Abs. 2 lit. b ist von der Landesregierung aus ihrer
Mitte zu bestellen. Die Mitglieder nach § 18 Abs. 2 lit. ¢ bis k sind von der Landesregierung auf
Vorschlag der betreffenden Institutionen zu bestellen. Die Vorschlége sind der Landesregierung innerhalb
eines Monats nach ihrer Neuwahl zu erstatten. Wird ein Vorschlag nicht rechtzeitig erstattet, so ist die
Bestellung ohne Vorschlag vorzunehmen.

(2) Fur die Mitglieder nach 8 18 Abs. 2 lit. ¢ bis k ist in gleicher Weise je ein Ersatzmitglied zu
bestellen. Jedes dieser Mitglieder wird im Fall seiner Verhinderung durch sein Ersatzmitglied vertreten.

(3) Die Amtsdauer der Mitglieder nach § 18 Abs. 2 lit. ¢ bis k richtet sich nach der Funktionsdauer
des Landtages. Sie haben ihre Geschéafte auch nach dem Ablauf ihrer Amtsdauer bis zur Bestellung der
neuen Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder weiterzufiihren.

§20
Erléschen der Mitgliedschaft

(1) Die Mitglieder nach § 18 Abs. 2 lit. ¢ bis k und deren Ersatzmitglieder scheiden aus dem
Raumordnungsbeirat vorzeitig aus durch:

a) Widerruf der Bestellung,
b) Verzicht auf die Mitgliedschaft bzw. Ersatzmitgliedschaft.

(2) Die Landesregierung hat die Bestellung zum Mitglied oder Ersatzmitglied zu widerrufen, wenn
die jeweils vorschlagsberechtigte Institution dies verlangt.

(3) Der Verzicht auf die Mitgliedschaft oder Ersatzmitgliedschaft ist der Landesregierung schriftlich
zu erkléren. Er wird mit dem Einlangen der Verzichtserklarung unwiderruflich und, wenn in der
Verzichtserklarung nicht ein spéterer Zeitpunkt fir das Wirksamwerden angegeben ist, wirksam.

(4) Scheidet ein Mitglied oder Ersatzmitglied aus dem Raumordnungsbeirat aus, so ist flr die
restliche Amtsdauer ein neues Mitglied bzw. Ersatzmitglied zu bestellen.

§21
Untergruppen des Raumordnungsbeirates

(1) Der Raumordnungsbeirat kann Untergruppen mit einem bestimmten Aufgabenbereich einsetzen.
Sie kdnnen auf bestimmte oder unbestimmte Zeit eingesetzt werden. Den Untergruppen obliegen im
Rahmen ihres jeweiligen Aufgabenbereiches die Behandlung von Einzelfragen im Auftrag des
Raumordnungsbeirates, die Beratung der Landesregierung in Férderungsangelegenheiten und die Abgabe
von Stellungnahmen im Rahmen der Anhérung nach § 11 Abs. 3. Der Raumordnungsbeirat kann die
jeweils betroffene Untergruppe hinsichtlich bestimmter Arten von Regionalprogrammen weiters mit der
Abgabe der Stellungnahmen nach § 9 Abs. 4 betrauen.

(2) Der Vorsitzende der Untergruppe und die sonstigen Mitglieder sind vom Raumordnungsbeirat zu
bestellen. Die Mitglieder der Untergruppe missen nicht Mitglieder des Raumordnungsbeirates sein. Als
Mitglieder kommen insbesondere sachkundige Vertreter von Interessenvertretungen und Einrichtungen,
deren Wirkungsbereich vom Aufgabenbereich der Untergruppe beriihrt wird, sachkundige Bedienstete
des Amtes der Tiroler Landesregierung und sonstige sachkundige Personen in Betracht.

§22
Geschéftsfihrung des Raumordnungsbeirates

(1) Der Vorsitzende hat den Raumordnungsbeirat nach Bedarf und Uberdies binnen zwei Wochen
dann einzuberufen, wenn die Landesregierung oder mindestens funf Mitglieder des
Raumordnungsbeirates dies verlangen.
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(2) Der Raumordnungsbeirat und seine Untergruppen sind beschlussfahig, wenn alle Mitglieder
ordnungsgemal eingeladen wurden und mindestens die Hélfte der Mitglieder, darunter der Vorsitzende,
anwesend ist.

(3) Der Raumordnungsbeirat und seine Untergruppen fassen ihre Beschliisse mit einfacher Mehrheit
der Stimmen der anwesenden Mitglieder. Stimmenthaltung ist auBer im Fall der Befangenheit nicht
zuléssig. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des WVorsitzenden den Ausschlag. Der
Raumordnungsbeirat und seine Untergruppen kdnnen beschlieBen, dass zu einzelnen Punkten der
Tagesordnung schriftlich und geheim abzustimmen ist. In dringenden Angelegenheiten ist die
Beschlussfassung im Weg eines Umlaufes zulassig.

(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung eine Geschéftsordnung des Raumordnungsbeirates
und seiner Untergruppen zu erlassen, die insbesondere néhere Bestimmungen uber die Einberufung zu
den Sitzungen und deren Durchfiihrung, Uber die Aufnahme von Niederschriften Gber den Gang und das
Ergebnis der Beratungen sowie Uber die Herbeiflihrung von Umlaufbeschliissen zu enthalten hat.

(5) Die Kanzleigeschéfte des Raumordnungsbeirates und seiner Untergruppen sind vom Amt der
Tiroler Landesregierung zu besorgen.

5. Abschnitt
Regionale Raumordnung

§23
Bildung von Planungsverbanden, Foérderung

(1) Die Landesregierung hat durch Verordnung flr das gesamte Landesgebiet Gemeindeverbénde
(Planungsverbande) zur Gewahrleistung der Mitwirkung der Gemeinden an der Erfullung der Aufgaben
der Gberdrtlichen Raumordnung und zur Unterstitzung der Gemeinden bei der Erfillung der Aufgaben
der ortlichen Raumordnung zu bilden.

(2) Die Abgrenzung des Gebietes der Planungsverbidnde hat nach raumordnerischen
Gesichtspunkten, ausgehend wvon den natirlichen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen
Gegebenheiten, zu erfolgen.

(3) Das Land Tirol kann als Trager von Privatrechten den Planungsverbédnden Zuschiisse zur
teilweisen Abdeckung ihres Aufwandes gewdhren.

§24
Aufgaben der Planungsverbénde

(1) Den Planungsverbanden obliegen im Ubertragenen Wirkungsbereich:

a) die Mitwirkung an der Erlassung von Raumordnungsprogrammen fiir das Gebiet oder flr Teile
des Gebietes des jeweiligen Planungsverbandes oder mehrerer Planungsverbande
(Regionalprogramme),

b) die Ausarbeitung von Raumordnungsplanen fiir das Gebiet oder fiir Teile des Gebietes des
jeweiligen Planungsverbandes oder mehrerer Planungsverbande (Regionalplane) bzw. nach
Malgabe des § 25 Abs. 1 und 2 die Mitwirkung hieran.

(2) Den Planungsverbanden obliegen im eigenen Wirkungsbereich:

a) die Unterstiitzung der beteiligten Gemeinden bei der Wahrnehmung der Aufgaben der ortlichen
Raumordnung (88 27 ff); dabei haben die Planungsverbédnde nach Maligabe der ihnen von den
beteiligten Gemeinden erteilten Auftrdge an der Bestandsaufnahme sowie unbeschadet der
Zustandigkeit des jeweiligen Gemeinderates an der Ausarbeitung der Planungsinstrumente der
ortlichen Raumordnung (8 29) sowie an der Umweltpriifung nach § 65 mitzuwirken;

b) die Abgabe von Stellungnahmen in den in diesem Gesetz vorgesehenen Féllen;

c) die  Unterstitzung der beteiligten  Gemeinden bei der Einrichtung  passiver
Breitbandinfrastrukturen nach Malgabe des Abs. 3.

(3) Zur Versorgung und ErschlieBung der beteiligten Gemeinden mit ultraschnellem Internet kénnen
die Planungsverbénde als Tréger von Privatrechten auf der Grundlage eines entsprechenden Beschlusses
der Verbandsversammlung die Planung, den Bau, die Verlegung, den Betrieb und die Vermarktung von
Glasfasernetzen besorgen.
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(4) Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach 8 130 Abs. 1 der Tiroler Gemeindeordnung 2001,
LGBI. Nr.36, in der jeweils geltenden Fassung konnen den Planungsverbédnden einzelne weitere
Aufgaben, insbesondere auf baurechtlichem Gebiet, Gbertragen werden.

§25
Regionalprogramme, Regionalpléne
(1) Die Planungsverbande haben der Landesregierung Vorschlage fur die Erlassung von
Regionalprogrammen zu erstatten. Weiters konnen die Planungsverbidnde der Landesregierung
Vorschldge flr die Ausarbeitung von Regionalplénen erstatten. Solche Vorschldge haben zumindest die

grundlegenden Planungsziele zu enthalten und anzugeben, ob zur Erreichung dieser Ziele ein
Regionalprogramm erlassen oder ein Regionalplan ausgearbeitet werden soll.

(2) Die Landesregierung hat aufgrund der Vorschldge der Planungsverbdnde zu priifen, ob ein
entsprechendes Regionalprogramm oder ein entsprechender Regionalplan eine den Planungsinteressen
des Landes entsprechende geordnete Entwicklung des Planungsgebietes im Sinn der Ziele und
Grundsatze der Uberdrtlichen Raumordnung gewdhrleisten wiirde. Die Landesregierung kann den
Planungsverband gegebenenfalls mit der Ausarbeitung des Entwurfes eines Regionalprogrammes oder
Regionalplanes und im Fall der Erlassung eines Regionalprogrammes weiters mit der Durchfiihrung des
Verfahrens beauftragen.

(3) Bei Regionalprogrammen oder Regionalpléanen, deren Planungsgebiet sich auf das Gebiet
mehrerer Planungsverbande erstreckt, haben die betroffenen Planungsverbdnde einvernehmlich
vorzugehen.

(4) Die Abs. 1, 2 und 3 gelten sinngemaR fir die Anderung bestehender Regionalprogramme und
Regionalpléne.

§ 26
Bestandsaufnahmen, Vorarbeiten

(1) Die Planungsverbande haben die fir die ibertrtliche Raumordnung ihres Gebietes bedeutsamen
naturlichen, wirtschaftlichen, infrastrukturellen, sozialen und kulturellen Gegebenheiten und deren
voraussehbare  Verdnderungen zu erheben wund in Bestandsaufnahmen festzuhalten. Die
Bestandsaufnahmen sind auf dem aktuellen Stand zu halten.

(2) Fir die Berechtigung der Organe der Planungsverb&nde und ihrer Beauftragten zur Durchflihrung
von Vorarbeiten fir die Erarbeitung und Aktualisierung der Bestandsaufnahmen und weiterer
Planungsgrundlagen fir Regionalprogramme und Regionalpléane sowie fir die Erfullung der Aufgaben
nach 8 24 Abs. 2 lit. a gilt § 6 sinngemaR mit der MaRgabe, dass

a) die Entscheidung uber Streitigkeiten nach 8 6 Abs. 3 zweiter Satz dem Verbandsobmann obliegt,

b) der Anspruch auf Vergutung nach §6 Abs. 4 erster Satz gegenliber dem Planungsverband
besteht,

c) die Festsetzung der Vergitung nach § 6 Abs. 4 zweiter Satz der Bezirksverwaltungsbehoérde
obliegt.

(3) Die Landesregierung ist verpflichtet, den Planungsverbénden vorhandene raumrelevante Daten
zur Verflgung zu stellen, soweit diese zur Erfillung ihrer Aufgaben erforderlich sind.

Il. Teil
Ortliche Raumordnung

1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§ 27
Aufgaben und Ziele der értlichen Raumordnung

(1) Die ortliche Raumordnung dient der geordneten rdumlichen Entwicklung der Gemeinde. Sie hat
im Einklang mit den Raumordnungsprogrammen und, soweit solche nicht bestehen, unter Bedachtnahme
auf die Ziele und Grundsétze der Uberdrtlichen Raumordnung zu erfolgen. Weiters ist auf die ortlichen
Raumordnungsinteressen der Nachbargemeinden, insbesondere im Bereich der gemeinsamen Grenzen,
Bedacht zu nehmen.

(2) Ziele der ortlichen Raumordnung sind insbesondere:
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a) die Erhaltung und Entwicklung des Siedlungsraumes und die Verhinderung der Zersiedelung
durch die bestmdgliche Anordnung und Gliederung der Bebauung, insbesondere des Baulandes
im Hinblick auf die Erfordernisse des Schutzes des Landschaftsbildes, der Sicherung vor
Naturgefahren, der verkehrsmaRigen ErschlieBung, insbesondere auch mit 6ffentlichen
Verkehrsmitteln, der ErschlieBung mit Einrichtungen zur Wasser-, Loschwasser- und
Energieversorgung, zur Abwasserbeseitigung und Abfallentsorgung sowie der Schaffung
sonstiger infrastruktureller Einrichtungen, wie Kindergérten, Schulen und dergleichen,

b) die Ausweisung ausreichender Flachen zur Befriedigung des dauernden Wohnbedarfes der
Bevolkerung zu leistbaren Bedingungen und flr die Erhaltung und Weiterentwicklung der
Wirtschaft entsprechend dem bei einer zweckmaligen und Boden sparenden Bebauung im
jeweiligen Planungszeitraum (§ 31a) gegebenen Bedarf,

c) die  weitestmogliche  Vermeidung von  Nutzungskonflikten —und  wechselseitigen
Beeintréchtigungen beim Zusammentreffen verschiedener Widmungen, insbesondere auch unter
Bedachtnahme auf die Standorte von Seveso-Betrieben und die fir die Ansiedlung oder
Erweiterung solcher Betriebe vorgesehenen Standorte,

d) die Vorsorge fir die bestimmungsgemale Verwendung des Baulandes und der bestehenden
Bausubstanz insbesondere zur Deckung des Grundbedarfes an Wohnraum und an Flachen flr
Zwecke der Wirtschaft zu angemessenen Preisen, insbesondere durch Mafinahmen nach § 33,

e) die Vorsorge fur eine zweckmafRige und Boden sparende, auf die Bedirfnisse der Bevolkerung
und die Erfordernisse des Schutzes des Orts-, Stralen- und Landschaftsbildes abgestimmte
Bebauung unter Berlicksichtigung der Moglichkeiten verdichteter Bauformen einschlieBlich der
nachtréglichen Verdichtung bestehender Bauformen,

f) die Vorsorge fur eine zweckmalige und Boden sparende verkehrsméBige Erschliefung der
bebauten und zu bebauenden Gebiete unter Berlicksichtigung auch der Erfordernisse des
offentlichen Verkehrs sowie des FuRgénger- und Radverkehrs,

g) die Vorsorge flr eine ausreichende und einwandfreie Wasser- und Ldschwasserversorgung und
eine geordnete Abwasserbeseitigung,

h) die Erhaltung zusammenhangender landwirtschaftlich nutzbarer Gebiete, insbesondere unter
Beriicksichtigung ihrer Bodenbonitét,

i) die Erhaltung zusammenh&ngender Waldgebiete unter Berlcksichtigung ihrer Eignung im
Hinblick auf die Wirkungen des Waldes,

j) die Erhaltung 6kologisch besonders wertvoller Flachen und die Bewahrung erhaltenswerter
natdrlicher oder naturnaher Landschaftselemente und Landschaftsteile,

k) die Erhaltung zusammenhangender Erholungsraume,
) die Sicherung geeigneter Grundflachen flr Einrichtungen des Gemeinbedarfs,

m) die Schaffung der erforderlichen Verkehrsflichen der Gemeinde unter weitestmdglicher
Vermeidung von nachteiligen Auswirkungen des Verkehrs auf die Bevolkerung und die Umwelt,

n) die Bewahrung erhaltenswerter Orts- und Stralenbilder sowie erhaltenswerter Geb&udegruppen,
0) die Starkung und Belebung gewachsener Ortskerne.

§28
Bestandsaufnahme

(1) Die Gemeinde hat die fur die ortliche Raumordnung bedeutsamen Gegebenheiten und deren
voraussehbare Verénderungen zu erheben und in einer Bestandsaufnahme festzuhalten. Dabei sind der
Gemeinde zur Verfligung stehende aktuelle Erhebungen aus anderen Bereichen so weit wie mdglich
heranzuziehen. Die Bestandsaufnahme ist regelméRig auf den aktuellen Stand zu bringen.

(2) Die Bestandsaufnahme hat jedenfalls die Gebiete und Grundflachen, die durch Lawinen,
Hochwasser, Wildbdche, Steinschlag, Erdrutsch und andere Naturgefahren geféhrdet sind, sowie das
Ausmall der Gefahrdung zu umfassen. Die Gefahrensituation ist so weit wie moglich aufgrund
bestehender Gefahrenzonenplane zu erheben. Im Fall einer Gefdhrdung durch Hochwasser sind weiters
die erforderlichen Hochwasserriickhalterdume zu erheben. Weiters sind Nutzungsbeschrankungen
aufgrund von Umweltbelastungen, insbesondere im Hinblick auf Larm und Luftschadstoffe, zu erheben.

(3) Hinsichtlich jener Gebiete, die aufgrund ihrer Beschaffenheit und Lage fiir eine Festlegung als
bauliche Entwicklungsbereiche im 6&rtlichen Raumordnungskonzept in Betracht kommen, hat die
Bestandsaufnahme jedenfalls zu umfassen:

a) die bestehenden (Uberdrtlichen Anlagen sowie jene Uberortlichen Anlagen, fir die

rechtsverbindliche ~ Planungen  bestehen,  einschlieRlich  allfalliger ~ Schutz-  oder
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Sicherheitsbereiche; uberdrtliche Anlagen sind inshesondere Bundes- und LandesstraBen,
Eisenbahnanlagen, Flugplatze, Abfallbehandlungsanlagen und Deponien,
Abwasserreinigungsanlagen, Bergbauanlagen, militarische Anlagen sowie Versorgungs- und
Entsorgungsleitungen von tberdértlicher Bedeutung, die eine Trassenfreihaltung erfordern;

b) die Gebiete, Grundflachen und Objekte, fur die gesetzliche Nutzungsbeschrankungen bestehen,
wie Offentliche Gewasser, Wasserschutz- und Wasserschongebiete, Uberschwemmungsgebiete,
unter besonderem Naturschutz stehende Gebiete, Naturdenkmaéler, denkmalgeschiitzte Objekte,
militarische Sperrgebiete und dergleichen;

c) die Gebiete und Grundflachen, fur die in Raumordnungsprogrammen bestimmte MalBnahmen
festgelegt sind;

d) allfallige Gefahrdungsbereiche von Seveso-Betrieben;

e) die Gebiete mit erhaltenswerten Orts- und StraBenbildern sowie erhaltenswerten
Gebaudegruppen samt ihrem Umfeld;

f) die bestehenden fiir die rdumliche Entwicklung bedeutsamen technischen Infrastrukturen
einschlieBlich solcher, fir die rechtsverbindliche Planungen bestehen, die Rahmenbedingungen
fur die weitere Entwicklung dieser Infrastrukturen einschlieRlich allfalliger Defizite in der
Entwicklung.

(4) Hinsichtlich jener Bereiche, die fir eine Festlegung als Freihaltegebiete im ortlichen
Raumordnungskonzept in Betracht kommen, hat die Bestandsaufnahme eine Erhebung der Naturwerte im
Sinn der Ziele der 6rtlichen Raumordnung nach § 27 Abs. 2 lit. h, i, j und k zu umfassen.

(5) Im Rahmen der Fortschreibung des drtlichen Raumordnungskonzeptes hat die Bestandsaufnahme
jedenfalls zu umfassen:

a) die als Bauland gewidmeten unbebauten Grundflachen sowie jene derzeit ungenutzten Gebaude,
die flr eine spatere Verwendung zu Wohnzwecken oder zu geschéftlichen oder sonstigen
betrieblichen Zwecken in Betracht kommen, ferner allfallige fur eine Baulandumlegung (8 77) in
Betracht kommende Gebiete;

b) eine gesamthafte Darstellung aller derzeitigen Nutzungen und sonstigen flr die bauliche
Entwicklung bedeutsamen Gegebenheiten, weiters die Entwicklungstendenzen hinsichtlich der
Siedlungsstrukturen;

c) die Bevdlkerungsstrukturen einschlieflich absehbarer Entwicklungstendenzen;

d) einen Uberblick (iber die Entwicklung der Wirtschaft und (ber die bestehenden
Wirtschaftsstrukturen;

e) die Versorgungsstruktur mit o6ffentlichen Einrichtungen, insbesondere in den Bereichen
Verwaltung, Gesundheitswesen, soziale Belange, Schulen, Kindergarten, Kultur, Sport und
Erholung.

§ 28a
Baulandbilanz

(1) Die Landesregierung hat auf der Grundlage der Grundstiicksdatenbank, der digitalen
Katastralmappe, der digitalen Daten des Flachenwidmungsplanes und von Erhebungen der baulichen
Nutzung langstens alle funf Jahre flr jede Gemeinde eine Baulandbilanz zu erstellen und dieser zur
Verfligung zu stellen. Die Erstellung der Baulandbilanz ist nach Mdglichkeit so mit der Fortschreibung
der ortlichen Raumordnungskonzepte abzustimmen, dass der Gemeinde zu diesem Zweck mdglichst
aktuelle Daten zur Verfligung stehen.

(2) Die Baulandbilanz hat jedenfalls eine Zusammenstellung tber das Ausmal} der als Bauland, als
Sonderflachen und als Vorbehaltsflichen gewidmeten Grundflachen zu enthalten. Dabei sind das
Gesamtausmal? dieser Grundfldchen sowie nach Widmungsarten gegliedert das Ausmal} der bebauten, der
unbebauten und der fur eine Verdichtung der bestehenden Bebauung in Betracht kommenden
Grundflachen einschlieBlich des prozentuellen Anteils dieser Flachen an der jeweiligen Gesamtflache
tabellarisch und in Form eines Ubersichtsplanes darzustellen.

§29
Planungsinstrumente

(1) Jede Gemeinde hat durch Verordnung ein ortliches Raumordnungskonzept, einen
Flachenwidmungsplan sowie nach MalRgabe des § 54 Bebauungspléne zu erlassen. Die Stadt Innsbruck
kann das 6rtliche Raumordnungskonzept auch in Form von Teilkonzepten fir einzelne Stadtteile und den
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Flachenwidmungsplan in Form von Teilplanen fiir groRere funktional zusammenhé&ngende Gebiete
erlassen.

(2) Das ortliche Raumordnungskonzept besteht aus textlichen Festlegungen sowie aus Karten und
Planen samt Planzeichenerlduterung. Der Flachenwidmungsplan und die Bebauungsplédne bestehen aus
Planen samt Planzeichenerlduterung und aus ergénzenden textlichen Festlegungen. Dem ortlichen
Raumordnungskonzept, dem Flachenwidmungsplan und den Bebauungsplénen sind Erlduterungen
anzuschlieBen, die eine zusammenfassende Darstellung der wesentlichen Entscheidungsgrundlagen zu
enthalten haben.

(3) Die ortlichen Raumordnungskonzepte, die Flachenwidmungspléne und die Bebauungspléne sind
in digitaler Form zu erstellen. Die Flachenwidmungspléne sind weiters auf der Grundlage digitaler Daten
zu beschlieRen und elektronisch kundzumachen. Die digitalen Daten miissen ein Format aufweisen, das
die Aufwértskompatibilitdt gewahrleistet, und in einem zuverlassigen Prozess erzeugt werden. Digitale
Daten, denen ein Beschluss des Gemeinderates zugrunde liegt, dirfen nicht mehr geandert und geléscht
werden.

(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung néhere Bestimmungen (ber die Erstellung, die
digitalen Formate, die Form und den MalRstab der ortlichen Raumordnungskonzepte, der
Flachenwidmungsplane und der Bebauungspléane zu erlassen. Dabei sind insbesondere die zu
verwendenden Pléane und Daten sowie die darin zu verwendenden Planzeichen und Bezeichnungen zu
regeln. Die Verpflichtungen aus den Durchfiihrungsbestimmungen nach Art. 4 Abs. 7, Art. 7 Abs. 1,
Art. 16, Art. 17 Abs. 8 und Art. 21 Abs. 4 der INSPIRE-Richtlinie 2007/2/EG sind zu berlicksichtigen.
Hinsichtlich der Flachenwidmungspléne ist weiters die von der Landesregierung zur Verfligung zu
stellende EDV-Anwendung einschlieBlich des Zuganges, der Schnittstellen, der Ubermittlungsvorgange
und der Mindestanforderungen an die Datensicherheit zu regeln.

§ 29a
Kostenbeitrage

(1) Die Eigentumer der betroffenen Grundstiicke, im Fall des Bestehens eines Baurechtes der
Bauberechtigte, haben einen Beitrag zu den Kosten der Ausarbeitung der Anderung des
Flichenwidmungsplanes zu leisten; eine Anderung des Flachenwidmungsplanes liegt auch vor, wenn zu
einer bestehenden Widmung ergénzende Festlegungen getroffen werden. Dies gilt nicht in Bezug auf
Grundstiicke, fir die der Flachenwidmungsplan derart gedndert wird, dass sich gegeniiber der bisherigen
Widmung wesentliche Einschrdnkungen hinsichtlich der baulichen Nutzung ergeben. Der Beitrag ist das
Produkt aus der Flache des als Bauland oder als Sonderflaiche gewidmeten Grundstiickes in
Quadratmetern und dem Beitragssatz. Wird nur ein Teil eines Grundstlickes als Bauland oder als
Sonderflache gewidmet, so ist die von der Widmung betroffene Teilflache heranzuziehen. Der
Beitragssatz ist durch Verordnung der Landesregierung fur alle Gemeinden des Landes einheitlich
festzulegen. Die Hohe des Beitragssatzes hat sich nach den den Gemeinden fiir die Anderung des
Flachenwidmungsplanes durchschnittlich erwachsenden Kosten zu richten. Die Einnahmen der
Gemeinden aus dem Beitrag dirfen durchschnittlich 50 v. H. dieser Kosten nicht ubersteigen. Der
Beitragssatz kann gestaffelt insbesondere nach der Art der Widmung, der GrundstlcksgroRe oder
abhangig davon, ob die Anderung des Flichenwidmungsplanes durch die Gemeinde oder nach § 72
Abs. 2 erstellt worden ist oder ob diese einer Umweltpriifung zu unterziehen ist oder nicht, festgelegt
werden. Weiters kann ein Hochstbeitrag bezogen jeweils auf ein Grundstiick festgelegt werden. Der
Birgermeister hat den Beitrag mit dem Inkrafttreten der betreffenden Anderung des
Flachenwidmungsplanes mit schriftlichem Bescheid vorzuschreiben.

(2) Die Eigentumer der betroffenen Grundstiicke, im Fall des Bestehens eines Baurechtes der
Bauberechtigte, haben einen Beitrag zu den Kosten der Ausarbeitung der Bebauungsplane und deren
Anderung zu leisten. Dies gilt bei Grundstiicken im Sinn des § 54 Abs. 4 nur dann, wenn durch die
Erlassung des Bebauungsplanes im Vergleich zur bisher zuldssigen baulichen Nutzung eine gréfere
Intensitét oder Dichte der Bebauung ermdglicht wird. Der Beitrag ist ein fester Betrag, der fur jeden vom
Bebauungsplan umfassten Bauplatz zu entrichten ist. Der Beitrag ist durch Verordnung der
Landesregierung gestaffelt nach Bauweisen fir alle Gemeinden des Landes einheitlich festzulegen. Die
Hohe des Beitrages hat sich nach den den Gemeinden fir die Bebauungsplanung durchschnittlich
erwachsenden Kosten zu richten. Die Einnahmen der Gemeinden aus dem Beitrag dirfen durchschnittlich
50 v. H. dieser Kosten nicht Ubersteigen. Der Blrgermeister hat den Beitrag mit dem Inkrafttreten des
betreffenden Bebauungsplanes oder dessen Anderung mit schriftlichem Bescheid vorzuschreiben.

(3) Auf das Verfahren findet das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, BGBI. Nr. 51,
Anwendung. Die Anspriiche auf die Beitrdge nach den Abs. 1 und 2 verjahren mit dem Ablauf von drei
Jahren beginnend mit dem Zeitpunkt, in dem sie vorzuschreiben sind.
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8§30
Vorarbeiten

Fur die Berechtigung der Organe der Gemeinde und ihrer Beauftragten zur Durchfiihrung von
Vorarbeiten fur die Erarbeitung und Aktualisierung der Bestandsaufnahme und weiterer
Planungsgrundlagen fiir das ortliche Raumordnungskonzept, den Flachenwidmungsplan und die
Bebauungspléne gilt § 6 sinngemal mit der MalRgabe, dass

a) die Entscheidung uber Streitigkeiten nach § 6 Abs. 3 zweiter Satz dem Birgermeister obliegt,

b) der Anspruch auf VVergitung nach 8 6 Abs. 4 erster Satz gegenliber der Gemeinde besteht,

c) die Festsetzung der Vergitung nach 8 6 Abs. 4 zweiter Satz der Bezirksverwaltungsbehérde
obliegt.

2. Abschnitt
Ortliches Raumordnungskonzept

8§31
Inhalt

(1) Im ortlichen Raumordnungskonzept sind unter Beriicksichtigung der Ergebnisse der
Bestandsaufnahme und der Daten der Baulandbilanz Festlegungen Uber die geordnete rdumliche
Entwicklung der Gemeinde im Sinn der Ziele der ortlichen Raumordnung zu treffen. Das ortliche
Raumordnungskonzept ist auf einen Planungszeitraum von zehn Jahren auszurichten. Im o&rtlichen
Raumordnungskonzept sind jedenfalls festzulegen:

a) die Gebiete und Grundflachen, die insbesondere im Interesse der Ziele der ortlichen
Raumordnung nach § 27 Abs. 2 lit. h, i, j und k von einer diesen Zielen widersprechenden
Bebauung oder von jeglicher Bebauung mit Ausnahme der nach den 88 41 Abs. 2, 42, 42a und
42b im Freiland zulassigen Gebaude und sonstigen baulichen Anlagen freizuhalten sind,

b) die angestrebte Bevdlkerungs- und Haushaltsentwicklung in der Gemeinde unter Bedachtnahme
auf den vorhandenen Siedlungsraum,

c) die angestrebte wirtschaftliche Entwicklung der Gemeinde unter besonderer Beriicksichtigung
der Wirtschaftszweige und Betriebsformen mit erheblichen Auswirkungen auf die sonstige
Entwicklung der Gemeinde, insbesondere der Tourismuswirtschaft sowie der GroRformen von
Handel, Gewerbe und Industrie,

d) das Hochstausmal jener Grundflachen, die im Hinblick auf die Festlegungen nach lit. b fur
Zwecke der Deckung des Wohnbedarfes als bauliche Entwicklungsbereiche ausgewiesen werden
dirfen, sowie die Grundflachen, die zu diesem Zweck entsprechend gewidmet werden dirfen,
und die zeitliche Abfolge der Widmung dieser Grundfléchen,

e) das Hochstausmal jener Grundflachen, die im Hinblick auf die Festlegungen nach lit. ¢ flr
Zwecke der Wirtschaft als bauliche Entwicklungsbereiche ausgewiesen werden diirfen, sowie die
Grundflachen, die zu diesem Zweck entsprechend gewidmet werden durfen, und die zeitliche
Abfolge der Widmung dieser Grundflachen,

f) im Fall, dass das AusmaR des bereits gewidmeten Baulandes im Widerspruch zu einer Festlegung
nach lit. d oder e Uber die zeitliche Abfolge der Widmung steht, jene noch unbebauten, als
Bauland gewidmeten Grundfl&chen, die fir eine Bebauung innerhalb des Planungszeitraumes
grundsatzlich in Betracht kommen, die jedoch erst bei Vorliegen bestimmter weiterer
Voraussetzungen bebaut werden dirfen,

g) die Anordnung der baulichen Entwicklungsbereiche, insbesondere unter Berlcksichtigung der
Vermeidung von Nutzungskonflikten, der Verkehrserfordernisse einschliellich der Anbindung
an den offentlichen Personennahverkehr sowie der Potenziale zur Einsparung von Energie,

h) die Grundzlige der Gliederung der baulichen Entwicklungsbereiche, insbesondere hinsichtlich
der Intensitat und Dichte der Bebauung und der Erhaltung von unbebauten Fldchen im Bereich
der baulichen Entwicklungsbereiche,

i) die fir den flieRenden und ruhenden Verkehr erforderlichen Verkehrsflachen und ihre
groRrdumige Fihrung, insbesondere auch zur Lésung bestehender Verkehrsprobleme,

j) die erforderlichen Einrichtungen zur Wasser-, Ldschwasser- und Energieversorgung und zur
Abwasserbeseitigung,

k) die erforderlichen Bildungseinrichtungen sowie sozialen, kulturellen und sportlichen
Einrichtungen,
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[) die MaBnahmen zum Schutz bzw. zur Sanierung von Gebieten nach 8 28 Abs. 3 lit. e.

(2) Als Grundflachen, die als Vorbehaltsflachen fiir den geférderten Wohnbau in Betracht kommen
(Abs. 1 lit. d), sind soweit wie moglich Grundflachen heranzuziehen, die im Eigentum der Gemeinde, des
Tiroler Bodenfonds (§ 98) und von Bautrdgern stehen, die geforderte Wohnbauten errichten.

(3) Sofern Grundflachen im Sinn des Abs. 2 nicht oder nicht in ausreichendem Ausmal zur
Verfiigung stehen, sind unbebaute Grundflachen, die im Eigentum anderer Personen oder Rechtstrager
stehen, heranzuziehen. Bei der Auswahl dieser Grundflachen ist auf den Grad ihrer Eignung fir den
geforderten Wohnbau, insbesondere im Hinblick auf die Lage, die Mdglichkeiten einer verdichteten
Bebauung und die erschlieungsméRigen Voraussetzungen Bedacht zu nehmen. Bei Grundflachen im
Bauland ist Giberdies der Zeitraum seit dem Inkrafttreten der Widmung als Bauland zu beriicksichtigen.
Vorrangig sind solche Grundflachen heranzuziehen, deren erstmalige Widmung als Bauland mindestens
15 Jahre zuriickliegt. Grundflachen im Bauland dirfen weiters nur im Ausmaf von héchstens 50 v. H. der
im Eigentum ein und derselben Person oder ein und desselben Rechtstragers stehenden Grundflachen im
Sinn des Abs. 1 lit. d herangezogen werden, wobei Grundflachen im AusmaR von mindestens 1.500 m?
unberdhrt bleiben mussen. Grundfldchen im Bauland, die im Eigentum ein und derselben Person oder ein
und desselben Rechtstragers stehen und deren Ausmal} insgesamt 2.000 m? nicht ubersteigt, durfen nicht
herangezogen werden.

(4) Bei der Festlegung der Grundflachen nach Abs. 1 lit. f ist insbesondere der Zeitraum seit dem
Inkrafttreten der Widmung der betreffenden Grundflachen als Bauland zu beriicksichtigen. Vorrangig
sind jene Grundflachen heranzuziehen, deren erstmalige Widmung als Bauland mindestens 15 Jahre
zuriickliegt. Weiters ist der Grad der Eignung der betreffenden Grundflachen fir eine Bebauung,
insbesondere im Hinblick auf die Lage und die erschlieBungsméiigen Voraussetzungen, zu
beriicksichtigen.

(5) Im értlichen Raumordnungskonzept sind weiters jene Gebiete und Grundflachen festzulegen, fur
die Bebauungsplédne zu erlassen sind (8 54 Abs.2 und 3). Die Verpflichtung zur Erlassung von
Bebauungsplénen ist jedenfalls fiir gréRere, im Wesentlichen noch unbebaute Gebiete und Grundflachen
sowie fir sonstige Gebiete und Grundflachen vorzusehen, bei denen dies im Hinblick auf die bestehende
Grundstiicksordnung oder den Stand der ErschlieBung oder Bebauung zur Gewahrleistung einer
(weiteren) geordneten verkehrsméaRigen ErschlieBung oder einer (weiteren) geordneten und Boden
sparenden Bebauung erforderlich ist. Dies gilt nicht, wenn die Erlassung von Bebauungsplénen aufgrund
der Grolke der Gemeinde, der Siedlungs- und der Grundstlcksstrukturen oder der aktuellen und der in
absehbarer Zeit zu erwartenden Bautatigkeit zur Gewahrleistung dieser Zielsetzungen nicht erforderlich
ist. Die Verpflichtung zur Erlassung von Bebauungsplanen kann auch hinsichtlich jener Gebiete und
Grundflachen vorgesehen werden, bei denen dies zur Gewdbhrleistung einer (weiteren) geordneten
verkehrsméaBigen ErschlieBung oder einer (weiteren) geordneten und Boden sparenden Bebauung,
insbesondere zur Verwirklichung verdichteter Bauformen einschlieflich der nachtraglichen Verdichtung
bestehender Bauformen, zweckmaRig ist.

(6) Im ortlichen Raumordnungskonzept kdnnen ferner fir Gebiete und Grundflachen, fur die ein
Bebauungsplan nicht besteht, hinsichtlich der verkehrsmaRigen ErschlieBung textliche Festlegungen tber
die Fahrbahnbreiten und hinsichtlich der Bebauung textliche Festlegungen Uber die Mindestabstande
baulicher Anlagen von den StraBen, die Mindest- und Hoéchstnutzflachen, die Mindest- und
Hochstbaudichten, die Bauhohen, die Fassadengestaltung, die Gestaltung der Dachlandschaften und
dergleichen sowie textliche Festlegungen (ber das zuldssige Ausmall von Geldndeverdnderungen
getroffen werden. Mit der Erlassung von Bebauungspldnen treten bestehende textliche Festlegungen
hinsichtlich der vom jeweiligen Bebauungsplan umfassten Gebiete bzw. Grundflachen auler Kraft.

(7) Im ortlichen Raumordnungskonzept sind jene Gebiete festzulegen, fur die eine Baulandumlegung
(8 77) erforderlich ist.

§3la
Fortschreibung

(1) Das ortliche Raumordnungskonzept ist jeweils auf einen Planungszeitraum von zehn Jahren
fortzuschreiben. Die Fortschreibung hat jeweils fiir das gesamte Gemeindegebiet zu erfolgen. Die Stadt
Innsbruck kann das ortliche Raumordnungskonzept jeweils gesondert fiir einzelne Stadtteile
fortschreiben.

(2) Die Gemeinde hat spétestens bis zum Ablauf des zehnten Jahres nach dem Inkrafttreten des
ortlichen Raumordnungskonzeptes bzw. der Fortschreibung des ortlichen Raumordnungskonzeptes
dessen (weitere) Fortschreibung zu beschliefen und der Landesregierung zur aufsichtsbehdrdlichen
Genehmigung vorzulegen. Die Gemeinde hat weiters jeweils innerhalb von zwei Jahren nach dem
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Inkrafttreten der Fortschreibung des 6rtlichen Raumordnungskonzeptes den Flachenwidmungsplan neu zu
erlassen oder den bestehenden Flachenwidmungsplan zu &ndern, soweit dies zur Vermeidung von
Widersprichen zu den Zielen der drtlichen Raumordnung nach diesem Gesetz und zu den Festlegungen
des fortgeschriebenen &rtlichen Raumordnungskonzeptes erforderlich ist. Dabei sind insbesondere jene
unbebauten Grundflachen, fur die im &rtlichen Raumordnungskonzept eine Festlegung nach § 31 Abs. 1
lit. f besteht, im Sinn des § 35 Abs. 2 erster Satz zu kennzeichnen.

(3) Kommt die Gemeinde ihrer Verpflichtung nach Abs. 2 erster oder zweiter Satz nicht nach oder
wurde der (weiteren) Fortschreibung des ortlichen Raumordnungskonzeptes bzw. der Neuerlassung oder
Anderung des Flachenwidmungsplanes die aufsichtsbehérdliche Genehmigung versagt, so diirfen auBer in
den Fallen des § 36 Abs. 1 lit. ¢ und d keine weiteren Grundflachen als Bauland, als Sonderflachen oder
als Vorbehaltsflichen gewidmet werden. Davon ausgenommen sind Anderungen des
Flachenwidmungsplanes, die zur Schaffung eines flr ein bestimmtes Bauvorhaben ausreichend grofRen
Bauplatzes erforderlich sind, sofern die betreffende Grundflache grofteils bereits als Bauland, als
Sonderflache oder als Vorbehaltsflache gewidmet ist.

(4) In der Stadt Innsbruck gelten die Beschrankungen nach Abs. 3 nicht fir jene Stadtteile,
hinsichtlich der sie den Verpflichtungen nach Abs. 2 erster und zweiter Satz entsprochen hat.

§31b
Fristverlangerung, Befreiung

(1) Die Landesregierung kann fur einzelne Gemeinden auf deren Antrag abweichend vom § 31a
Abs. 1 erster Satz durch Verordnung eine langere, hochstens jedoch 20-jahrige Frist fir die (weitere)
Fortschreibung des ortlichen Raumordnungskonzeptes festlegen, wenn die rdumliche Entwicklung der
jeweiligen Gemeinde dessen frihere Fortschreibung nicht erfordert. In gleicher Weise kann fiir einzelne
Stadtteile der Stadt Innsbruck jeweils gesondert eine langere, hdchstens jedoch 20-jahrige Frist fur die
(weitere) Fortschreibung des 6rtlichen Raumordnungskonzeptes festgelegt werden, wenn die rdumliche
Entwicklung des jeweiligen  Stadtteiles eine  frihere  Fortschreibung des  ortlichen
Raumordnungskonzeptes fur diesen nicht erfordert. Diese Voraussetzung liegt insbesondere dann vor,
wenn eine grofRflachige Ausweitung jener Bereiche oder Grundflachen, die zum Zweck der Befriedigung
des Wohnbedarfes oder fiir Zwecke der Wirtschaft als Bauland gewidmet werden dirfen, oder eine
sonstige groRflachige Anderung des ortlichen Raumordnungskonzeptes wahrend des verlangerten
Planungszeitraumes voraussichtlich nicht erforderlich ist.

(2) Liegen die Voraussetzungen nach Abs. 1 weiterhin vor, so kann eine langere Frist fir die
(weitere) Fortschreibung des ortlichen Raumordnungskonzeptes auch mehrmals festgelegt werden, sofern
das GesamtausmaR der Frist von 20 Jahren nicht Uberschritten wird. In der Stadt Innsbruck gilt dies auch
flr die (weitere) Fortschreibung des 6rtlichen Raumordnungskonzeptes fiir einzelne Stadtteile.

(3) In den Fallen der Abs. 1 und 2 hat die Gemeinde die (weitere) Fortschreibung des ortlichen
Raumordnungskonzeptes, die Stadt Innsbruck die (weitere) Fortschreibung des 6rtlichen
Raumordnungskonzeptes fir den jeweiligen Stadtteil, spétestens bis zum Ablauf der Frist fiir dessen
(weitere) Fortschreibung der Landesregierung zur aufsichtsbehdérdlichen Genehmigung vorzulegen. § 31a
Abs. 2 zweiter und dritter Satz, 3 und 4 ist anzuwenden.

(4) Die Landesregierung kann einzelne Gemeinden auf deren Antrag durch Verordnung von der
Verpflichtung zur (weiteren) Fortschreibung des drtlichen Raumordnungskonzeptes befreien, wenn die
raumliche Entwicklung der Gemeinde dessen (weitere) Fortschreibung nicht erfordert. In gleicher Weise
kann die Stadt Innsbruck fur einzelne Stadtteile von der Verpflichtung zur (weiteren) Fortschreibung des
ortlichen Raumordnungskonzeptes befreit werden, wenn die rdumliche Entwicklung des jeweiligen
Stadtteiles eine (weitere) Fortschreibung des értlichen Raumordnungskonzeptes fiir diesen nicht erfordert.
Diese Voraussetzung liegt insbesondere dann vor, wenn in der betreffenden Gemeinde bzw. im
betreffenden Stadtteil

a) eine maRgebende Anderung der fir die ortliche Raumordnung bedeutsamen Gegebenheiten,
insbesondere hinsichtlich der Beurteilung von Gefahrdungsbereichen und Rickhaltebereichen im
Sinn des § 28 Abs. 2, nicht eingetreten ist und

b) eine grof3flachige Ausweitung jener Bereiche oder Grundflachen, die zum Zweck der
Befriedigung des Wohnbedarfes oder fir Zwecke der Wirtschaft als Bauland gewidmet werden
diirfen, oder eine sonstige groRflachige Anderung des ortlichen Raumordnungskonzeptes auf
absehbare Zeit nicht erforderlich ist.
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§32
Anderung

(1) Das ortliche Raumordnungskonzept ist zu &ndern, soweit dies

a) durch eine Anderung der dem ortlichen Raumordnungskonzept zugrunde liegenden
Gegebenheiten im Hinblick auf die Ziele der 6rtlichen Raumordnung,

b) aufgrund von Raumordnungsprogrammen oder anderen vorrangigen raumbedeutsamen
Planungen oder MalRnahmen des Landes zur Vermeidung von Planungswiderspriichen oder

c) aufgrund von unionsrechtlichen  Verpflichtungen  Osterreichs oder aufgrund  der
verfassungsrechtlich gebotenen Beriicksichtigung raumbedeutsamer Planungen oder MaRnahmen
des Bundes zur Vermeidung von Planungswiderspriichen

erforderlich ist.

(2) Das ortliche Raumordnungskonzept darf gedndert werden, wenn

a) wichtige im o6ffentlichen Interesse gelegene Griinde hierfiir vorliegen und die Anderung den
Zielen der ortlichen Raumordnung nicht widerspricht,

b) die Anderung im Interesse der besseren Erreichung der Ziele der 6rtlichen Raumordnung gelegen
ist, weil sich die fir die ortliche Raumordnung bedeutsamen Gegebenheiten in einem
wesentlichen Punkt geéndert haben oder sich im Nachhinein herausstellt, dass diese
Gegebenheiten in einem wesentlichen Punkt unzutreffend angenommen worden sind,

c) es sich nur um eine geringfiigige Anderung der fiir einen bestimmten Zweck freizuhaltenden
Gebiete, Bereiche oder Grundflachen oder der fur die weitere bauliche Entwicklung bestehenden
Grenzen handelt oder die Anderung sonst zur Schaffung von fiir bestimmte Bauvorhaben
ausreichend groRen Bauplatzen erforderlich ist und die Anderung weiters den Zielen der
ortlichen Raumordnung nicht widerspricht.

§33
Malinahmen der Gemeinden als Trager von Privatrechten

(1) Die Gemeinden haben als Trager von Privatrechten die Verwirklichung der Ziele der ortlichen
Raumordnung und der Festlegungen des drtlichen Raumordnungskonzeptes, insbesondere die Sicherung
ausreichender Grundflachen fiir den Wohnbau und fir gewerbliche und industrielle Zwecke, anzustreben.
Insbesondere dirfen Investitionen und Forderungsmanahmen der Gemeinden nur im Einklang mit den
Zielen der ortlichen Raumordnung und dem &rtlichen Raumordnungskonzept erfolgen.

(2) Die Gemeinde kann zum Zweck der Verwirklichung der Ziele der ortlichen Raumordnung,
insbesondere jenes nach § 27 Abs. 2 lit. d, und gegebenenfalls auch der Festlegungen Ubergeordneter
Planungsinstrumente Vertrdge mit Grundeigentiimern abschliefen. Die Gemeinde hat beim Abschluss
von Vertragen samtliche Grundeigentiimer, soweit diese sich in einer vergleichbaren raumlichen Lage
befinden, gleich zu behandeln.

(3) Vertrage nach Abs. 2 kénnen die Verpflichtung des Grundeigentlimers vorsehen, die jeweiligen
Grundflachen innerhalb einer angemessenen Frist einer bestimmten Verwendung zuzufihren,
insbesondere zu bebauen. Weiters kann die Verpflichtung vorgesehen werden, Grundflachen der
Gemeinde oder dem Tiroler Bodenfonds (§ 98) fiir bestimmte Zwecke, insbesondere fir den geférderten
Wohnbau, fiir die verkehrsmaRige ErschlieBung des Baulandes oder fir die Schaffung wvon
infrastrukturellen Einrichtungen, oder als gemeinniitzig anerkannten Bauvereinigungen ausschlieflich fur
Zwecke des geforderten Wohnbaus zu iiberlassen. Die Uberlassung der Grundflachen hat zum
Verkehrswert zu erfolgen. Bei Grundflachen, die dem geférderten Wohnbau dienen sollen, ist auch auf
8 14 Abs. 1 und 2 des Tiroler Wohnbauférderungsgesetzes 1991, LGBI. Nr. 55, in der jeweils geltenden
Fassung Bedacht zu nehmen. In solchen Vertrégen ist weiters vorzusehen, dass die Weiterverdufierung
durch die Gemeinde, den Tiroler Bodenfonds bzw. die als gemeinnitzig anerkannte Bauvereinigung
jedenfalls innerhalb von zehn Jahren hdchstens zu jenem Preis erfolgen darf, der dem seinerzeitigen
Grundpreis zuzuglich einer allfalligen indexméRigen Aufwertung und allfélliger Aufwendungen,
inshesondere fur die Erschliefung, entspricht. Dies ist auch fir den Fall weiterer Erwerbsvorgénge
wahrend dieses Zeitraumes sicherzustellen.

(4) Die Einhaltung der Vertrdge nach Abs. 2 ist auf geeignete Weise sicherzustellen. Zu diesem
Zweck konnen, soweit dies zivilrechtlich zulassig ist, insbesondere Vorschlags- und Zustimmungsrechte,
Vorkaufsrechte und Optionen einschlieBlich der dinglichen Absicherung dieser Rechte sowie
Vertragsstrafen vereinbart werden. Vorkaufsrechte und Optionen durfen nur zu Gunsten der Gemeinde
und des Tiroler Bodenfonds fiir bestimmte Zwecke, insbesondere fiir den geférderten Wohnbau, und
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weiters zu Gunsten von als gemeinnitzig anerkannten Bauvereinigungen ausschlieRlich fiir Zwecke des
geforderten Wohnbaus vereinbart werden.

(5) Festlegungen des &rtlichen Raumordnungskonzeptes, des Flachenwidmungsplanes oder eines
Bebauungsplanes dirfen nicht ausschlieflich vom Abschluss von Vertrdgen nach Abs. 2 abhangig
gemacht und nur nach MaBgabe des Abs. 6 mit ihrem Abschluss verkniipft werden.

(6) Kdnnen von der Gemeinde im Rahmen ihres Planungsermessens erwogene, inshesondere von
den betroffenen Grundeigentiimern vorgeschlagene Festlegungen des ortlichen Raumordnungskonzeptes,
des Flachenwidmungsplanes oder eines Bebauungsplanes trotz Erfiillung der sonstigen gesetzlichen
Voraussetzungen nur dann in Ubereinstimmung mit samtlichen maRgebenden Zielen der 6rtlichen
Raumordnung bzw. Festlegungen tbergeordneter Planungsinstrumente der Gemeinde gebracht werden,
wenn erganzend Vertrdge nach Abs. 2 mit den betroffenen Grundeigentiimern abgeschlossen werden, so
durfen diese Festlegungen nur unter der Voraussetzung erfolgen, dass vor der Beschlussfassung dartber
entsprechende Vertrage zustande gekommen sind. Besteht zwischen der Gemeinde und den betroffenen
Grundeigentiimern Einvernehmen 0ber die im Hinblick auf den Vertragszweck notwendigen und
angemessenen Inhalte eines solchen Vertrages, so ist die Gemeinde zum Vertragsabschluss verpflichtet.

§34
Forderung der Gemeinden

Das Land Tirol hat als Trager von Privatrechten den Gemeinden Zuschisse zu den Kosten der
Ausarbeitung und der (weiteren) Fortschreibung der 6rtlichen Raumordnungskonzepte zu gewéhren.

3. Abschnitt
Flachenwidmungsplan

835
Inhalt

(1) Im Flachenwidmungsplan ist unbeschadet der Planungskompetenzen des Bundes und des Landes
unter Beriicksichtigung der Ziele der 6rtlichen Raumordnung, des 6rtlichen Raumordnungskonzeptes und
der Ergebnisse der Bestandsaufnahme fir alle Grundflichen des Gemeindegebietes der
Verwendungszweck durch die Widmung als Bauland, Freiland, Sonderflachen oder Vorbehaltsflachen
festzulegen. Weiters ist der Verlauf der StraBen nach § 53 Abs. 1 festzulegen.

(2) Jene Grundflachen, fur die im ortlichen Raumordnungskonzept eine Festlegung nach § 31 Abs. 1
lit. f besteht, sind im Flachenwidmungsplan entsprechend zu kennzeichnen. Die Kennzeichnung bewirkt,
dass auf diesen Grundflachen unbeschadet der bestehenden Widmung nur die im Freiland nach § 41
Abs. 2 zuldssigen Gebaude und sonstigen baulichen Anlagen errichtet werden dirfen. § 55 Abs. 2 lit. b
und c ist anzuwenden. Die Kennzeichnung ist aufzuheben, sobald die im 6rtlichen Raumordnungskonzept
festgelegten weiteren Voraussetzungen erfillt sind und berdies ein Bedarf nach einer widmungsgemafen
Verwendung der betreffenden Grundflachen besteht.

(3) Im Flachenwidmungsplan sind die im § 28 Abs. 2 und 3 genannten Gebiete, Grundfldchen und
Anlagen ersichtlich zu machen, soweit die entsprechenden Daten in elektronischer Form verflgbar sind.
Weiters sind die Verkehrsflachen nach 8 53 Abs. 3 ersichtlich zu machen, sobald die dafir erforderlichen
Geodaten verfugbar sind; der Stralenverwalter hat diese Daten der Landesregierung unverzuglich zur
Verfligung zu stellen.

(4) Die Vereinbarkeit eines Bauvorhabens mit der im Flachenwidmungsplan festgelegten Widmung
ist nach der Art, dem Verwendungszweck und den Verkehrsauswirkungen der jeweiligen baulichen
Anlage sowie nach jenen MalRnahmen zum Schutz der Bevolkerung, deren Durchfiihrung technisch
maoglich und rechtlich sichergestellt ist, zu beurteilen.

§36
Anderung
(1) Der Flachenwidmungsplan ist zu &ndern, soweit dies
a) aufgrund einer Anderung des 6rtlichen Raumordnungskonzeptes,

b) zur Verwirklichung einer dem 6rtlichen Raumordnungskonzept, insbesondere den Festlegungen
nach 8 31 Abs. 1 lit. d bis g, entsprechenden weiteren rdumlichen Entwicklung der Gemeinde,

c) aufgrund von Raumordnungsprogrammen oder anderen vorrangigen raumbedeutsamen
Planungen oder MalRnahmen des Landes zur Vermeidung von Planungswiderspriichen oder
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d) aufgrund  von unionsrechtlichen  Verpflichtungen  Osterreichs  oder aufgrund  der
verfassungsrechtlich gebotenen Beriicksichtigung raumbedeutsamer Planungen oder MaRRnahmen
des Bundes zur Vermeidung von Planungswiderspriichen

erforderlich ist.

(2) Der Flachenwidmungsplan darf geandert werden, wenn die Anderung

a) den Zielen der &rtlichen Raumordnung und dem ortlichen Raumordnungskonzept nicht
widerspricht und ein Bedarf an der widmungsgemaen Verwendung der betreffenden
Grundflachen besteht, insbesondere zum Zweck der Befriedigung des Wohnbedarfes oder fir
Zwecke der Wirtschaft,

b) einer den Zielen der ortlichen Raumordnung und dem ortlichen Raumordnungskonzept
entsprechenden Abrundung von Widmungsbereichen dient,

c) eine Festlegung nach § 13 Abs. 3 zweiter und dritter Satz zum Inhalt hat.

(3) Wird ein ortliches Raumordnungskonzept vom Verfassungsgerichtshof aufgehoben, so diirfen
auBer in den Fallen des Abs.1 lit.c und d bis zum Inkrafttreten eines neuen Ortlichen
Raumordnungskonzeptes keine weiteren Grundflichen als Bauland, als Sonderflaichen oder als
Vorbehaltsflichen  gewidmet  werden. Wird ein  0Ortliches  Raumordnungskonzept vom
Verfassungsgerichtshof teilweise aufgehoben, so gilt dies fiir die von der Aufhebung betroffenen Teile
des Gemeindegebietes.

8 37
Bauland

(1) Als Bauland durfen nur Grundflachen gewidmet werden, die sich im Hinblick auf die
Nutzungssicherheit sowie in gesundheitlicher, technischer und wirtschaftlicher Hinsicht flir eine der
jeweiligen Widmung (Abs. 2) entsprechende Bebauung eignen. Von der Widmung als Bauland sind
insbesondere ausgeschlossen:

a) Grundflachen, soweit sie unter Bedachtnahme auf Gefahrenzonenplane wegen einer Geféahrdung
durch Lawinen, Hochwasser, Wildbdche, Steinschlag, Erdrutsch oder andere gravitative
Naturgefahren fiir eine widmungsgemalie Bebauung nicht geeignet sind,

b) Grundflachen, soweit sie aufgrund von Bodenbelastungen oder Immissionsbelastungen fiir eine
widmungsgemaRe Bebauung nicht geeignet sind,

c) Grundflachen, soweit deren verkehrsmaRige ErschlieSung oder ErschlieBung mit Einrichtungen
zur Wasser-, Loschwasser- und Energieversorgung und zur Abwasserentsorgung unvertretbar
hohe Aufwendungen aus 6ffentlichen Mitteln erfordern wirde.

(2) Die Grundflachen im Bauland sind als Wohngebiet, Gewerbe- und Industriegebiet oder
Mischgebiet zu widmen. Bei der Abgrenzung der Gebiete ist darauf Bedacht zu nehmen, dass
gegenseitige Beeintrachtigungen, insbesondere durch Larm, Luftverunreinigungen, Geruch oder
Erschitterungen, so weit wie moglich vermieden werden. Weiters ist dem Erfordernis Rechnung zu
tragen, dass zwischen Grundflachen fur Anlagen von Seveso-Betrieben und anderen Grundflachen im
Bauland mit Ausnahme des Gewerbe- und Industriegebietes angemessene Sicherheitsabstande gewahrt
bleiben. Ist diese Voraussetzung hinsichtlich rechtmé&Rig bestehender Seveso-Betriebe nicht erfillt, so
genugt es bei Widmungen fur diese Betriebe, dass die bestehenden Sicherheitsabstdnde gewahrt bleiben.

(3) Grundflachen, deren Eignung als Bauland wegen einer Gefahrdung durch Lawinen, Hochwasser,
Wildbache, Steinschlag, Erdrutsch oder andere gravitative Naturgefahren nur unter der Voraussetzung
einer bestimmten Anordnung oder baulichen Beschaffenheit von Gebduden oder sonstiger baulicher
Vorkehrungen in deren Bereich oder bestimmter organisatorischer Vorkehrungen, wie insbesondere eines
Sicherheitskonzeptes, gegeben ist, dirfen nur dann als Bauland gewidmet werden, wenn

a) diese innerhalb eines bebauten Bereiches oder unmittelbar im Anschluss daran gelegen sind,
b) das Bauland dadurch nicht in Bereiche mit erheblich héheren Gefahrdungspotentialen erweitert
wird und
c)im Fall einer Gefdhrdung durch Hochwasser wesentliche Hochwasserabflussbereiche
oder -riickhalterdume nicht beeintréchtigt werden.
Kann die Eignung als Bauland nur durch entsprechende MaRnahmen gewéhrleistet werden, so sind diese
ergénzend zur Widmung als Bauland textlich festzulegen. Dabei kann ausnahmsweise auch vorgesehen
werden, dass die Benutzung bestimmter Arten von Anlagen mit Ausnahme von Geb&uden auf bestimmte
Zeitrdume zu beschrénken ist, wenn dies mit dem Verwendungszweck der betreffenden Anlagen
vereinbar und zur Gewdhrleistung ihrer Nutzungssicherheit unbedingt erforderlich ist; in diesem Fall ist
die Baubewilligung unter Auflagen zu erteilen, die die Benltzung der betreffenden Anlagen auferhalb
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dieser Zeitrdume ausschlieBen. Zur Frage der Eignung der betreffenden Grundflachen als Bauland, der
Notwendigkeit entsprechender MaRnahmen und des Vorliegens der Voraussetzungen nach lit. b und ¢
sind facheinschldgige Gutachten einzuholen, soweit der Gemeinde nicht schon entsprechende fachliche
Grundlagen zur Verfligung stehen. Aktuelle Gefahrenzonenplane sind in die Beurteilung
miteinzubeziehen.

(4) Die Eignung von Grundflachen als Bauland ist in Bezug auf Beeintrdchtigungen durch L&rm
jedenfalls gegeben, wenn der nach dem Stand der Technik ermittelte Beurteilungspegel an den jeweiligen
Grundstlicksgrenzen in den Zeitabschnitten Tag, Abend und Nacht abhéngig von der Widmung folgende
dB-Werte nicht Ubersteigt:

Tag Abend Nacht
6:00 bis 19:00 Uhr | 19:00 bis 22:00 Uhr | 22:00 bis 6:00 Uhr
Wohngebiet 50 dB 45 dB 40 dB
gemischtes Wohngebiet oder

Tourismusgebiet 25dB 50 dB 45dB
Kerngebiet oder

landwirtschaftliches Mischgebiet 60 dB 55dB 50dB

allgemeines Mischgebiet 65 dB 60 dB 55 dB

Grundfléchen, hinsichtlich deren die Einhaltung der maRgebenden dB-Werte nicht gewéhrleistet werden
kann, deren Eignung als Bauland aber unter der Voraussetzung einer bestimmten Anordnung oder
baulichen Beschaffenheit von Gebduden oder sonstiger baulicher Vorkehrungen in deren Bereich oder
bestimmter organisatorischer VVorkehrungen gegeben ist, diirfen als Bauland gewidmet werden, wenn die
erforderlichen MaRRnahmen ergénzend zur Widmung als Bauland textlich festgelegt werden.

(5) Grundflachen, deren Eignung als Bauland wegen einer Beeintrachtigung durch Erschitterungen
nur unter der Voraussetzung einer bestimmten Anordnung oder baulichen Beschaffenheit von Gebéduden
oder sonstiger baulicher Vorkehrungen in diesem Bereich gegeben ist, durfen als Bauland gewidmet
werden, wenn die erforderlichen MaRnahmen erganzend zur Widmung als Bauland textlich festgelegt
werden.

(6) Bei der Widmung von Grundflachen als Bauland mit Ausnahme von Gewerbe- und
Industriegebiet ist darauf Bedacht zu nehmen, dass diese einen angemessenen Schutzabstand zu
Bergbaugebieten fiir den obertdgigen Abbau grundeigener mineralischer Rohstoffe aufweisen. Weiters ist
auf sonstige Bergbaugebiete Bedacht zu nehmen.

§38
Wohngebiet

(1) Im Wohngebiet diirfen errichtet werden:

a) Wohngebaude,

b) Gebéude, die der Unterbringung von nach § 13 Abs. 1 lit. ¢ zuldssigen Ferienwohnungen oder
der Privatzimmervermietung dienen,

c) Gebéude, die neben Wohnzwecken im untergeordneten Ausmal auch der Unterbringung von
Biiros, Kanzleien, Ordinationen und dergleichen dienen,

d) Gebdude fir Betriebe und Einrichtungen, die der Versorgung der Bevolkerung des betreffenden
Wohngebietes mit Giitern des taglichen Bedarfs oder der Befriedigung ihrer sozialen und
kulturellen Bedurfnisse dienen und die unter Berlicksichtigung der &rtlichen Gegebenheiten die
Wohnqualitét in diesem Gebiet, insbesondere durch Larm, Geruch, Luftverunreinigungen oder
Erschitterungen, und dessen Charakter als Wohngebiet nicht wesentlich beeintrachtigen.

(2) Im Wohngebiet kénnen Grundflachen als gemischtes Wohngebiet gewidmet werden. Im
gemischten Wohngebiet durfen neben den im Abs. 1 genannten Geb&uden auch 6ffentliche Gebdude,
Geschéafts- und Verwaltungsgebdude, Gebdude fur Gastgewerbebetriebe zur Beherbergung von Gasten
mit hochstens 40 Betten und Geb&dude fir sonstige Kleinbetriebe errichtet werden, die unter
Berlcksichtigung der &rtlichen Gegebenheiten die Wohnqualitdt im betreffenden Gebiet, insbesondere
durch Larm, Geruch, Luftverunreinigungen oder Erschitterungen, und dessen Charakter als Wohngebiet
nicht wesentlich beeintréchtigen.

(3) Bestehen auf Grundflachen, die als Wohngebiet oder gemischtes Wohngebiet gewidmet sind,
rechtméRig bereits Gebdude fur andere als die im Wohngebiet bzw. im gemischten Wohngebiet
zuléssigen Betriebe oder Einrichtungen, so durfen darauf auch Gebdude fir diese Betriebe oder
Einrichtungen errichtet werden, wenn dadurch
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a) gegentiber dem Baubestand im Zeitpunkt der Widmung als Wohngebiet bzw. gemischtes
Wohngebiet die Baumasse mit Ausnahme jener von Nebengebduden um insgesamt nicht mehr
als 20 v. H., héchstens jedoch um 400 m3, vergréfRert wird und die betriebliche oder sonstige
Tatigkeit gegeniiber diesem Zeitpunkt hdchstens geringfligig erweitert wird und

b) die Wohnqualitdit im betreffenden Gebiet, insbesondere durch Larm, Geruch,
Luftverunreinigungen oder Erschitterungen, und dessen Charakter als Wohngebiet nicht
wesentlich oder, sofern vom betreffenden Betrieb bzw. von der betreffenden Einrichtung solche
Beeintrachtigungen bereits ausgehen, nicht mehr als bisher beeintrachtigt wird.

(4) Im Wohngebiet und im gemischten Wohngebiet durfen unter den gleichen Voraussetzungen wie
fir Gebadude auch Nebengebdude und Nebenanlagen errichtet werden. Weiters dirfen sonstige
Bauvorhaben, die einem im jeweiligen Gebiet zuldssigen Verwendungszweck dienen und die unter
Beriicksichtigung der ortlichen Gegebenheiten die Wohnqualitdt im betreffenden Gebiet, insbesondere
durch L&rm, Geruch, Luftverunreinigungen oder Erschiitterungen, und dessen Charakter als Wohngebiet
nicht wesentlich beeintréchtigen, ausgefihrt werden.

(5) Die Wohnqualitat gilt in Bezug auf Larm durch ein Bauvorhaben jedenfalls dann nicht als
wesentlich beeintrachtigt, wenn der nach dem Stand der Technik ermittelte Beurteilungspegel an den
jeweiligen Grundstlicksgrenzen in den Zeitabschnitten Tag, Abend und Nacht

a) die nach § 37 Abs. 4 entsprechend der Widmung maRgebenden dB-Werte nicht (ibersteigt oder

b) unter Zugrundelegung der ortlichen Gegebenheiten um nicht mehr als 1 dB angehoben wird.

§39
Gewerbe- und Industriegebiet

(1) Im Gewerbe- und Industriegebiet diirfen errichtet werden:

a) Gebdude fiir Gewerbebetriebe mit Ausnahme von Gastgewerbebetrieben zur Beherbergung von
Gasten,

b) Gebéude fur Industriebetriebe,
c) betriebstechnisch notwendige Wohnungen,
d) Gebéaude fiir Veranstaltungs- und Vergniigungsstatten, wie Theater, Kinos und dergleichen,

e) Gebdude fiir Einrichtungen, die der Versorgung oder den sozialen Bedurfnissen der Personen, die
sich im Gewerbe- und Industriegebiet aufhalten, dienen.

(2) Fur das Gewerbe- und Industriegebiet oder fur Teile davon kann festgelegt werden, dass nur
bestimmte Arten von Betrieben zuldssig oder bestimmte Arten von Betrieben nicht zuldssig sind, soweit
dies erforderlich ist, um

a) Gefahren fir das Leben und die Gesundheit der Bevolkerung, insbesondere durch L&rm,

Luftverunreinigungen, Geruch oder Erschutterungen, hintanzuhalten,

b) Nutzungskonflikte oder wechselseitige Beeintrachtigungen im Verhdltnis zu anderweitig
gewidmeten Gebieten oder zwischen betrieblichen Tatigkeiten innerhalb des betreffenden
Gebietes hintanzuhalten,

c) eine den ortlichen Verhaltnissen und den wirtschaftlichen Bedirfnissen der Bevolkerung
entsprechende sparsame und zweckméRige Nutzung des Gewerbe- und Industriegebietes zu
gewahrleisten,

d) schwerwiegende Belastungen der Bevélkerung durch den Verkehr oder eine Uberlastung oder im
Hinblick auf die sonstigen Verkehrserfordernisse unverhéltnisméfige Belastung von
Verkehrsflachen durch Betriebe mit erheblichem Verkehrsaufkommen hintanzuhalten,

e) eine  Uberlastung oder im Hinblick auf die sonstigen ErschlieBungserfordernisse
unverhdltnisméBige Belastung von Einrichtungen zur Wasserversorgung, Energieversorgung
oder Abwasserbeseitigung durch Betriebe mit erheblichem Wasser- oder Energieverbrauch oder
Abwasseranfall hintanzuhalten.

(3) Im Gewerbe- und Industriegebiet dirfen Geb&ude fiur Anlagen von Seveso-Betrieben nur
errichtet werden, wenn dies durch eine entsprechende Festlegung im Flachenwidmungsplan flr zuldssig
erklart worden ist. Solche Festlegungen dirfen nur im Einklang mit den im Abs. 2 genannten Interessen
und nur bei Vorliegen der Voraussetzung des § 37 Abs. 2 dritter und vierter Satz getroffen werden.

(4) Bestehen im Gewerbe- und Industriegebiet

a) auf Grundflachen, fir die eine Festlegung nach Abs. 2 getroffen wurde, rechtmaRig bereits
Gebaude fiir andere als nach dieser Festlegung zul&ssige Betriebe oder

www.ris.bka.gv.at Seite 35 von 87



R | S Landesrecht Tirol

b) auf Grundflachen, fir die eine Festlegung nach Abs. 3 nicht getroffen wurde, rechtméaRig bereits
Gebéude flr Anlagen von Seveso-Betrieben,

so dirfen auf diesen Grundflachen auch Gebéaude fur diese Betriebe bzw. Anlagen von Betrieben errichtet
werden, wenn dadurch die Baumasse mit Ausnahme jener von Nebengebduden um insgesamt nicht mehr
als 20 v. H., hdchstens jedoch um 400 m?, vergrofRert wird und die betriebliche Tatigkeit hdchstens
geringfiigig erweitert wird. Dabei ist im Fall der lit. a von den Gegebenheiten im Zeitpunkt der Erlassung
der betreffenden Festlegung auszugehen. Im Fall der lit. b ist von den Gegebenheiten am 30. September
2001 bzw., wenn der Betrieb die Eigenschaft als Seveso-Betrieb mit 1. Juni 2015 erlangt hat, von den
Gegebenheiten am 31. Mai 2015 auszugehen. Liegen im Fall der lit. b angemessene Sicherheitsabstande
nicht vor, so genugt es weiters, dass die bestehenden Sicherheitsabstdnde gewahrt bleiben.

(5) Bestehen auf Grundflachen im Gewerbe- und Industriegebiet rechtmagig bereits Wohnungen, die
nicht unter Abs. 1 lit. ¢ fallen, so sind auch Bauvorhaben zuldssig, durch die die Baumasse der zu
Wohnzwecken genutzten Gebaude oder Gebédudeteile um insgesamt nicht mehr als 20 v. H., héchstens
jedoch um 300 m3, vergroRert wird.

(6) Im Gewerbe- und Industriegebiet diirfen unter den gleichen Voraussetzungen wie fir Gebéaude
auch Nebengebaude und Nebenanlagen errichtet und sonstige Bauvorhaben, die einem in diesem Gebiet
zuléssigen Verwendungszweck dienen, ausgefihrt werden.

8§40
Mischgebiete

(1) Mischgebiete sind das allgemeine Mischgebiet, das Kerngebiet, das Tourismusgebiet und das
landwirtschaftliche Mischgebiet. In den Mischgebieten dirfen die im 8 38 Abs. 1 lit. a, b und ¢ genannten
Gebdude sowie nach MaRgabe der Abs.2 bis 5 sonstige Geb&dude errichtet werden, die unter
Berucksichtigung der ortlichen Gegebenheiten die Wohnqualitat im betreffenden Gebiet, insbesondere
durch L&rm, Geruch, Luftverunreinigungen oder Erschitterungen, nicht wesentlich beeintréchtigen.
Gebéude fir Anlagen von Seveso-Betrieben durfen in Mischgebieten nicht errichtet werden.

(2) Im allgemeinen Mischgebiet dirfen die im gemischten Wohngebiet zuldssigen Gebéaude und
Gebaude flr Betriebe errichtet werden. Fiir das allgemeine Mischgebiet oder fiir Teile davon kann aus
den im 8§ 39 Abs. 2 lit. b bis e genannten Grinden festgelegt werden, dass auBer den im gemischten
Wohngebiet zuldssigen Arten von Betrieben nur bestimmte weitere Arten von Betrieben zuldssig oder
bestimmte weitere Arten von Betrieben nicht zuléssig sind.

(3) Im Kerngebiet dirfen die im gemischten Wohngebiet zuldssigen Gebdude und Geb&ude fiir
Gastgewerbebetriebe, fir Veranstaltungs- und Vergniligungsstatten, wie Theater, Kinos und dergleichen,
sowie fur sonstige Betriebe und Einrichtungen, die der Befriedigung der sozialen und kulturellen
Bedirfnisse der Bevélkerung dienen, errichtet werden.

(4) Im Tourismusgebiet dirfen die im gemischten Wohngebiet zuléssigen Gebdude und Geb&ude fur
dem Tourismus dienende Betriebe und Einrichtungen errichtet werden.

(5) Im landwirtschaftlichen Mischgebiet durfen die im gemischten Wohngebiet zuldssigen Gebé&ude
und Gebéude fur land- und forstwirtschaftliche Betriebe und sonstige der landwirtschaftlichen
Tierhaltung mit Ausnahme der landwirtschaftlichen Intensivtierhaltung (§ 45 Abs. 1) dienende Gebdaude
sowie Gebdude fur gewerbliche Klein- und Mittelbetriebe mit Ausnahme von Gebéduden fir
Gastgewerbebetriebe zur Beherbergung von Gasten mit mehr als 40 Betten errichtet werden. Abs. 2
zweiter Satz gilt sinngemaR.

(6) Fiir Mischgebiete kann festgelegt werden, dass als Wohnungen nur betriebstechnisch notwendige
Wohnungen und Wohnungen flr den Betriebsinhaber und das Aufsichts- und Wartungspersonal errichtet
werden dirfen, insbesondere wenn diese Gebiete fiir eine uneingeschrankte Wohnnutzung nicht geeignet
sind oder eine solche Einschrdnkung erforderlich ist, um Nutzungskonflikte oder wechselseitige
Beeintrachtigungen zwischen betrieblichen Tatigkeiten und Wohnnutzungen hintanzuhalten.

(7) Fur Grundstiicke oder Teile von Grundstiicken im landwirtschaftlichen Mischgebiet, die
unmittelbar im Bereich einer Hofstelle liegen und die Bestandteil desselben Grundbuchskérpers wie die
Hofstelle sind, kann festgelegt werden, dass nur Gebdude fur land- und forstwirtschaftliche Betriebe und
sonstige der landwirtschaftlichen Tierhaltung mit Ausnahme der landwirtschaftlichen Intensivtierhaltung
dienende Gebdude errichtet werden durfen, soweit dies erforderlich ist, um Nutzungskonflikte oder
wechselseitige Beeintréachtigungen zwischen der Hofbewirtschaftung einerseits und Wohnnutzungen oder
betrieblichen oder sonstigen Tatigkeiten andererseits hintanzuhalten.

(8) Bestehen auf Grundflachen, die als ein Mischgebiet gewidmet sind oder fur die eine Festlegung
nach Abs. 2 zweiter Satz oder Abs.5 zweiter Satz getroffen wurde, rechtméRig bereits Gebdude fir
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andere als nach den Abs. 1 bis 5 und 7 zuldssige Betriebe oder Einrichtungen, so dirfen darauf auch
Gebaude fiir diese Betriebe oder Einrichtungen errichtet werden, wenn dadurch
a) gegenuiber dem Baubestand im Zeitpunkt der Widmung als Mischgebiet bzw. der Erlassung der
betreffenden Festlegung die Baumasse mit Ausnahme jener von Nebengebduden um insgesamt
nicht mehr als 20 v. H., héchstens jedoch um 400 m3, vergroBert wird und die betriebliche oder
sonstige Tétigkeit gegenliber diesem Zeitpunkt héchstens geringfiigig erweitert wird und

b) die Wohnqualitit im betreffenden Gebiet, insbesondere durch Larm, Geruch,
Luftverunreinigungen oder Erschiitterungen, nicht wesentlich oder, sofern vom betreffenden
Betrieb bzw. von der betreffenden Einrichtung eine solche Beeintrachtigung bereits ausgeht,
nicht mehr als bisher beeintrachtigt wird.

Bestehen auf solchen Grundflachen rechtméaBig bereits Gebaude fir Anlagen von Seveso-Betrieben, so
gilt insoweit auch § 39 Abs. 4 sinngemal. Bestehen auf Grundflachen im Mischgebiet, fir die eine
Festlegung nach Abs. 6 oder 7 gilt, rechtmafRig bereits andere als nach diesen Bestimmungen zulassige
Wohnungen, so sind auch Bauvorhaben zul&ssig, durch die die Baumasse der zu Wohnzwecken genutzten
Gebéude oder Gebdudeteile um insgesamt nicht mehr als 20 v. H., hdchstens jedoch um 300 m?,
vergréBert wird.

(9) In Mischgebieten durfen unter den gleichen Voraussetzungen wie fir Gebdude auch
Nebengebdude und Nebenanlagen errichtet werden. Weiters dirfen sonstige Bauvorhaben, die einem im
jeweiligen Gebiet zuldssigen Verwendungszweck dienen und die unter Berticksichtigung der ortlichen
Gegebenheiten die Wohnqualitdt im betreffenden Gebiet, insbesondere durch L&rm, Geruch,
Luftverunreinigungen oder Erschiitterungen, nicht wesentlich beeintrachtigen, ausgefthrt werden.

(10) § 38 Abs. 5 ist anzuwenden.
§41
Freiland

(1) Als Freiland gelten alle Grundflichen des Gemeindegebietes, die nicht als Bauland,
Sonderflachen oder Vorbehaltsflachen gewidmet sind.

(2) Im Freiland durfen errichtet werden:

a) ortsiibliche Stadel in Holzbauweise, die der Lagerung landwirtschaftlicher Produkte und
landwirtschaftlicher  Betriebsmittel mit Ausnahme von Kraftfahrzeugen, die den
kraftfahrrechtlichen Vorschriften unterliegen, dienen, sowie Hagelschutznetze und dergleichen,

b) Bienenhduser in Holzbauweise mit hochstens 20 m2 Nutzflache sowie Bienenstédnde, soweit sie
nicht ohnehin nach § 1 Abs. 3 lit. m der Tiroler Bauordnung 2018, LGBI. Nr. 28/2018, von deren
Geltungsbereich ausgenommen sind,

c) Jagd- und FischereihGtten mit hochstens 10 m2 Nutzflache, wenn diese Gebdude zur
Verwirklichung des jeweiligen Verwendungszweckes nach GrofRe und Ausstattung unbedingt
erforderlich sind,

d) Kapellen und dergleichen mit hdchstens 20 m2 Grundflache,

e) den baurechtlichen  Vorschriften unterliegende  Aussichtsplattformen,  Briickenbauten,
Verbauungen zum Schutz vor Naturgefahren und dergleichen,

f) allgemein zugangliche Kinderspielplatze,

g) Nebengebdude und Nebenanlagen mit Aushahme von  Sonnenkollektoren  und
Photovoltaikanlagen mit einer Kollektorflache von mehr als 20 m2.

§ 42

Um- und Zubauten, Anderung des Verwendungszweckes von land- und forstwirtschaftlichen
Gebauden und Nachnutzung aufgelassener Hofstellen im Freiland

(1) Im Freiland sind Umbauten von Hofstellen und von sonstigen land- und forstwirtschaftlichen
Gebduden sowie Anderungen von land- und forstwirtschaftlichen Anlagen mit Ausnahme von
wesentlichen Erweiterungen zuldssig. Zubauten zu Hofstellen und die Verwendung von bisher zu
betrieblichen Zwecken genutzten Rdumen oder von ungenutzten Rdumen, wie insbesondere Dachbdden,
von Hofstellen zu Wohnzwecken sind nur unter den Voraussetzungen nach § 44 Abs. 4 zulassig.
Gebéude, die ausschlielich betrieblichen Zwecken dienen, dirfen jedoch nicht zu Wohnzwecken
verwendet werden. Zubauten zu sonstigen land- und forstwirtschaftlichen Gebduden mit Ausnahme von
Kleingebduden nach 841 Abs.2 lit.b und c, insbesondere zu Almhitten und Forsthitten, und
wesentliche Erweiterungen land- und forstwirtschaftlicher Anlagen sind nur zuldssig, wenn sie
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betriebswirtschaftlich erforderlich sind. Zubauten zu Kleingebduden nach § 41 Abs. 2 lit. b und ¢ sind
unter denselben Voraussetzungen wie die Errichtung dieser Geb&ude zul&ssig.

(2) Wird ein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb aufgelassen, so darf das Wohngebaude bzw. der
Wohnteil der Hofstelle weiterhin zu Wohnzwecken verwendet werden, wenn die Hofstelle in ihrer
Substanz und ihrem Erscheinungsbild im Wesentlichen erhalten wird. Unter dieser Voraussetzung sind
auch Zu- und Umbauten des Wohngebdudes bzw. des Wohnteiles zulé&ssig. Durch Zubauten und die
Verwendung von ehemals zu betrieblichen Zwecken genutzten R&umen von Hofstellen zu Wohnzwecken
darf die Baumasse des Wohngebaudes bzw. Wohnteiles um insgesamt nicht mehr als 25 v. H. vergréBert
werden, wobei eine Vergréferung der Baumasse um hdchstens 300 m?® jedenfalls zuldssig ist. Die
Wohnnutzflache des Wohngebaudes bzw. Wohnteiles darf dabei hdchstens bis auf 300 m? vergroRert
werden. Im Ubrigen ist die Verwendung von ehemals zu betrieblichen Zwecken genutzten Geb4uden und
Gebéudeteilen zu Lager- und Einstellzwecken zuléssig. Ein land- und forstwirtschaftlicher Betrieb gilt als
aufgelassen, wenn die Hofbewirtschaftung eingestellt worden ist und die zum Hof gehdrenden
landwirtschaftlich nutzbaren Grundflachen verduRert worden sind.

8 42a
Um- und Zubauten, Anderung des Verwendungszweckes von sonstigen Geb&uden im Freiland

(1) Im Freiland sind Umbauten anderer als land- und forstwirtschaftlicher Geb&ude sowie Zubauten
zu solchen Gebduden mit Ausnahme von Kapellen und dergleichen zuldssig, mit denen die Baumasse
(§ 61 Abs. 3) gegenliber dem urspriinglichen Gebdude um insgesamt nicht mehr als 25 v. H. vergroRert
wird, wobei eine VergrofRerung der Baumasse um hochstens 300 m3 jedenfalls zuldssig ist. Zubauten zu
Kapellen und dergleichen sind nur zuldssig, wenn das GesamtausmaR der Grundfliche 20 m2 nicht
ubersteigt. Die Anderung von sonstigen baulichen Anlagen ist mit Ausnahme von wesentlichen
Erweiterungen zul&ssig.

(2) Gebéaude im Sinn des Abs. 1 erster Satz, die ausschlieRlich betrieblichen Zwecken dienen, dirfen
nicht zu Wohnzwecken verwendet werden. Gebdude im Sinn des Abs. 1 erster Satz, die ausschliel3lich
Wohnzwecken dienen, dirfen nicht zu betrieblichen Zwecken verwendet werden. Der
Verwendungszweck von Gebduden im Sinn des Abs. 1 erster Satz, die teils betrieblichen Zwecken und
teils Wohnzwecken dienen, darf insoweit gedndert werden, als dadurch die Baumasse der urspriinglich zu
betrieblichen Zwecken bzw. zu Wohnzwecken genutzten Geb&udeteile um insgesamt nicht mehr als
25 v. H. erweitert wird, wobei eine Erweiterung der Baumasse um hdchstens 300 m?3 jedenfalls zuldssig
ist. Die durch einen allfalligen Zubau nach Abs. 1 neu geschaffene Baumasse ist einzurechnen.

(3) Werden durch ein Bauvorhaben nach Abs. 1 oder 2 bisher ungenutzte Gebaudeteile, insbesondere
leer stehende Dachbdden, einer Verwendung zugefiihrt, so darf die auf diese Geb&udeteile entfallende
Baumasse die Ubrige Baumasse des Gebdudes um hdchstens 25 v. H. Ubersteigen, wobei eine
VergréfRerung der Baumasse um hochstens 300 m3 jedenfalls zuldssig ist. Die durch einen allfalligen
Zubau neu geschaffene Baumasse ist einzurechnen.

§42b
Wiederaufbau von Gebauden im Freiland

(1) Im Fall des Abbruches oder der sonstigen Zerstdrung eines im Freiland nach den baurechtlichen
Vorschriften rechtmalig bestehenden Gebdudes darf, soweit dies baurechtlich sonst zuléssig ist und
sofern die Baubewilligung hierfirr innerhalb von flnf Jahren nach der Zerstérung des betreffenden
Gebaudes erteilt wird, statt dessen ein neues Geb&ude errichtet werden. Dabei darf die Anzahl der
oberirdischen Gebdude bzw. Teile von Gebauden nicht erhéht werden. In die Frist nach dem ersten Satz
sind die Zeiten des Bauverfahrens, eines Verfahrens vor dem Landesverwaltungsgericht, dem
Verwaltungsgerichtshof oder dem Verfassungsgerichtshof und einer Bausperre im Sinn des § 74 nicht
einzurechnen. Der Wiederaufbau darf auch in unmittelbarer Nahe des zerstorten Geb&udes erfolgen, wenn
dieser an derselben Stelle baurechtlich nicht méglich wére oder berechtigten Interessen des Bauwerbers
widersprechen wirde.

(2) Die Wohnnutzflache (§ 44 Abs. 3) von wieder errichteten Hofstellen darf 300 m2 bzw. ein
anlésslich der Widmung als Sonderflache fiir Hofstellen nach 8 44 Abs. 2 zweiter Satz festgelegtes
grofReres Ausmal3, wenn jedoch die Wohnnutzflache der friheren Hofstelle rechtméRig mehr als 300 m2
betragen hat, das bisherige AusmaR der Wohnnutzflache nicht tbersteigen. Die betriebliche Nutzflache
von wieder errichteten Hofstellen und sonstigen land- und forstwirtschaftlichen Gebauden muss unter
Bedachtnahme auf die betriebswirtschaftlichen Erfordernisse des jeweiligen Betriebes angemessen sein.

(3) Hofstellen aufgelassener land- und forstwirtschaftlicher Betriebe diirfen nur unter der
Voraussetzung, dass sie in ihrer Substanz und ihrem Erscheinungsbild im Wesentlichen wieder hergestellt
werden, wieder aufgebaut werden.
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(4) Die Baumasse von wieder errichteten anderen als land- und forstwirtschaftlichen Geb&uden
einschlieBlich der Wohngebdude bzw. Wohnteile von Hofstellen aufgelassener land- und
forstwirtschaftlicher Betriebe darf die Baumasse des friiheren Geb&dudes in seiner urspriinglichen Form
um nicht mehr als 25 v. H. (bersteigen. Zubauten zu solchen wieder errichteten Gebduden sind nur
insoweit zulassig, als die Baumasse gegeniiber dem friiheren Gebaude in seiner urspriinglichen Form um
insgesamt nicht mehr als 25 v. H. vergréBert wird. Eine Vergroferung der Baumasse um hdchstens
300 m3 ist in diesen Fallen jedenfalls zuléssig. Die Wohnnutzflache des Wohngebdudes bzw. Wohnteiles
von Hofstellen aufgelassener land- und forstwirtschaftlicher Betriebe darf Uberdies 300 m2 nicht
ubersteigen. Im Ubrigen gilt § 42a Abs. 3 sinngeméR.

(5) Im Zusammenhang mit dem Wiederaufbau von anderen als land- und forstwirtschaftlichen
Gebéuden ist eine Anderung des Verwendungszweckes im Rahmen des § 42a Abs. 2 zul&ssig.

§42c
Grundlage fiir Baumassenberechnung

(1) Bei anderen als land- und forstwirtschaftlichen Gebauden, die am 30. Juni 1976 bereits bestanden
haben, ist von der zu diesem Zeitpunkt rechtméBig bestandenen Baumasse und bei allen Gbrigen
Gebéauden von jener Baumasse auszugehen, die das urspringliche bzw. frilhere Gebaude aufgrund der
erstmalig erteilten Baubewilligung aufgewiesen hat. Im Fall des § 42a Abs. 2 dritter Satz gilt dies
gleichermafRen hinsichtlich der urspriinglich zu betrieblichen Zwecken bzw. zu Wohnzwecken geniitzten
Gebéudeteile.

(2) Wird ein Grundstlck in Freiland riickgewidmet, so ist von der Baumasse im Zeitpunkt des
Inkrafttretens der Riickwidmung auszugehen.

843
Sonderflachen

(1) Als Sonderflachen konnen aufer in den in diesem Gesetz besonders geregelten Fallen
Grundflachen gewidmet werden, auf denen

a) Gebdude und sonstige Anlagen errichtet werden sollen, die aufgrund ihres Verwendungszweckes
an einen bestimmten Standort gebunden sind oder fur die ein bestimmter Standort besonders
geeignet ist; jedenfalls einer Widmung als Sonderflache bedirfen aulerhalb des Baulandes
Ausflugsgasthduser, Schutzhitten, Campingplétze, der Wildhege und der Jagdausiibung dienende
Gebaude, Reitstélle, sofern sie nicht Teil eines landwirtschaftlichen Betriebes sind, Gartnereien,
Dauerkleingarten, Bienenhduser mit mehr als 20 m? Nutzflache oder in Massivbauweise und
dergleichen,

b) aus besonderen raumordnungsfachlichen Grinden, insbesondere zur Vermeidung von
Nutzungskonflikten oder wechselseitigen Beeintrachtigungen, nur Gebédude oder sonstige
bauliche Anlagen mit einem bestimmten Verwendungszweck errichtet werden dirfen; unter
denselben Voraussetzungen konnen auch Grundflachen, die von baulichen Anlagen aller Art
freizuhalten sind, als Sonderflachen gewidmet werden, wie Sonderflaichen fir Grinzlge,
Windschutzgirtel und dergleichen.

(2) Bei der Widmung von Sonderflachen ist der jeweilige Verwendungszweck genau festzulegen.
Auf Sonderflachen diirfen unbeschadet des Abs. 1 lit. b zweiter Halbsatz nur Gebdude und sonstige
Anlagen, die dem festgelegten Verwendungszweck entsprechen, samt den dazugehorenden
Nebengebduden und Nebenanlagen errichtet werden. Auf Sonderflachen fiir Dauerkleingarten und
Sonderflachen flr Kleingebaude, wie Bienenhduser, Jagd- und Fischereihiitten und dergleichen, dirfen
Uberdies nur solche Gebdude und sonstige Anlagen errichtet werden, die zur Verwirklichung des
jeweiligen Verwendungszweckes nach GrofRe, Ausstattung und sonstiger Beschaffenheit unbedingt
erforderlich sind.

(3) Als Sonderflachen diirfen nur Grundflachen gewidmet werden, die sich aufgrund ihrer Lage und
Beschaffenheit im Hinblick auf die Nutzungssicherheit sowie in gesundheitlicher, technischer und
wirtschaftlicher Hinsicht fiir eine dem festgelegten VVerwendungszweck entsprechende Bebauung eignen.
8§37 Abs. 1 lit. b und c und, sofern im Rahmen der betreffenden Sonderflache auch Wohnnutzungen
zuldssig sind, weiters § 37 Abs. 3 lit. b gelten sinngemag.

(4) Grundfl&chen, die durch Lawinen, Hochwasser, Wildbéche, Steinschlag, Erdrutsch oder andere
gravitative Naturgefahren geféhrdet sind, dirfen weiters nur dann als Sonderflachen gewidmet werden,
wenn

a) eine dem festgelegten Verwendungszweck entsprechende Bebauung, erforderlichenfalls unter der

Voraussetzung einer bestimmten Anordnung oder baulichen Beschaffenheit der Gebdude oder
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sonstigen Anlagen oder sonstiger baulicher Vorkehrungen in deren Bereich oder bestimmter
organisatorischer VVorkehrungen, wie insbesondere eines Sicherheitskonzeptes, méglich ist und
b)im Fall einer Gefahrdung durch Hochwasser wesentliche Hochwasserabflussbereiche

oder -rickhalterdume nicht beeintréchtigt werden.
Zur Frage der Eignung der betreffenden Grundflachen als Sonderflachen fir den jeweiligen
Verwendungszweck und des Vorliegens der Voraussetzungen nach lit. a und b sind facheinschldgige
Gutachten einzuholen, soweit der Gemeinde nicht schon entsprechende fachliche Grundlagen zur
Verfiigung stehen. Aktuelle Gefahrenzonenplane sind in die Beurteilung miteinzubeziehen. Sofern dies
zur Gewadhrleistung der Nutzungssicherheit von Gebauden oder sonstigen Anlagen erforderlich ist, ist der
Verwendungszweck auf die Beniitzung der betreffenden Gebdude oder sonstigen Anlagen innerhalb
bestimmter Zeitrdume zu beschrénken. In diesem Fall ist die Baubewilligung erforderlichenfalls unter
Auflagen, die die Beniitzung der Gebdude oder sonstigen Anlagen auBerhalb dieser Zeitrdume
ausschlielen, zu erteilen.

(5) Bei der Abgrenzung der Sonderflachen und der Festlegung des Verwendungszweckes ist darauf
Bedacht zu nehmen, dass gegenseitige Beeintréchtigungen angrenzender Gebiete, inshesondere durch
Larm, Luftverunreinigungen, Geruch oder Erschitterungen, so weit wie moglich vermieden werden. § 37
Abs. 2 dritter und vierter Satz und 6 gilt sinngemaB.

(6) Die Widmung als Sonderflache nach Abs. 1 lit. a tritt aufler Kraft, wenn die Baubewilligung fir
ein dem festgelegten Verwendungszweck entsprechendes Bauvorhaben nicht innerhalb von funf Jahren
nach dem Inkrafttreten der Widmung erteilt wird, wenn eine solche Baubewilligung erlischt oder wenn
mit der Ausfuhrung eines anzeigepflichtigen Bauvorhabens nicht innerhalb von fiinf Jahren nach dem
Inkrafttreten der Widmung begonnen wird. In diese Fristen sind die Zeiten des Bauverfahrens bzw. bei
anzeigepflichtigen Bauvorhaben des Fristenlaufes nach § 30 Abs. 3 zweiter und funfter Satz der Tiroler
Bauordnung 2018 in der jeweils geltenden Fassung, eines Verfahrens vor dem Landesverwaltungsgericht,
dem Verwaltungsgerichtshof oder dem Verfassungsgerichtshof und einer Bausperre im Sinn des § 74
nicht einzurechnen. Die Gemeinde hat das Eintreten der Voraussetzungen fur das Aulerkrafttreten der
Widmung der Landesregierung schriftlich mitzuteilen. Die Landesregierung hat in der elektronischen
Kundmachung des Flachenwidmungsplanes das AuRerkrafttreten der Widmung als Sonderflache
ersichtlich zu machen und gleichzeitig die vor dem Inkrafttreten der Widmung als Sonderflache
bestandene Widmung wieder darzustellen. Die Widmung als Sonderflache tritt mit dem Ablauf des Tages
auBer Kraft, an dem diese Daten zur Abfrage freigegeben werden. Gleichzeitig tritt die vor dem
Inkrafttreten des Flachenwidmungsplanes bestandene Widmung wieder in Kraft.

(7) Die Abs. 2 bis 6 gelten auch fir die in diesem Gesetz besonders geregelten Sonderflachen, soweit
fiir sie nichts anderes bestimmt ist.

§ 44
Sonderflachen fir Hofstellen

(1) Die Widmung von Grundfléchen als Sonderflachen fur Hofstellen ist nur zul&ssig, wenn

a) die Widmung der Beseitigung betriebswirtschaftlich ungiinstiger Orts- oder Hoflagen, der im
Interesse der Landeskultur gelegenen Neugriindung landwirtschaftlicher Betriebe oder sonstigen
MalRnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur, insbesondere der Auflésung materiell geteilten
Hauseigentums, dient oder wenn die Widmung zur Vermeidung von Nutzungskonflikten oder
aus anderen besonderen raumordnungsfachlichen Griinden erforderlich ist,

b) die Widmung insbesondere den Zielen der ortlichen Raumordnung nach § 27 Abs. 2 lit. f, g, h, i
und j nicht widerspricht; dabei ist insbesondere auf die Entfernung zum bestehenden
Siedlungsgebiet Bedacht zu nehmen,

c) die betreffenden Grundflachen fiir eine dem besonderen Verwendungszweck entsprechende
Bebauung in gesundheitlicher, technischer und wirtschaftlicher Hinsicht geeignet sind und

d) im Fall der Neugrundung eines landwirtschaftlichen Betriebes
1. landwirtschaftliche Eigenflachen im Ausmall von mindestens 3 ha bestehen und
2. durch ein Finanzierungskonzept nachgewiesen wird, dass die Widmung im Interesse der

Landeskultur und im Interesse an der Schaffung eines wirtschaftlich gesunden
landwirtschaftlichen Grundbesitzes gelegen ist.

(2) Auf Sonderflachen fur Hofstellen dirfen nur Hofstellen, deren Wohnnutzflache héchstens 300 m?
betrdgt und deren betriebliche Nutzflache unter Bedachtnahme auf die betriebswirtschaftlichen
Erfordernisse des jeweiligen Betriebes angemessen ist, samt den dazugehtérenden Nebengeb&uden und
Nebenanlagen errichtet werden. In begriindeten Féllen kann insbesondere unter Beriicksichtigung
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a) der regional unterschiedlichen Betriebsstrukturen,
b) des Anteils der Ferienwohnungen an der gesamten Wohnnutzflache oder

c) der Moglichkeit der VergréRerung der Wohnnutzflache ausschlieRlich durch Umbauten oder die
Anderung des Verwendungszwecks von bisher zu betrieblichen Zwecken genutzten Raumen zu
Wohnzwecken

anlésslich der Widmung als Sonderflache fir Hofstellen auch eine groBere hdchstzuléssige
Wohnnutzflache festgelegt werden. In den Féllen der lit. b kann jedenfalls eine hdchstzuléssige
Wohnnutzflache von 380 m? festgelegt werden.

(3) Als Wohnnutzflache gilt die gesamte Nutzflaiche des Wohngebdudes bzw. des Wohnteiles
einschlieBlich  allfalliger Ferienwohnungen und allfalliger der Privatzimmervermietung, als
Freizeitwohnsitz oder als Altenwohnteil dienender R&ume mit Ausnahme von Keller- und
Dachbodenrdumen, soweit sie nach ihrer baulichen Ausgestaltung nicht fiir Wohnzwecke geeignet sind,
von Gangen, Treppen, offenen Balkonen, Loggien und Terrassen und von R&umen, die fir
landwirtschaftliche Zwecke besonders ausgestattet sind. Die Wohnnutzflache mehrerer Gebdude im
selben Hofverband einschlieBlich allfalliger Austraghéuser ist zusammenzuzéhlen.

(4) Zubauten zu Hofstellen, mit denen Wohnrdume geschaffen werden, diirfen auf Sonderflachen fur
Hofstellen nur errichtet werden, wenn das Gesamtausmall der Wohnnutzflache 300 m2, im Fall einer
Festlegung nach Abs. 2 zweiter Satz das danach festgelegte AusmaB, nicht Ubersteigt. Dies gilt auch fur
die Anderung des Verwendungszweckes von bisher zu betrieblichen Zwecken genutzten Riumen von
Hofstellen zu Wohnzwecken. Eine solche Anderung des Verwendungszweckes ist weiters nur zulassig,
wenn sie nicht im Widerspruch zu betriebswirtschaftlichen Erfordernissen steht. Zubauten zu Hofstellen,
mit denen Raume fir betriebliche Zwecke geschaffen werden, dirfen auf Sonderflachen fir Hofstellen
nur errichtet werden, wenn sie betriebswirtschaftlich erforderlich sind.

(5) Fur die weitere Verwendung der Hofstellen von aufgelassenen land- und forstwirtschaftlichen
Betrieben sowie flr Zu- und Umbauten und den Wiederaufbau solcher Hofstellen gilt § 42 Abs. 2, § 42b
Abs. 3 und 4 erster, zweiter und dritter Satz und 8 42c sinngemdR. Besteht fir die betreffende
Sonderflache flr Hofstellen eine Festlegung nach Abs. 2 zweiter Satz, so darf die Wohnnutzflache statt
300 m2 das danach festgelegte Ausmal nicht tbersteigen.

(6) Abweichend von Abs. 2 zweiter Satz darf auf Sonderflachen fur Hofstellen, auf denen aufgrund
einer Festlegung im Flachenwidmungsplan nach § 13 Abs. 3 zweiter Satz Freizeitwohnsitze geschaffen
werden dirfen, nur im Fall, dass das bisher rechtméRig bestehende Ausmal der Wohnnutzflache mehr als
300 m? betragen hat, eine héchstzulassige Wohnnutzflache von mehr als 300 m? festgelegt werden. Dabei
darf das bisherige Ausmaf der Wohnnutzfladche jedoch nicht Gberschritten werden.

(7) Auf Sonderflachen fur Hofstellen dirfen auch im Fall des Bestehens einer Festlegung im
Flachenwidmungsplan nach § 13 Abs. 3 zweiter Satz Freizeitwohnsitze nur geschaffen und als solche
verwendet werden, wenn

a) die Hofbewirtschaftung aufrecht ist,

b) der erforderliche Wohnbedarf des Hofbetreibers und seiner Familie nicht beeintréchtigt wird,

c) die als Freizeitwohnsitze genutzten Rdume Teil des bestehenden Wohngebdudes bzw.
Wohnteiles sind und deren Wohnnutzflache hdchstens 25 v.H. der rechtmdRig bestehenden
Wohnnutzflache der betreffenden Hofstelle betrégt und weiters

d) an den als Freizeitwohnsitze genutzten R&umen keine vom Eigentum an der Hofstelle sonst
abweichenden Eigentumsverhéltnisse bestehen und an diesen auch kein der Genehmigungspflicht
nach 8 4 des Tiroler Grundverkehrsgesetzes 1996 unterliegender Rechtserwerb stattgefunden hat
bzw. stattfindet.

(8) Im Rahmen von Hofstellen darf eine gewerbliche Tétigkeit ausgelibt werden, wenn dies durch
eine Festlegung im Flachenwidmungsplan zusétzlich zur Widmung als Sonderflache fur Hofstellen fir
zuléssig erklart worden ist. Eine solche Festlegung muss die Art der gewerblichen Tatigkeit genau
bezeichnen. Sie darf nur getroffen werden, wenn durch die Ausiibung der gewerblichen Téatigkeit auf der
betreffenden Grundfldche eine geordnete rdumliche Entwicklung der Gemeinde entsprechend den
Aufgaben und Zielen der 6rtlichen Raumordnung nicht beeintrachtigt wird. Insbesondere dirfen
a) kein zusatzlicher Aufwand fir die verkehrsméaRige ErschlieBung der betreffenden Grundflache
und deren ErschlieBung mit Einrichtungen zur Wasser- und Ldschwasserversorgung und zur
Abwasserentsorgung entstehen sowie

b) unter Berlicksichtigung der ortlichen Gegebenheiten keine schadlichen Auswirkungen auf die
Umgebung, keine unzumutbare Beldstigung der Bevdlkerung, insbesondere durch Larm, Geruch,
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Luftverunreinigungen oder Erschitterungen, und keine erhebliche Beeintrachtigung des Orts-,
StraRen- oder Landschaftsbildes zu erwarten sein.

(9) Eine gewerbliche Tatigkeit im Sinn des Abs. 8 darf nur vom Hofbetreiber selbst neben der
Hofbewirtschaftung in Form eines Kleinbetriebes ausgeilibt werden. Die Ausiibung einer solchen
gewerblichen Tétigkeit ist nicht mehr zuléssig, wenn die Hofbewirtschaftung eingestellt worden ist.

(10) Zum Zweck der Ausiibung einer gewerblichen Tétigkeit im Sinn des Abs. 8 diirfen Neubauten
im selben Hofverband nicht errichtet werden. Die Baumasse der zu gewerblichen Zwecken verwendeten
Réume der Hofstelle darf im Verhdltnis zur Baumasse aller Geb&ude im selben Hofverband nur ein
untergeordnetes Ausmald aufweisen und 300 m3 nicht Uibersteigen, der Charakter des Betriebes als land-
und forstwirtschaftlicher Betrieb muss bestehen bleiben und es muss die Hofstelle in ihrer Substanz und
ihrem Erscheinungshild im Wesentlichen erhalten bleiben.

(11) Erflllt eine Sonderflache fur Hofstellen hinsichtlich eines bestimmten Verwendungszweckes
weiters die Voraussetzungen als Sonderflache nach § 43 Abs. 1 lit. a, so kann durch eine Festlegung im
Flachenwidmungsplan zusétzlich zur Widmung als Sonderfl&che fiir Hofstellen bestimmt werden, dass im
Rahmen der betreffenden Hofstelle auch eine dem jeweiligen Verwendungszweck entsprechende
Tatigkeit ausgetbt werden darf. In diesem Fall darf die betreffende Tatigkeit neben der
Hofbewirtschaftung ausgetibt werden. Wird die Hofbewirtschaftung eingestellt, so darf die betreffende
Tétigkeit weiter ausgelibt werden, wenn die Hofstelle in ihrer Substanz und ihrem Erscheinungsbild im
Wesentlichen erhalten bleibt. Auf solche Sonderfléchen finden die Abs. 8, 9 und 10 keine Anwendung.

(12) Als Sonderflichen fur Hofstellen kdnnen auch nicht zusammenhangende Grundflachen

gewidmet werden,

a) wenn die Errichtung aller zur Hofstelle gehérenden Gebdude auf einer zusammenhangenden
Grundflache aufgrund der rdumlichen Verhaltnisse oder der Struktur des jeweiligen Betriebes
nicht moglich oder zweckmalig ware oder

b) wenn dies erforderlich ist, um Nutzungskonflikte oder wechselseitige Beeintrdchtigungen
zwischen der Hofbewirtschaftung einerseits und Wohnnutzungen oder betrieblichen oder
sonstigen Tatigkeiten andererseits zu vermeiden.

In diesem Fall sind bei der Widmung als Sonderflache die auf den einzelnen Grundflachen jeweils
zuléssigen Arten von Gebduden festzulegen.

§ 45
Sonderflachen fur landwirtschaftliche Intensivtierhaltung

(1) Landwirtschaftliche Intensivtierhaltung liegt vor, wenn Tiere bestimmter Arten in solcher Anzahl
gehalten werden, dass die Larm- und Geruchsemissionen das bei landwirtschaftlichen Betrieben (bliche
Ausmal (bersteigen. Die Landesregierung hat durch Verordnung zu bestimmen, bei welchen Arten und
ab welcher Anzahl der gehaltenen Tiere eine landwirtschaftliche Intensivtierhaltung vorliegt. Vor der
Erlassung dieser Verordnung ist die Landwirtschaftskammer zu horen.

(2) Fur die Widmung von Grundflachen als Sonderflachen fur Hofstellen oder Wirtschaftsgebdude
zur landwirtschaftlichen Intensivtierhaltung gilt 8 44 Abs. 1 sinngemaR mit der Malgabe, dass die
Widmung von Sonderflachen fir diese Zwecke uberdies nur zuldssig ist, wenn eine unzumutbare
Belastigung der Bevélkerung, insbesondere durch Larm oder Geruch, nicht zu erwarten ist. Im Ubrigen
gilt § 44 Abs. 2 bis 10 sinngemaR mit der Mal3gabe, dass auf Sonderflachen fir Wirtschaftsgebaude zur
landwirtschaftlichen Intensivtierhaltung nur diesem Zweck dienende Wirtschaftsgebdude samt den
dazugehorenden Nebenanlagen errichtet werden dirfen.

§ 46
Sonderflachen fur Austraghduser

(1) Als Austraghaus gilt ein Gebaude, das der Befriedigung des Wohnbediirfnisses des Ubergebers
eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes und seiner Familie oder der voribergehenden
Befriedigung des Wohnbediirfnisses des Ubernehmers eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes und
seiner Familie dient. Austraghduser durfen, solange sie nicht entsprechend ihrem eigentlichen
Verwendungszweck benétigt werden, voriibergehend auch sonst zu Wohnzwecken verwendet werden.
Wird der land- und forstwirtschaftliche Betrieb aufgelassen, so dirfen Austraghduser weiterhin zu
Wohnzwecken verwendet werden.

(2) Die Widmung von Grundflachen als Sonderflachen fur Austraghduser ist nur im Verband mit
einer Hofstelle, fiir die noch kein Austraghaus besteht, und berdies nur dann zuléssig, wenn
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a) im Bereich der Hofstelle nicht bereits ein Altenwohnteil oder Wohnrdume, die unter
Bedachtnahme auf die Wohnbedurfnisse und wirtschaftlichen Bedurfnisse der Bewohner der
Hofstelle zumutbarerweise als Altenwohnteil verwendet werden kénnen, vorhanden ist (sind),

b) die Widmung insbesondere den Zielen der ortlichen Raumordnung nach § 27Abs. 2 lit. f, g, h, i
und j nicht widerspricht,

c) die betreffenden Grundflachen fir eine dem besonderen Verwendungszweck entsprechende
Bebauung in gesundheitlicher, technischer und wirtschaftlicher Hinsicht geeignet sind.

(3) Als Sonderflachen fur Austraghduser diirfen tberdies nur Grundstiicke gewidmet werden, die
Bestandteil desselben Grundbuchskérpers sind wie das Grundstiick, auf dem sich die Hofstelle befindet,
in derem Verband das Austraghaus errichtet werden soll. Dieses Grundstuck ist anlasslich der Widmung
von Grundstiicken als Sonderflachen fir Austraghduser festzulegen und in der aufsichtsbehdrdlichen
Genehmigung zu bezeichnen. Grundstiicke, die als Sonderflachen fiir Austraghduser gewidmet sind, sind
Zugehor des Grundstiickes, auf dem sich die betreffende Hofstelle befindet. Dem Grundbuchsgericht ist
eine mit der Rechtskraftklausel versehene Ausfertigung der aufsichtsbehérdlichen Genehmigung zu
Ubersenden. Das Grundbuchsgericht hat daraufhin die Zugehoreigenschaft des Grundstiickes, das als
Sonderflache gewidmet ist, bei diesem Grundstick und beim Grundstuck, auf dem sich die betreffende
Hofstelle befindet, anzumerken. Die Anmerkung bewirkt, dass beide Grundstiicke nur gemeinsam
abgeschrieben und einem anderen Grundbuchskérper zugeschrieben werden kdénnen.

(4) Die Widmung eines Grundstiickes als Sonderflache fur Austraghduser darf nur im Fall der
Auflassung des jeweiligen land- und forstwirtschaftlichen Betriebes aufgehoben werden. Wird die
Widmung als Sonderflache fur Austraghduser aufgehoben, so endet die Eigenschaft des betreffenden
Grundstiickes als Zugehdr des Grundstiickes, auf dem sich die Hofstelle befindet. Die Landesregierung
hat dem Grundbuchsgericht eine mit der Rechtskraftklausel versehene Ausfertigung des Bescheides, mit
dem die Aufhebung dieser Widmung aufsichtsbehdrdlich genehmigt wird, zu Ubersenden. Das
Grundbuchsgericht hat daraufhin die Anmerkung der Zugehdreigenschaft zu ldschen.

(5) Auf Sonderflachen fiir Austraghduser dirfen nur Austraghduser errichtet werden, deren
Wohnnutzflache hdchstens 80 m? betrdgt. In begriindeten Féllen kann anldsslich der Widmung der
Sonderflache fur Austraghduser auch eine groRere hdchstzulassige Wohnnutzflache festgelegt werden.
8§ 44 Abs. 3 erster Satz gilt sinngemaR.

8§47
Sonderflachen fur land- und forstwirtschaftliche Gebaude und Anlagen

(1) Die Widmung von Grundflachen als Sonderflachen fir sonstige land- und forstwirtschaftliche
Gebaude und Anlagen, wie Almgebéude, Kochhutten, Feldstélle, Stadel in Massivbauweise, Forsthiitten,
Reitplatze und dergleichen, ist nur zul&ssig, wenn

a) die Gebdude oder Anlagen nach Grole, Ausstattung und sonstiger Beschaffenheit fiir einen

bestehenden land- und forstwirtschaftlichen Betrieb betriebswirtschaftlich erforderlich sind und

b) die Widmung insbesondere den Zielen der ortlichen Raumordnung nach § 27 Abs. 2 lit. f, g, h, i
und j nicht widerspricht.

(2) Photovoltaikanlagen, die keine Nebenanlagen zu land- und forstwirtschaftlichen Gebduden sind,
durfen errichtet werden, wenn dies durch eine Festlegung im Flachenwidmungsplan zusétzlich zur
Widmung als Sonderflache fir land- und forstwirtschaftliche Gebaude und Anlagen fiir zuldssig erklart
worden ist. Solche Photovoltaikanlagen diirfen weiters nur errichtet werden, wenn sie in die Auenhaut
der jeweiligen baulichen Anlage integriert werden oder der Parallelabstand der Photovoltaikanlage zur
Dach- bzw. Wandhaut an keinem Punkt der AuBenflache der Anlage 30 cm Ubersteigt.

(3) In Almgeb&duden diirfen Ferienwohnungen mit insgesamt hochstens zwolf Betten geschaffen
werden, wenn dies durch eine Festlegung im Flachenwidmungsplan zusatzlich zur Widmung als
Sonderflache fir Almgebdude fur zuléssig erklért worden ist. Eine solche Festlegung darf nur getroffen
werden, wenn hinsichtlich der Beherbergung von Gésten die Voraussetzungen nach § 43 Abs. 1 lit. a
vorliegen und

a) im Hinblick auf den Geb&udebestand gewéhrleistet werden kann, dass ungeachtet der
Beherbergung von Gaésten der Charakter des Betriebes als Almwirtschaft bestehen bleibt und die
Almbewirtschaftung nicht eingeschrankt wird, insbesondere indem hierzu erforderliche Gebaude
oder Teile von Geb&uden als Ferienwohnungen verwendet werden,

b) die erforderlichen infrastrukturellen Voraussetzungen gegeben sind und deren Inanspruchnahme
rechtlich sichergestellt ist; insbesondere darf kein zusatzlicher Aufwand fiir die verkehrsmafige
Erschliefung der betreffenden Grundflache und deren ErschlieBung mit Einrichtungen zur
Wasser- und Léschwasserversorgung und zur Abwasserentsorgung entstehen,
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c) den Erfordernissen des Schutzes von Leben und Gesundheit der Géste unbeschadet des § 43
Abs. 4 auch im Umfeld der betreffenden Sonderflache entsprochen wird.

(4) Zum Zweck der Schaffung von Ferienwohnungen in Almgebduden nach Abs. 3 dirfen
Neubauten nicht errichtet werden. Die Baumasse der als Ferienwohnungen verwendeten Rdume darf im
Verhaltnis zur Baumasse aller Almgeb&ude nur ein untergeordnetes Ausmal aufweisen und 300 m? nicht
Ubersteigen. Ferienwohnungen in Almgebduden sind nicht mehr zuldssig, wenn der Betrieb der
Almwirtschaft eingestellt worden ist.

§48
Sonderflachen flr BeherbergungsgroRbetriebe

(1) Beherbergungsgrofbetriebe im Sinn dieses Gesetzes sind Gastgewerbebetriebe zur Beherbergung
von Gasten mit mehr als 150 Betten oder mehr als 75 Rdumen zur Beherbergung von Gésten. Betten und
Réume zur Beherbergung von Gésten in mehreren Geb&uden sind zusammenzuzéhlen, wenn die Gebdude
in einem rdumlichen Naheverhéltnis stehen und im Hinblick auf ihre einheitliche Gesamtplanung oder
ihre Zugehdrigkeit zum selben Betrieb eine Einheit bilden.

(2) Die Schaffung von Beherbergungsgrof3betrieben ist nur auf Grundflachen, die als Sonderfléchen
fiir Beherbergungsgrofbetriebe gewidmet sind, zulassig. BeherbergungsgroRbetriebe miissen jedenfalls
eine Verpflegung der Géste anbieten. BeherbergungsgroRbetriebe, die in Form eines Hoteldorfes errichtet
werden, missen jedenfalls Uber ein Hauptgebdude verfligen, in dem die zentralen
Infrastruktureinrichtungen, wie Rezeption, Speisesdle, Restaurants, Cafés, Aufenthaltsrdume und
dergleichen, untergebracht sind.

(3) Bei der Widmung von Sonderflachen flir Beherbergungsgrof3betriebe ist die zul&ssige Hochstzahl
an Betten und Raumen zur Beherbergung von Gasten festzulegen. Weiters kénnen die hdchstzuléssige
Anzahl an Geb&uden sowie das Mindestausmal? jener Flachen, die im Rahmen des jeweiligen Betriebes
flr zusatzliche, vorrangig auf die Bedirfnisse der Géste ausgerichtete Angebote in den Bereichen der
Gastronomie, der sonstigen Dienstleistungen und des Handels zur Verfligung stehen missen, festgelegt
werden.

(4) Bei der Widmung von Grundflachen als Sonderflachen fiir BeherbergungsgroRbetriebe ist
unbeschadet der Aufgaben und Ziele der 6rtlichen Raumordnung insbesondere Bedacht zu nehmen auf:

a) den Stand der touristischen Entwicklung und die bestehenden touristischen Strukturen auf
ortlicher und regionaler Ebene, insbesondere auf das Angebot an Freizeit-, Sport- und sonstigen
Erholungseinrichtungen,

b) den Schutz des Orts-, StraBen- und Landschaftsbildes, insbesondere im Hinblick auf die
Eingliederung der Betriebe in die Siedlungsstruktur,

c) die Gewahrleistung einer Boden sparenden Bebauung, insbesondere im Hinblick auf die GréRe
der Sonderflache im Verhéltnis zur zulassigen Hochstzahl an Betten und Raumen, im Fall einer
entsprechenden Festlegung nach Abs. 3 zweiter Satz auch im Verhdltnis zur zul&ssigen
Hdchstzahl an Gebdauden,

d) die Vermeidung von unzumutbaren und schédlichen Auswirkungen des Verkehrs, inshesondere
im Hinblick auf die Vermeidung einer Uberlastung des ortlichen und des regionalen
Strallennetzes, sowie auf das Bestehen einer Verkehrserschlieung, die gewéhrleistet, dass der
Verkehr zum und vom jeweiligen Beherbergungsgrof3betrieb Einrichtungen mit besonderen
Ruhebedirfnissen, wie Krankenanstalten, Heime, Kureinrichtungen und dergleichen, sowie
Gebiete, die tberwiegend Wohnzwecken dienen, nicht oder nur in geringem Ausmal? berihrt.

(5) Die Widmung von Sonderflachen fur BeherbergungsgroRbetriebe ist nur zulédssig, wenn aufgrund
der Eigentiimer- und der voraussichtlichen Betreiberverhdltnisse ein dauerhaft wirtschaftlicher Betrieb
des Unternehmens zu erwarten ist.

(6) Im Fall des Abbruchs oder der sonstigen Zerstérung eines aufgrund einer rechtskréftigen
Baubewilligung auRerhalb einer Sonderflache fir BeherbergungsgrofRbetriebe bestehenden Geb&udes
oder Gebdudeteiles, das (der) nach den raumordnungsrechtlichen Vorschriften rechtméRig als
BeherbergungsgroBRbetrieb verwendet worden ist, darf, soweit dies baurechtlich sonst zul&ssig ist,
stattdessen ein Neubau mit demselben Verwendungszweck und héchstens derselben Zahl an Betten,
Raumen und Gebduden zur Beherbergung von Gésten geschaffen werden.
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§ 48a
Sonderflachen fiir Handelsbetriebe

(1) Die Schaffung und die Erweiterung von Handelsbetrieben mit einer Kundenflache von mehr als
300 m? ist unbeschadet des § 49 auller in Kernzonen im Sinn des § 8 Abs. 3 nur auf Sonderflachen fir
Handelsbetriebe zuléssig. § 8 Abs. 1 zweiter, dritter und vierter Satz und Abs. 2 gilt sinngemaR.

(2) Bei der Widmung von Sonderflachen fur Handelsbetriebe kdnnen der Betriebstyp laut der Anlage
sowie das jeweils zuldssige Hochstausmall der Kundenfldche festgelegt werden. Weiters kann festgelegt
werden, ob Lebensmittel angeboten werden dirfen. Gegebenenfalls ist ferner das zuldssige Hochstausmaf
jenes Teiles der Kundenfl&che festzulegen, auf dem Lebensmittel angeboten werden diirfen.

(3) Bei der Widmung von Sonderflachen fiir Handelsbetriebe ist unbeschadet der Ziele der 6rtlichen
Raumordnung insbesondere Bedacht zu nehmen auf:

a) eine Boden sparende Bebauung und verkehrsmaRige Erschlieung,

b) die bestehenden Siedlungs- und Wirtschaftsstrukturen,

c) die Erhaltung ausreichender Flachen fiir die Weiterentwicklung anderer Wirtschaftszweige,

d) die Art der verkehrsmaRigen Erschliefung der betreffenden Grundflachen und deren Anbindung
an den offentlichen Personennahverkehr.

(4) Die Abs. 1, 2 und 3 gelten nicht fir Handelsbetriebe, in denen Kraftfahrzeuge und ergdnzend
dazu Kraftfahrzeugzubehdr und hdchstens in einem geringfligigen Ausmal andere Waren angeboten
werden.

849
Sonderflachen fir Einkaufszentren

(1) Die Schaffung, die Erweiterung und die Anderung des Betriebstyps von Einkaufszentren ist nur
auf Grundflachen, die als Sonderflachen fiir Einkaufszentren gewidmet sind, zuléssig.

(2) Bei der Widmung von Sonderflachen flr Einkaufszentren sind der zuléssige Betriebstyp und das
jeweils zulassige Hochstausmal? der Kundenflache festzulegen. Weiters ist festzulegen, ob Lebensmittel
angeboten werden dirfen. Gegebenenfalls ist ferner das zuldssige Hochstausmal jenes Teiles der
Kundenflache festzulegen, auf dem Lebensmittel angeboten werden diirfen.

§ 49a
Sonderflachen fur UVP-pflichtige Anlagen

(1) Die Errichtung und die Erweiterung von Anlagen und Anlagenteilen, die den baurechtlichen
Vorschriften  unterliegen und  fir die die  Verpflichtung zur  Durchfiihrung  einer
Umweltvertraglichkeitspriifung besteht, ist nur auf entsprechend gewidmeten Sonderflachen zuldssig. Bei
der Widmung solcher Sonderflachen ist die Art der Anlage hinsichtlich ihrer fir die Verpflichtung zur
Durchfuhrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung malgebenden Eigenschaften festzulegen.

2 Abweichend vom Abs. 1 durfen landwirtschaftliche Intensivtierhaltungen,
BeherbergungsgroRbetriebe und Einkaufszentren, auch wenn diese der Verpflichtung zur Durchfiihrung
einer Umweltvertréglichkeitsprifung unterliegen, weiterhin auf Sonderflachen fir landwirtschaftliche
Intensivtierhaltung, Sonderflaichen  fir  BeherbergungsgroRbetriebe  bzw.  Sonderflachen  fur
Einkaufszentren errichtet werden. Voraussetzung dafiir ist jedoch, dass die Errichtung einer solchen
Anlage durch eine entsprechende Festlegung fir zuléssig erklart worden ist. Abs. 1 zweiter Satz gilt
sinngeman.

§ 49b
Sonderflachen fir Tankstellen

(1) Die Errichtung und die Erweiterung von Tankstellen ist nur auf Grundflachen, die als
Sonderflachen fur Tankstellen gewidmet sind, zuldssig. Als Erweiterung gelten auch bauliche
MaRnahmen, die eine Erh6hung der Kundenfrequenz zum Ziel haben, insbesondere die wesentliche
VergrolRerung der Tankkapazititen oder die Steigerung des Durchsatzes an den Zapfsaulen.

(2) Auf Sonderflachen fur Tankstellen durfen nur Geb&ude und sonstige bauliche Anlagen errichtet
werden, die der Austbung der nach den gewerberechtlichen Vorschriften im Rahmen des
Tankstellengewerbes zuldssigen Tétigkeiten dienen.

(3) Die Widmung von Grundflachen als Sonderflachen fur Tankstellen ist nur zuléssig, wenn eine
unzumutbare Beléstigung der Bevolkerung, insbesondere durch Larm, Geruch, Luftverunreinigungen
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oder Erschitterungen, und unter Beriicksichtigung der sonstigen Verkehrserfordernisse eine den
Schutzinteressen der Stral3e widersprechende Verkehrsbelastung nicht zu erwarten sind.

§50
Sonderflachen fur Sportanlagen

(1) Die Errichtung von Sportanlagen, die den baurechtlichen Vorschriften unterliegen, und von
Golfplatzen ist auerhalb des Baulandes nur auf entsprechend gewidmeten Sonderflachen zuldssig.
Sportanlagen, fur die die Verpflichtung zur Durchfiihrung einer Umweltvertréglichkeitsprifung besteht,
dirfen nur errichtet werden, wenn die Errichtung einer solchen Anlage auf der betreffenden Sonderfléche
durch eine entsprechende Festlegung fiir zul&ssig erklért worden ist. § 49a Abs. 1 zweiter Satz gilt
sinngeman.

(2) Bescheide, mit denen fiir eine Sportanlage nach Abs. 1 ohne Vorliegen einer entsprechenden
Widmung als Sonderflache die naturschutzrechtliche Bewilligung erteilt wird, leiden an einem mit
Nichtigkeit bedrohten Fehler.

§ 50a
Sonderflachen fur Anlagen zur Aufbereitung mineralischer Rohstoffe

(1) Die Errichtung und die Aufstellung von Anlagen zur Aufbereitung mineralischer Rohstoffe mit
Ausnahme von Baustelleneinrichtungen ist, soweit diese nicht den bergrechtlichen oder
abfallwirtschaftsrechtlichen Vorschriften unterliegen, auflerhalb des Baulandes nur auf entsprechend
gewidmeten Sonderflachen zuldssig. Anlagen, flr die die Verpflichtung zur Durchfihrung einer
Umweltvertraglichkeitspriifung besteht, dirfen nur errichtet werden, wenn die Errichtung einer solchen
Anlage auf der betreffenden Sonderflache durch eine entsprechende Festlegung fur zuldssig erklart
worden ist. § 49a Abs. 1 zweiter Satz gilt sinngemaR.

(2) Bescheide, mit denen fir eine Anlage nach Abs. 1 ohne Vorliegen einer entsprechenden
Widmung als Sonderflache die naturschutzrechtliche Bewilligung erteilt wird, leiden an einem mit
Nichtigkeit bedrohten Fehler.

§51
Sonderflachen fir Widmungen mit Teilfestlegungen

(1) Die Festlegung verschiedener Verwendungszwecke fiir einzelne Ebenen von Grundflachen oder
fur Teilflachen solcher Ebenen ist nur auf Grundflachen, die als Sonderflachen fiir Widmungen mit
Teilfestlegungen gewidmet sind, zuléssig.

(2) Wird fur eine Ebene oder Teilflache einer Ebene die Widmung als Bauland, als Sonderflache
oder als Vorbehaltsflache festgelegt, so sind in diesem Umfang die fir die jeweilige Art der Widmung
geltenden Bestimmungen anzuwenden.

(3) Die Festlegung von Sonderflachen fir Widmungen mit Teilfestlegungen ist hinsichtlich der
Grundfléchen, flr die besondere Planungen im Rahmen der Planungskompetenzen des Bundes oder des
Landes bestehen, nur insoweit zuldssig, als dadurch nicht in die jeweilige Planungskompetenz
eingegriffen wird.

8§52
Vorbehaltsflachen fir den Gemeinbedarf

(1) Als Vorbehaltsflachen fiir den Gemeinbedarf kénnen Grundflachen fur Gebdude und sonstige
Anlagen, die offentlichen Zwecken dienen, wie Schulen, Amtsgebdude, Krankenh&user, Friedhofe,
Krematorien, Parkanlagen, Schwimmbader, Sportanlagen, Spielplatze und dergleichen gewidmet werden.

(2) Bei der Widmung von Vorbehaltsflichen fur den Gemeinbedarf ist der jeweilige besondere
Verwendungszweck genau festzulegen. Vorbehaltsflachen flr den Gemeinbedarf diirfen nur entsprechend
dem festgelegten Verwendungszweck verwendet werden.

(3) Als Vorbehaltsflachen fur den Gemeinbedarf diirfen nur Grundflachen gewidmet werden, die
sich nach ihrer GroRe, Lage und Beschaffenheit flr eine dem festgelegten Verwendungszweck
entsprechende Bebauung eignen. Bei der Abgrenzung der Vorbehaltsflachen und der Festlegung des
Verwendungszweckes ist darauf Bedacht zu nehmen, dass gegenseitige Beeintrachtigungen angrenzender
Gebiete, insbesondere durch Larm, Luftverunreinigungen, Geruch oder Erschitterungen, so weit wie
maglich vermieden werden. § 37 Abs. 1, 2 dritter und vierter Satz, 3 und 6 gilt sinngemag.

(4) Fur die Widmung als Vorbehaltsflachen fur den Gemeinbedarf sind so weit wie mdglich im
Eigentum der Gemeinde stehende Grundflachen heranzuziehen.

www.ris.bka.gv.at Seite 46 von 87



R | S Landesrecht Tirol

(5) Werden Grundfl&chen, die nicht im Eigentum der Gemeinde stehen, als Vorbehaltsflachen fir
den Gemeinbedarf gewidmet, so kann der Grundeigentiimer nach dem Ablauf von drei Jahren nach dem
Inkrafttreten der Widmung als Vorbehaltsflache fiir den Gemeinbedarf die Einlosung der Grundflache
durch die Gemeinde verlangen. Der Antrag auf Einldsung ist bei der Gemeinde schriftlich einzubringen.
Kommt innerhalb eines Jahres nach der Einbringung des Einl6sungsantrages eine Vereinbarung tber die
Einlésung der Grundflache oder liber die Bereitstellung eines Ersatzgrundstiickes durch die Gemeinde
nicht zustande und hebt die Gemeinde innerhalb dieser Frist die Widmung als VVorbehaltsflache nicht auf,
so gilt die Zustimmung der Gemeinde zur Einldsung der Grundflache als gegeben. Wird innerhalb von
weiteren sechs Monaten eine Einigung tiber die Vergutung nicht erzielt, so kann von beiden Teilen die
Festsetzung der Vergutung durch die Bezirksverwaltungsbehorde beantragt werden. Fir die Festsetzung
der Vergitung gelten die 8§ 65 und 66 Abs. 1 und 2 des Tiroler Stralengesetzes sinngemaR.

8 52a
Vorbehaltsflachen fiir den geférderten Wohnbau

(1) Als Vorbehaltsflachen fir den geférderten Wohnbau dirfen nur Grundflachen gewidmet werden,
die nach ihrer Grole, Lage und Beschaffenheit fir Zwecke des geférderten Wohnbaus geeignet sind. § 37
mit Ausnahme des Abs. 2 erster und zweiter Satz gilt sinngemaR.

(2) Vorbehaltsflachen fir den geférderten Wohnbau durfen nur nach MalRgabe des Bedarfes
gewidmet werden.

(3) Die Widmung von Grundflachen, die nicht im Eigentum der Gemeinde, des Tiroler Bodenfonds
oder eines Bautrégers, der geforderte Wohnbauten errichtet, stehen, als Vorbehaltsflachen fiir den
geforderten Wohnbau tritt auRer Kraft, wenn diese Grundfldchen nicht innerhalb von zehn Jahren nach
dem Inkrafttreten dieser Widmung der Gemeinde, dem Tiroler Bodenfonds oder einem Bautréger, der
geforderte Wohnbauten errichtet, fir Zwecke des geférderten Wohnbaus zum Kauf angeboten werden.
Die Gemeinde hat das Eintreten der Voraussetzungen fir das AuRerkrafttreten der Widmung der
Landesregierung schriftlich mitzuteilen. Die Grundflachen gelten dann bis zur Festlegung einer neuen
Widmung als Freiland. Die Landesregierung hat in der elektronischen Kundmachung des
Flachenwidmungsplanes das AuBerkrafttreten der Widmung als Vorbehaltsflache fur den geforderten
Wohnbau ersichtlich zu machen und gleichzeitig die Widmung der betreffenden Grundflache als Freiland
darzustellen. Die Widmung als Vorbehaltsflache fir den geforderten Wohnbau tritt mit dem Ablauf des
Tages aulRer Kraft, an dem diese Daten zur Abfrage freigegeben werden. Gleichzeitig tritt die Widmung
als Freiland in Kraft.

(4) Wird eine solche Grundflache ungeachtet eines Kaufangebotes im Sinn des Abs. 3 erster Satz
innerhalb eines Jahres vom Vorliegen des Kaufangebotes an weder von der Gemeinde noch vom Tiroler
Bodenfonds noch von einem Bautrdger, der geférderte Wohnbauten errichtet, erworben, so tritt die
Widmung als Vorbehaltsflache fiir den geférderten Wohnbau aufer Kraft. In einem solchen Fall ist § 43
Abs. 6 dritter bis sechster Satz anzuwenden.

8§53
Verkehrsflachen

(1) Im Flachenwidmungsplan ist der Verlauf jener Stralen festzulegen, die

a) fur den ortlichen Verkehr der Gemeinde oder groRerer Teile der Gemeinde,

b) fir die Herstellung der Verbindung zwischen benachbarten Gemeinden oder zwischen gréBReren
Teilen der Gemeinde oder

c) fur die in einem ortlichen Raumordnungsinteresse der Gemeinde gelegenen ErschlieBungen,
insbesondere flr die HaupterschlieBung des Baulandes,

noch erforderlich sind.

(2) Unbeschadet der jeweiligen Planungskompetenz kénnen im Flachenwidmungsplan Grundflachen
unabhéngig von ihrer Widmung auch fir die Errichtung tberdrtlicher Verkehrswege vorbehalten werden.
Fur Bauvorhaben auf den von einem solchen Vorbehalt umfassten Grundflachen darf die Baubewilligung
nicht erteilt werden. Kommt innerhalb von zehn Jahren nach dem Inkrafttreten des Vorbehaltes eine
rechtsverbindliche Planung nicht zustande, so erlischt der Vorbehalt. Die Gemeinde hat das Eintreten
dieser Voraussetzung der Landesregierung schriftlich mitzuteilen. Die Landesregierung hat in der
elektronischen Kundmachung des Flachenwidmungsplanes das Erldschen des Vorbehaltes ersichtlich zu
machen. Der Vorbehalt erlischt mit dem Ablauf des Tages, an dem diese Daten zur Abfrage freigegeben
werden.

(3) Eine Festlegung Uber den StraBenverlauf nach Abs. 1 bzw. ein allfalliger Vorbehalt nach Abs. 2
erlischt mit dem Zeitpunkt der Fertigstellung der betreffenden Verkehrsflachen. Die Landesregierung hat
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in der elektronischen Kundmachung des Flachenwidmungsplanes das Erléschen der Festlegung bzw. des
Vorbehaltes ersichtlich zu machen. Die Festlegung bzw. der Vorbehalt erlischt mit dem Ablauf des
Tages, an dem diese Daten zur Abfrage freigegeben werden.

4. Abschnitt
Bebauungspléane

§54
Bebauungsplane

(1) In den Bebauungsplénen sind unter Beruicksichtigung der Ziele der ortlichen Raumordnung, des
ortlichen  Raumordnungskonzeptes, des Flachenwidmungsplanes und der Ergebnisse der
Bestandsaufnahme die verkehrsméBige ErschlieBung und die Art der Bebauung des Baulandes, von
Sonderflachen und von Vorbehaltsflachen festzulegen. Die Bebauungsplane mit Ausnahme der
erganzenden Bebauungsplane (Abs. 9) sind méglichst fur gréere funktional zusammenhangende Gebiete
zu erlassen.

(2) Bebauungspléne sind fir die nach § 31 Abs. 5 erster Satz im 6rtlichen Raumordnungskonzept
festgelegten Gebiete und Grundflachen zu erlassen, sobald

a) diese Gebiete bzw. Grundflachen als Bauland, als Sonderflachen oder als Vorbehaltsflachen
gewidmet sind und

b) die Gemeinde finanziell in der Lage ist, die verkehrsmaRige Erschliefung und die ErschlieBung
dieser Gebiete bzw. Grundflichen mit Einrichtungen zur Wasserversorgung und
Abwasserbeseitigung vorzunehmen.

(3) Fur die im ortlichen Raumordnungskonzept nach § 31 Abs. 5 festgelegten Gebiete kénnen
Bebauungspléne auch dann erlassen werden, wenn diese noch nicht als Bauland, als Sonderflachen oder
als Vorbehaltsflachen gewidmet sind.

(4) Die Verpflichtung zur Erlassung von Bebauungsplédnen nach Abs. 2 besteht nicht flr bereits
bebaute Grundstiicke, sofern die verkehrsméaRige ErschlieBung und die Erschlieung dieser Grundstiicke
mit Einrichtungen zur Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung bereits besteht und die Erlassung von
Bebauungsplénen zur Gewaéhrleistung einer geordneten weiteren Bebauung derselben nicht erforderlich
ist.

(5) Bebauungspléne sind unter der VVoraussetzung nach Abs. 2 lit. b weiters fur jene Grundfléchen zu
erlassen, die als Sonderflachen flr BeherbergungsgroBRbetriebe, Sonderflachen fir Handelsbetriebe oder
Sonderflachen fir Einkaufszentren gewidmet sind oder auf denen Gebé&ude, deren héchster Punkt mehr
als 20 m Uber dem anschliefenden Gelande liegt, errichtet werden sollen. Wurde das Gelénde durch die
Baufiihrung oder im Hinblick auf die beabsichtigte Baufiihrung veréndert, so ist vom Geldndeniveau nach
dieser Verénderung auszugehen.

(6) Bebauungsplédne kdénnen unbeschadet des Abs. 3 fiir Gebiete und Grundflachen im Freiland
erlassen werden, wenn dies insbesondere im Zusammenhang mit Bauvorhaben nach den 88 42, 42a und
42b im Interesse einer geordneten baulichen Entwicklung der betreffenden Freilandbereiche gelegen ist.
Dabei ist auf den Geb&udebestand und auf dessen zulédssige Erweiterungen, auf die Erfordernisse des
Schutzes des Orts-, StraBen- und Landschaftsbildes, insbesondere im Hinblick auf die GroRe der Gebéaude
und deren GroRenverhaltnisse zueinander, Bedacht zu nehmen. Die Erlassung entsprechender
Bebauungspléne ist jedenfalls zuldssig, wenn dies zur Gewéhrleistung der Einhaltung der Bestimmungen
der §8 42, 42a und 42b erforderlich scheint.

(7) Bebauungspléne kdnnen unter der VVoraussetzung nach Abs. 2 lit. b weiters fiir sonstige Gebiete
oder Grundflachen erlassen werden, die als Bauland, als Sonderflaichen oder als Vorbehaltsflachen
gewidmet sind.

(8) Fir Gebiete oder Grundflachen, die aufgrund der Lage, Form oder Grofe der einzelnen
Grundstiicke insgesamt einer geordneten und Boden sparenden Bebauung entsprechend den Festlegungen
des ortlichen Raumordnungskonzeptes nicht zugénglich sind, darf ein Bebauungsplan nicht erlassen
werden.

(9) Im Fall der Festlegung einer besonderen Bauweise (8 60 Abs.4) ist zusétzlich zum
Bebauungsplan ein ergénzender Bebauungsplan zu erlassen.
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§55
Bebauungsregeln

(1) In Gebieten und auf Grundflachen, flr die nach 8 54 Abs. 2 oder 5 ein Bebauungsplan zu
erlassen ist, darf die Baubewilligung fur den Neubau von Gebduden mit Ausnahme von Nebengebduden
nur erteilt werden, wenn fur das betreffende Grundstiick der Bebauungsplan besteht und die darin
festgelegte verkehrsmaRige ErschlieBung rechtlich sichergestellt ist. Im Fall des § 54 Abs. 9 darf die
Baubewilligung fir den Neubau von Gebduden nur erteilt werden, wenn fiir das betreffende Grundstiick
der Bebauungsplan einschlieRlich des ergdnzenden Bebauungsplanes besteht und die im Bebauungsplan
festgelegte verkehrsméRige ErschlieRung rechtlich sichergestellt ist.

(2) Im Ubrigen darf auf Grundstiicken, fir die ein Bebauungsplan nicht besteht, die Baubewilligung
fiir den Neubau von Gebauden mit Ausnahme von Nebengeb&uden nur erteilt werden, wenn der Neubau

a) einer geordneten baulichen Gesamtentwicklung der Gemeinde im Sinn der Ziele der értlichen
Raumordnung, insbesondere im Hinblick auf die GroRenverhaltnisse der Gebdude zueinander
und den Schutz des Orts- und Straenbildes, nicht zuwiderlauft,

b) eine zweckmaRige und Boden sparende Bebauung des betreffenden Grundstiickes gewéhrleistet
und

c) einer zweckmaRigen verkehrsméRigen ErschlieBung und ErschlieBung des betreffenden Gebietes
mit Einrichtungen zur Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung unter Bedachtnahme auf die
Erfordernisse einer geordneten GesamterschlieBung des Gemeindegebietes nicht entgegensteht.

856
Inhalte

(1) Im Bebauungsplan sind hinsichtlich der verkehrsmaRigen ErschlieBung die Stralenfluchtlinien
(8 58) und hinsichtlich der Bebauung die Baufluchtlinien (8 59 Abs. 1 und 2), die Bauweisen (8 60), die
Mindestbaudichten (§ 61) und die Bauhdhen von Gebéuden (8 62 Abs. 1) festzulegen.

(2) Ist im Bebauungsplan eine besondere Bauweise festgelegt, so sind in einem ergénzenden
Bebauungsplan die Festlegungen nach 8§ 60 Abs. 4 dritter und vierter Satz zu treffen. Weiters kdnnen
erganzende Festlegungen Gber Bauhdhen getroffen werden.

(3) Im Bebauungsplan kdnnen weiters die HochstgroRe der Bauplédtze, die Mindest- und die
Hochstnutzflache (8 61 Abs. 5 zweiter und dritter Satz), die Firstrichtungen und Dachneigungen, die
Baugrenzlinien (8§ 59 Abs. 3) und die Hohenlage (§ 62 Abs. 7) festgelegt sowie ergédnzende Festlegungen
Uber die Baudichten (8 61) und die Bauhdhen (8 62 Abs. 1 bis 5) getroffen werden. Weiters kann das
zuldssige Ausmal} der Verdnderung des Geléndeniveaus im Verhdltnis zum Geldndeniveau vor der
Baufiihrung festgelegt werden. Ferner kann festgelegt werden, dass statt der Mindestabstédnde nach § 6
Abs. 1 lit. b der Tiroler Bauordnung 2018 jene nach 8§ 6 Abs.1 lit.a der Tiroler Bauordnung 2018
einzuhalten sind. Gegeniber den Grenzen zu Grundstiicken, fir die diese Festlegung nicht gilt, sind
jedoch stets die Mindestabstdnde nach § 6 Abs.1 lit. b der Tiroler Bauordnung 2018 einzuhalten.
Schlieflich koénnen textliche Festlegungen Uber die Fassadengestaltung, die Gestaltung der
Dachlandschaften, das zuldssige Ausmal’ von Gelandeverdnderungen und dergleichen getroffen werden.

§57
Anderung und AuRerkrafttreten von Bebauungsplanen

(1) Bebauungspléane sind zu dndern, soweit dies
a) aufgrund  einer  Anderung des  ortlichen  Raumordnungskonzeptes  oder  des
Flachenwidmungsplanes,

b) aufgrund von Raumordnungsprogrammen oder anderen vorrangigen raumbedeutsamen
Planungen oder MalRnahmen des Landes zur Vermeidung von Planungswiderspriichen oder

c) aufgrund der verfassungsrechtlich gebotenen Beriicksichtigung raumbedeutsamer Planungen
oder MalRnahmen des Bundes zur Vermeidung von Planungswiderspriichen

erforderlich ist.

(2) Bebauungsplane dirfen geandert werden, wenn die Anderung im Hinblick auf eine den Zielen
der ortlichen Raumordnung und dem &rtlichen Raumordnungskonzept entsprechende weitere
verkehrsméaRige ErschlieRung und bauliche Entwicklung der Gemeinde vorteilhaft ist.

(3) Wird in einem Bebauungsplan statt einer besonderen Bauweise eine andere Bauweise festgelegt,
so tritt ein allfalliger ergdnzender Bebauungsplan auler Kraft.
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(4) Wird eine als Bauland, als Sonderflache oder als Vorbehaltsflache gewidmete Grundflache als
Freiland gewidmet oder wird eine solche Widmung vom Verfassungsgerichtshof aufgehoben, so treten
auBer in den im ortlichen Raumordnungskonzept nach 8 31 Abs.5 festgelegten Gebieten allfallige
Bebauungsplane hinsichtlich dieser Grundflachen auler Kraft. Das AuRRerkrafttreten ist am betreffenden
Bebauungsplan ersichtlich zu machen.

§58
StraRenfluchtlinien

(1) Die StraBenfluchtlinien grenzen die unmittelbar dem Verkehr dienenden Flachen von StraRen
und die der Gestaltung des StraRenraumes dienenden Flachen von den ubrigen Grundflachen ab.

(2) Die StraBenfluchtlinien sind unter Bedachtnahme auf die allgemeinen straBenbaulichen
Erfordernisse nach § 37 Abs. 1 des Tiroler Stralengesetzes festzulegen.

(3) Wird innerhalb von zehn Jahren nach dem Inkrafttreten der Festlegung der StraBenfluchtlinien
fur die betreffende StralRe eine StraBenbaubewilligung nach § 44 des Tiroler StraBengesetzes nicht erteilt,
so kann der Grundeigentiimer die Einldsung der von den StraRenfluchtlinien umfassten Grundflachen
durch die Gemeinde verlangen. Der Antrag auf Einldsung ist bei der Gemeinde schriftlich einzubringen.
Kommt innerhalb eines Jahres nach der Einbringung des Einldsungsantrages eine Vereinbarung ber die
Einlésung der Grundfldchen oder Uber die Bereitstellung eines Ersatzgrundstiickes durch die Gemeinde
nicht zustande und legt die Gemeinde innerhalb dieser Frist die StraBenfluchtlinien nicht so fest, dass die
Grundflachen des Antragstellers davon nicht mehr umfasst sind, so gilt die Zustimmung der Gemeinde
zur Einlésung der Grundflachen als gegeben. Im Ubrigen gilt § 52 Abs. 5 vierter und fiinfter Satz
sinngeman.

§59
Baufluchtlinien, Baugrenzlinien

(1) Die Baufluchtlinien sind straBenseitig gelegene Linien, durch die der Abstand baulicher Anlagen
von den StraBen bestimmt wird. Geb&udeteile und bauliche Anlagen dirfen nur in den in der Tiroler
Bauordnung 2018 besonders geregelten Féllen vor die Baufluchtlinie vorragen oder vor dieser errichtet
werden.

(2) Die Baufluchtlinien sind so festzulegen, dass das Orts- und Straenbild und die Sicherheit,
Leichtigkeit und Flussigkeit des Verkehrs nicht beeintrachtigt werden und eine ausreichende Belichtung
und Beluftung der straBenseitig gelegenen Raume gewahrleistet ist. Fir verschiedene Hohenabschnitte
kénnen verschiedene Baufluchtlinien festgelegt werden (gestaffelte Baufluchtlinien). Weiters kann
insbesondere im Interesse des Schutzes des Orts- und StraBenbildes festgelegt werden, dass an die
Baufluchtlinien heranzubauen ist (zwingende Baufluchtlinien). Im Fall einer Gefdhrdung durch
Naturgefahren (§ 37 Abs. 3) sind die Baufluchtlinien weiters so festzulegen, dass eine solche Geféhrdung
von Gebduden und sonstigen baulichen Anlagen vermieden wird; im Fall einer Gefahrdung durch
Hochwasser sind die Baufluchtlinien erforderlichenfalls weiters so festzulegen, dass wesentliche
Hochwasserabflussbereiche und —rlickhalterdume nicht beeintrachtigt werden. In diesen Féllen ist
erforderlichenfalls durch eine zusétzliche Festlegung zu bestimmen, dass § 5 Abs. 2 und 3 der Tiroler
Bauordnung 2018 nicht zur Anwendung gelangt.

(3) Die Baugrenzlinien sind nicht stralenseitig gelegene Linien, durch die der Mindestabstand
baulicher Anlagen gegeniiber anderen Grundstiicken als Strallen bestimmt wird. Dabei dirfen gegenuber
bebaubaren Grundstiicken nur gréere Abstande als die Mindestabstande von 3 bzw. 4 m (8§ 6 Abs. 1 der
Tiroler Bauordnung 2018) und gegentber nicht bebaubaren Grundstiicken groRere oder kleinere Absténde
als diese Mindestabstande festgelegt werden. Im Ubrigen sind die Baugrenzlinien so festzulegen, dass das
Orts- und StralRenbild nicht beeintréchtigt wird und den Erfordernissen des Brandschutzes entsprochen
wird. Abs. 2 zweiter und dritter Satz gilt sinngemaR. Im Fall einer Gefahrdung durch Naturgefahren (§ 37
Abs. 3) sind die Baugrenzlinien weiters so festzulegen, dass eine solche Gefahrdung von Gebduden und
sonstigen baulichen Anlagen vermieden wird; im Fall einer Gefahrdung durch Hochwasser sind die
Baugrenzlinien erforderlichenfalls weiters so festzulegen, dass wesentliche Hochwasserabflussbereiche
und —rlckhalterdume nicht beeintréchtigt werden. Wenn dies zur Erhaltung 6kologisch besonders
wertvoller Flachen erforderlich ist, sind die Baugrenzlinien so festzulegen, dass diese Flachen in ihrer
Okologischen Funktion erhalten bleiben. In diesen Féllen ist durch eine zusétzliche Festlegung zu
bestimmen, dass § 6 Abs. 5 der Tiroler Bauordnung 2018 nicht zur Anwendung gelangt.
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8§60
Bauweisen

(1) Durch die Bauweise wird die Art der Anordnung der Gebdude gegenuber den nicht stralBenseitig
gelegenen Grundstiicksgrenzen bestimmt. Dabei kann eine geschlossene, offene oder besondere Bauweise
festgelegt werden.

(2) Bei geschlossener Bauweise sind die Gebaude, soweit keine Baugrenzlinien festgelegt sind, an
den an die Baufluchtlinie anstoRenden Grundstlicksgrenzen zusammenzubauen. Gegeniiber den anderen
Grundstlcksgrenzen sind die Gebdude frei stehend anzuordnen.

(3) Bei offener Bauweise sind die Gebaude allseits frei stehend anzuordnen. Durch eine
entsprechende Festlegung im Bebauungsplan kann abweichend davon das Zusammenbauen von
Gebéuden an einer Grundstlicksgrenze fir zuldssig erklart werden (gekuppelte Bauweise).

(4) Soweit dies im Interesse einer zweckmaRigen Bebauung von Grundstiicken erforderlich ist, kann
eine besondere Bauweise festgelegt werden. Fiir unterirdische Geb&dude oder Teile von Gebauden gilt eine
besondere Bauweise nur dann, wenn dies durch eine zusatzliche Festlegung bestimmt wird. Im Fall der
Festlegung einer besonderen Bauweise ist die Anordnung und Gliederung der Gebdude festzulegen,
wobei untergeordnete Bauteile auller Betracht bleiben. An Festlegungen kénnen zwingende Festlegungen
oder Festlegungen Uber Mindest- oder Hochstausmalie getroffen werden. Gegeniliber Grundstiicken, fur
die die offene Bauweise festgelegt ist, sind jedenfalls die Mindestabstdnde nach der Tiroler
Bauordnung 2018 einzuhalten. Wird jedoch eine besondere Bauweise fiir ein Grundstiick festgelegt, auf
dem nach den baurechtlichen Vorschriften rechtmagig ein anderes als nach der Tiroler Bauordnung 2018
in den Abstandsflachen zuldssiges Gebdude besteht, so darf eine Bebauung nur im Umfang des § 6
Abs. 10 und 11 der Tiroler Bauordnung 2018 ermdglicht werden.

8§61
Baudichten

(1) Die Baudichten kdnnen als Baumassendichte, Bebauungsdichte, Nutzflachendichte oder in
kombinierter Form festgelegt werden. Die Bebauungsdichte kann weiters fiir oberirdische und
unterirdische bauliche Anlagen gesondert festgelegt werden. Der Berechnung der Baudichten sind
unbeschadet des Abs. 3 dritter Satz die Fertighaumalie des jeweiligen Gebaudes zugrunde zu legen.

(2) Die Baumassendichte ist das zahlenmalige Verhaltnis zwischen der Baumasse und der Flache
des Bauplatzes mit Ausnahme jener Teile, die Verkehrsflichen im Sinn des § 2 Abs. 21 der Tiroler
Bauordnung 2018 sind.

(3) Baumasse ist der durch ein Gebdude umbaute Raum oberhalb der Erdoberflache, der durch die
AuRenhaut des Gebdudes oder, soweit eine UmschlieBung nicht besteht, durch die gedachte Flache in der
Flucht der anschlieenden AuBenhaut begrenzt wird. Wurde das Gelédnde durch die Bauflihrung oder im
Hinblick auf die beabsichtigte Baufiihrung veréndert, so ist vom Gelédndeniveau nach dieser Verénderung
auszugehen. Weist das verdnderte Geldndeniveau ausgehend vom BdschungsfuRl eine Steigung von mehr
als 33 Grad auf, so ist der Berechnung der Schnitt einer 33 Grad geneigten Linie mit der AufRenhaut bzw.
der gedachten Fléche in der Flucht der AufRenhaut zugrunde zu legen. Bei der Berechnung der Baumasse
bleiben untergeordnete Bauteile aufler Betracht.

(4) Die Bebauungsdichte ist das zahlenmdRige Verhéltnis zwischen der bebauten Flache mit
Ausnahme jener Flachen, die fur die der Gartengestaltung dienenden baulichen Anlagen vorgesehen sind,
und der Flache des Bauplatzes mit Ausnahme jener Teile, die Verkehrsflachen im Sinn des § 2 Abs. 21
der Tiroler Bauordnung 2018 sind. Bei der Berechnung bleiben untergeordnete Bauteile sowie Zufahrten
und Zugange im Ausmaf von hdchstens 15 v.H. der Flache des Bauplatzes aulRer Betracht. Unterirdische
Gebéude oder Teile von Gebduden sind nur einzurechnen, wenn dies durch eine zusatzliche Festlegung
bestimmt wird.

(5) Die Nutzflachendichte ist das zahlenméaRige Verhaltnis zwischen der Nutzflache und der Flache
des Bauplatzes. Die Nutzflache ist die Summe der Bodenflachen eines Gebdudes abziiglich der
Wandstarken sowie der im Verlauf der Wéande befindlichen Durchbrechungen und Ausnehmungen. Nicht
zur Nutzfléche zéhlen:

a) die Flachen von offenen Balkonen und Terrassen, von Kellerabstellrdumen, von Heiz- und
Tankrdumen, von Parkdecks und Garagen und von Raumen zum Einstellen von Fahrradern,
Kinderwdgen, Sportgeréten, Rollstiihlen und dergleichen,

b) die Flachen, die der inneren Erschliefung des Gebadudes dienen, wie Stiegenhauser, Liftschéchte,
Wohnungszugénge und dergleichen, und
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c) bei Gescholen, die das Dach beruhren (Dachgeschof3e), Flachen mit einer lichten Héhe von
weniger als 1,50 m.

§62
Bauhdhe, Hohenlage

(1) Die Bauhdhe von Gebauden ist durch deren obersten Punkt bezogen auf die absolute Héhe oder
auf einen sonstigen Fixpunkt festzulegen. Weiters kdnnen festgelegt werden:

a) die Anzahl der oberirdischen Geschole;

b) die Hohen der AuBenwande oder bestimmter AuBenwande, wie der straBenseitigen oder der
talseitigen; die Wandhohe ist der Abstand zwischen dem Niveau des an ein Gebdaude
anschlieenden Geléndes und dem Schnitt der duReren Wandflache mit der Dachhaut;

c) die Hohe des oberen Wandabschlusses oder bestimmter oberer Wandabschliisse; der obere
Wandabschluss ist der Schnitt der duBReren Wandflache mit der Dachhaut.

(2) Der oberste Punkt kann als Obergrenze, als Unter- und Obergrenze oder zwingend festgelegt
werden. Ebenso koénnen fir die Anzahl der oberirdischen GeschoRe Hochstzahlen, Mindest- und
Hochstzahlen oder zwingende Zahlen festgelegt werden. Weiters kénnen fir die Wandhdhen und die
Hohen der oberen Wandabschliisse HochstmalRe, Mindest- und Hochstmalle oder zwingende Malie
festgelegt werden.

(3) Wurde das Gelénde durch die Bauflihrung oder im Hinblick auf die beabsichtigte Baufiihrung
veréndert, so ist hinsichtlich der Anzahl der oberirdischen GeschoRe und der Wandhdhen vom
Geldndeniveau nach dieser Veranderung auszugehen.

(4) Oberirdische Geschol3e sind jene Gescholie, bei denen mehr als die Halfte der Gesamtflache der
AuBenwénde (ber das angrenzende Gelande ragt. § 61 Abs. 3 dritter und vierter Satz ist anzuwenden.
DachgeschoRe sind zu beriicksichtigen, wenn der Senkrechtabstand vom Fuboden zur Dachhaut Uber
mehr als der Hélfte der Grundflache des darunter liegenden Geschof3es mehr als 2,70 m betrégt.

(5) Die Bauhthe sonstiger baulicher Anlagen ist durch deren obersten Punkt bezogen auf die
absolute Hohe oder auf einen sonstigen Fixpunkt festzulegen. Abs. 2 erster Satz ist anzuwenden.

(6) Bei der Bestimmung des obersten Punktes von Gebduden und sonstigen baulichen Anlagen
bleiben untergeordnete Bauteile aulier Betracht.

(7) Die Hohenlage ist eine durch die absolute Hohe oder durch einen sonstigen Fixpunkt bestimmte
horizontale Ebene.

5. Abschnitt
Verfahren, Rechtswirkungen

863
Information der Gemeindebewohner

(1) Der Birgermeister hat die Gemeindebewohner von der beabsichtigten Ausarbeitung des
Entwurfes des ortlichen Raumordnungskonzeptes oder dessen Fortschreibung und eines neuen
Flachenwidmungsplanes im Vorhinein auf geeignete Weise, wie etwa durch Bekanntmachung in einem
allfalligen Publikationsorgan der Gemeinde oder durch Postwurfsendung, zu verstandigen; die
Verstandigung ist weiters auf der Internetseite der Gemeinde bekannt zu machen. In der Verstandigung ist
auf den voraussichtlichen Zeitpunkt der Fertigstellung des Entwurfes und in zusammengefasster Form auf
den Gang des Verfahrens nach den 88 64, 65, 67 und 68 bzw. 69 hinzuweisen. Nach Vorliegen des
Entwurfes ist dieser, ausgenommen in der Stadt Innsbruck, in einer ¢ffentlichen Gemeindeversammlung
vorzustellen.

(2) Das Unterbleiben oder die mangelhafte Durchfuhrung der Information nach Abs. 1 beriihrt die
RechtmaRigkeit des Verfahrens zur Erlassung des 6rtlichen Raumordnungskonzeptes oder des
Flachenwidmungsplanes nicht.

§64

Verfahren zur Erlassung und Fortschreibung des értlichen Raumordnungskonzeptes und zur
Erlassung des Flachenwidmungsplanes

(1) Der Entwurf des ortlichen Raumordnungskonzeptes oder uber die Fortschreibung des ortlichen
Raumordnungskonzeptes und der Entwurf des Flachenwidmungsplanes sind aufgrund eines Beschlusses
des Gemeinderates zur allgemeinen Einsicht im Gemeindeamt wéahrend vier Wochen aufzulegen. Der
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Entwurf des Flachenwidmungsplanes ist in Form eines Ausdruckes der digitalen Daten aufzulegen. Die
Auflegung ist wahrend der gesamten Auflegungsfrist durch Anschlag an der Amtstafel der Gemeinde
kundzumachen und weiters auf der Internetseite der Gemeinde bekannt zu machen. Die Kundmachung
und die Bekanntmachung haben die Auflegungsfrist und den Hinweis zu enthalten, dass Personen, die in
der Gemeinde ihren Hauptwohnsitz haben, und Rechtstragern, die in der Gemeinde eine Liegenschaft
oder einen Betrieb besitzen, das Recht zusteht, bis spatestens eine Woche nach dem Ablauf der
Auflegungsfrist eine schriftliche Stellungnahme zum Entwurf abzugeben.

(2) Im Verfahren zur Erlassung des Flachenwidmungsplanes sind die Eigentiimer der vom Entwurf
umfassten Grundstlicke von der Auflegung nach Abs. 1 schriftlich zu verstandigen. Die Verstandigung
von Grundeigentiimern, deren Aufenthalt nicht oder nur schwer feststellbar ist, kann jedoch unterbleiben.
Bei Wohnungsanlagen, fur die ein gemeinsamer Verwalter bestellt ist, kann die Verstandigung an diesen
erfolgen. In der Verstandigung ist auf die Auflegungs- und Stellungnahmefrist hinzuweisen. Méngel bei
der Verstandigung der Grundeigenttimer berlhren die RechtmaRigkeit des Verfahrens nicht.

(3) Der Auflegung des Entwurfes hat weiters eine Verstandigung der Nachbargemeinden
vorauszugehen. Jeder Nachbargemeinde steht das Recht zu, bis spétestens eine Woche nach dem Ablauf
der Auflegungsfrist zur Frage Stellung zu nehmen, ob der Entwurf auf ihre Ortlichen
Raumordnungsinteressen ausreichend Bedacht nimmt.

(4) Wird der Entwurf nach seiner Auflegung geéndert, so ist dieser neuerlich entsprechend den
Abs. 1, 2 und 3 aufzulegen. Dabei kann die Auflegungsfrist auf zwei Wochen herabgesetzt werden. Die
Verstandigung der Nachbargemeinden kann unterbleiben, wenn ihre drtlichen Raumordnungsinteressen
durch die Anderungen nicht beriihrt werden.

(5) Der Burgermeister hat nach dem Abschluss des Verfahrens nach den Abs. 1 bis 4 den Entwurf
zusammen mit den eingelangten Stellungnahmen und den malgebenden Entscheidungsgrundlagen dem
Gemeinderat zur Beschlussfassung vorzulegen.

§ 65
Umweltprifung

(1) Die Gemeinde hat die Entwirfe des oOrtlichen Raumordnungskonzeptes und (ber dessen
Fortschreibung sowie Uber die Neuerlassung des Flachenwidmungsplanes einer Umweltprifung nach
dem Tiroler Umweltpriifungsgesetz zu unterziehen.

(2) Die Entwiirfe (iber die Anderung von ortlichen Raumordnungskonzepten bediirfen einer
Umweltprifung, soweit sie die Mdoglichkeit der Errichtung von Seveso-Betrieben oder von UVP-
pflichtigen Anlagen zum Gegenstand haben. Soweit sie ein Natura-2000 Gebiet betreffen, bedirfen sie
weiters einer Umweltprifung, wenn die Anderung nicht nur geringfigig ist oder voraussichtlich
erhebliche Umweltauswirkungen zur Folge hat.

(3) Die Entwurfe (ber die Gesamtanderung von Flachenwidmungspléanen nach § 31a Abs. 2 zweiter
Satz bedirfen einer Umweltprifung, soweit sie

a) die Festlegung von Gewerbe- und Industriegebieten nach § 39 Abs. 3 oder

b) die Festlegung von Sonderflachen fir UVP-pflichtige Anlagen nach 8 49a oder flr

Sonderflachen nach § 50 Abs. 1 zweiter Satz oder § 50a Abs. 1 zweiter Satz oder

c) ein Natura-2000 Gebiet
betreffen.

(4) Die Entwiirfe tiber die Anderung von Flachenwidmungspldnen bediirfen einer Umweltpriifung,
wenn

a) eine der Voraussetzungen nach Abs. 3 lit. a und b vorliegt oder

b) sie ein Natura-2000 Gebiet betreffen und die Anderung nicht nur geringfiigig ist oder

voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen zur Folge hat.

(5) Die Entwiirfe tiber die Anderung von ortlichen Raumordnungskonzepten, die Gesamtanderung
von Flachenwidmungsplanen nach §3la Abs.2 zweiter Satz und die Anderung von
Flachenwidmungspléanen bedirfen weiters einer Umweltpriifung, wenn die Anderung voraussichtlich
erhebliche Umweltauswirkungen zur Folge hat.

(6) Bei der Beurteilung der Erheblichkeit der Umweltauswirkungen nach den Abs. 2, 4 lit. b und 5
sind die Grofe des Planungsgebietes und die vorgesehenen Nutzungen bzw. Arten der Widmung in
Verbindung mit den Kriterien nach Anhang Il der Richtlinie 2001/42/EG zu beriicksichtigen. Die
Landesregierung kann durch Verordnung néhere Bestimmungen dariber erlassen, unter welchen
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Voraussetzungen die betreffenden Entwiirfe keiner oder jedenfalls einer Umweltpriifung bedirfen. Dabei
kénnen auch Grenz- oder Schwellenwerte festgelegt werden.

(7) Im Fall der Durchfiihrung einer Umweltpriifung hat die Auflegung des jeweiligen Entwurfes zur
allgemeinen Einsicht nach 8§64 Abs.1 in einem mit der Beteiligung der Offentlichkeit am
Umweltprufungsverfahren nach 8 6 des Tiroler Umweltpriifungsgesetzes zu erfolgen. Die Auflegungsfrist
betragt abweichend vom § 64 Abs. 1 erster Satz sechs Wochen. Weiters hat die Verstdndigung der
Nachbargemeinden nach § 64 Abs. 3 in einem mit der Beteiligung der 6ffentlichen Umweltstellen am
Umweltprifungsverfahren nach § 6 des Tiroler Umweltprifungsgesetzes zu erfolgen.

8§ 66
Verfahren zur Erlassung von Bebauungsplanen

(1) Der Entwurf eines Bebauungsplanes ist aufgrund eines Beschlusses des Gemeinderates zur
allgemeinen Einsicht im Gemeindeamt wéhrend vier Wochen aufzulegen. Die Auflegung ist wéhrend der
gesamten Auflegungsfrist durch Anschlag an der Amtstafel der Gemeinde kundzumachen und weiters auf
der Internetseite der Gemeinde bekannt zu machen. Die Kundmachung und die Bekanntmachung haben
die Auflegungsfrist und den Hinweis zu enthalten, dass Personen, die in der Gemeinde ihren
Hauptwohnsitz haben, und Rechtstrédgern, die in der Gemeinde eine Liegenschaft oder einen Betrieb
besitzen, das Recht zusteht, bis spatestens eine Woche nach dem Ablauf der Auflegungsfrist eine
schriftliche Stellungnahme zum Entwurf abzugeben. Fir die Verstdndigung der Eigentimer der vom
Entwurf umfassten Grundstiicke gilt § 64 Abs. 2 sinngemaR.

(2) Der Gemeinderat kann gleichzeitig mit der Beschlussfassung ber die Auflegung des Entwurfes
nach Abs. 1 erster Satz den Beschluss lber die Erlassung des Bebauungsplanes fassen. Dieser Beschluss
wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine
Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde.

(3) Wird der Entwurf nach seiner Auflegung geandert, so ist dieser neuerlich entsprechend dem
Abs. 1 aufzulegen. Dabei kann die Auflegungsfrist auf zwei Wochen herabgesetzt werden.

(4) Der Burgermeister hat nach dem Abschluss des Verfahrens nach den Abs. 1, 2 und 3 den Entwurf
zusammen mit den eingelangten Stellungnahmen und den malRgebenden Entscheidungsgrundlagen dem
Gemeinderat zur Beschlussfassung vorzulegen.

(5) Der Entwurf eines Bebauungsplanes kann gleichzeitig mit dem Entwurf des
Flachenwidmungsplanes aufgelegt werden. Erfolgt die Beschlussfassung tber einen Bebauungsplan
zeitlich vor der Erteilung der aufsichtsbehdrdlichen Genehmigung des Flachenwidmungsplanes, so steht
der Beschluss auBer im Fall des §54 Abs.3 unter der aufschiebenden Bedingung, dass dem
Flachenwidmungsplan die nach 8 67 Abs. 2 erforderliche aufsichtsbehérdliche Genehmigung erteilt wird.

8§67
Aufsichtsbehdrdliche Genehmigung

(1) Das ortliche Raumordnungskonzept und die Fortschreibung des  ortlichen
Raumordnungskonzeptes sind nach der Beschlussfassung durch den Gemeinderat in zweifacher
Ausfertigung der Landesregierung zur aufsichtsbehdrdlichen Genehmigung vorzulegen. Gleichzeitig sind
die Planinhalte in digitaler Form zu (bersenden. Weiters sind die mafRgebenden
Entscheidungsgrundlagen, die im Verfahren eingelangten Stellungnahmen, die Ausziige aus den
Niederschriften Uber die Sitzungen des Gemeinderates und die Auflegungsnachweise in einfacher
Ausfertigung anzuschlielen. Erfolgt die Vorlage nicht vollstandig, so hat die Landesregierung die
Gemeinde unter Setzung einer angemessenen Nachfrist aufzufordern, die fehlenden Unterlagen
nachzureichen.

(2) Der Flachenwidmungsplan ist nach der Beschlussfassung durch den Gemeinderat der
Landesregierung zur aufsichtsbehdrdlichen Genehmigung vorzulegen. Die Vorlage hat in Form digitaler
Daten auf elektronischem Weg uber die dafiir bestehende EDV-Anwendung zu erfolgen. Die digitalen
Daten haben die Unterlagen nach Abs. 1 dritter Satz zu enthalten. Die Landesregierung hat die erhaltenen
digitalen Daten unverziglich zu dokumentieren und elektronisch zu signieren. Abs. 1 vierter Satz gilt
sinngeman.

(3) Dem értlichen Raumordnungskonzept, der Fortschreibung des 6rtlichen Raumordnungskonzeptes
oder dem Flachenwidmungsplan ist die aufsichtsbehordliche Genehmigung zu versagen, wenn dieses
(diese)

a) Raumordnungsprogrammen oder anderen vorrangigen raumbedeutsamen Planungen oder

Malnahmen des Landes widerspricht oder sonst eine im (berdrtlichen Raumordnungsinteresse
des Landes gelegene Entwicklung der Gemeinde verhindert oder erschwert,
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b) unionsrechtliche Verpflichtungen Osterreichs, insbesondere die Verpflichtung zur Durchfiihrung
einer Umweltprufung, nicht berlcksichtigt,

c) raumbedeutsame  Planungen oder MalRhahmen des Bundes im Rahmen der
verfassungsrechtlichen Pflicht zur Beriicksichtigung nicht oder nicht ausreichend berticksichtigt,

d) wesentliche drtliche Raumordnungsinteressen von Nachbargemeinden beeintrachtigt,

e)den Zielen eines anhédngigen  Zusammenlegungsverfahrens nach dem  Tiroler
Flurverfassungslandesgesetz 1996, LGBI. Nr. 74, in der jeweils geltenden Fassung widerspricht,

f) nicht geeignet ist, eine geordnete rdumliche Entwicklung der Gemeinde im Sinn der Ziele der
ortlichen Raumordnung sicherzustellen,

g) eine rdumliche Entwicklung vorsieht, die zu einer unvertretbar hohen finanziellen Belastung der
Gemeinde fuhren und damit die Erflllung ihrer gesetzlichen und vertraglichen Verpflichtungen
in Frage stellen wirde, oder

h) anderweitig diesem Gesetz widerspricht oder wenn es zu wesentlichen Mangeln im Verfahren
gekommen ist.

(4) Dem Flachenwidmungsplan ist die aufsichtsbehdrdliche Genehmigung weiters zu versagen,
wenn

a) dieser im Widerspruch zum 6rtlichen Raumordnungskonzept steht oder

b) eine Festlegung nach § 13 Abs. 3 zweiter und dritter Satz erfolgt ist, obwohl der aufgrund des
813 Abs. 4 dritter und vierter Satz hdchstzuldssige Anteil der Freizeitwohnsitze an der
Gesamtzahl der Wohnungen bereits berschritten ist.

(5) Liegt ein Versagungsgrund nach Abs. 3 oder 4 nicht vor, so ist die aufsichtsbehérdliche
Genehmigung zu erteilen.

(6) Die Entscheidung der Landesregierung Uber die Erteilung oder Versagung der
aufsichtsbehdrdlichen Genehmigung fiir das drtliche Raumordnungskonzept oder fiir die Fortschreibung
des Ortlichen Raumordnungskonzeptes hat mit schriftlichem Bescheid zu erfolgen. Der
Genehmigungsbescheid ist der Gemeinde unter Anschluss einer mit dem Genehmigungsvermerk
versehenen Ausfertigung des ortlichen Raumordnungskonzeptes bzw. der Fortschreibung des ortlichen
Raumordnungskonzeptes zuzustellen.

(7) Die Entscheidung der Landesregierung uber die Erteilung oder Versagung der
aufsichtsbehordlichen Genehmigung fir den Flachenwidmungsplan hat mit schriftlichem Bescheid zu
erfolgen. Gleichzeitig sind die digitalen Daten elektronisch zu signieren und der Gemeinde zu
ubermitteln. Die Erteilung oder Versagung der aufsichtsbehdrdlichen Genehmigung und die Ubermittlung
der Daten an die Gemeinde sind in der bestehenden EDV-Anwendung zu dokumentieren. Die Gemeinde
hat die Daten dauerhaft zu verwahren.

8§68
Kundmachung des 6rtlichen Raumordnungskonzeptes und der Bebauungspléane

(1) Der Beschluss des Gemeinderates Uber die Erlassung oder Fortschreibung des ortlichen
Raumordnungskonzeptes ist innerhalb von zwei Wochen nach Vorliegen der aufsichtsbehordlichen
Genehmigung durch o6ffentlichen Anschlag wahrend zweier Wochen kundzumachen. In der
Kundmachung sind das Datum und die Geschéftszahl des Genehmigungsbescheides anzufiihren. Die
Kundmachung hat weiters einen Hinweis auf die Auflegung des &rtlichen Raumordnungskonzeptes zur
allgemeinen Einsicht (Abs. 4) zu enthalten. Das 6rtliche Raumordnungskonzept bzw. die Fortschreibung
des ortlichen Raumordnungskonzeptes treten mit dem Ablauf der Kundmachungsfrist in Kraft. Eine
allfallige vor dem Vorliegen der aufsichtsbehdrdlichen Genehmigung erfolgte Kundmachung nach § 60
Abs.1 oder 2 der Tiroler Gemeindeordnung 2001 bewirkt nicht das Inkrafttreten des ortlichen
Raumordnungskonzeptes bzw. der Fortschreibung des értlichen Raumordnungskonzeptes.

(2) Der Beschluss des Gemeinderates uber die Erlassung eines Bebauungsplanes ist innerhalb von
zwei Wochen nach der Beschlussfassung, im Fall des § 66 Abs. 2 jedoch innerhalb von zwei Wochen
nach dem Eintritt der Rechtswirksamkeit des Beschlusses und im Fall des 8 66 Abs.5 zweiter Satz
innerhalb von zwei Wochen nach dem Vorliegen der aufsichtsbehérdlichen Genehmigung des
Flachenwidmungsplanes durch offentlichen Anschlag wahrend zweier Wochen kundzumachen. Die
Kundmachung hat einen Hinweis auf die Auflegung des Bebauungsplanes zur allgemeinen Einsicht zu
enthalten (Abs. 4). Der Bebauungsplan tritt mit dem Ablauf der Kundmachungsfrist in Kraft.

(3) Der Beschluss des Gemeinderates ist auf der Internetseite der Gemeinde und, sofern in der
Gemeinde ein Publikationsorgan besteht, weiters darin bekannt zu machen. Diese Bekanntmachung bildet

www.ris.bka.gv.at Seite 55 von 87



R | S Landesrecht Tirol

keine Voraussetzung fiir das Inkrafttreten des drtlichen Raumordnungskonzeptes, der Fortschreibung des
ortlichen Raumordnungskonzeptes oder des betreffenden Bebauungsplanes.

(4) Das ortliche Raumordnungskonzept, die Fortschreibung des 6rtlichen Raumordnungskonzeptes
und die Bebauungsplane sind wahrend der Kundmachungsfrist nach Abs. 1 bzw. 2 und anschlielend
wahrend der gesamten Geltungsdauer im Gemeindeamt zur allgemeinen Einsicht wéahrend der fir den
Parteienverkehr bestimmten Amtsstunden aufzulegen.

(5) Bebauungspléne sind nach ihrem Inkrafttreten unverziglich der Landesregierung mitzuteilen.
§ 67 Abs. 1 zweiter und dritter Satz gilt sinngemag.

8§69
Elektronische Kundmachung des Flachenwidmungsplanes

(1) Die elektronische Kundmachung des Flachenwidmungsplanes auf der Grundlage der digitalen
Daten obliegt der Landesregierung.

(2) Die elektronische Kundmachung des Flachenwidmungsplanes hat in der Weise zu erfolgen, dass
der Flachenwidmungsplan ab dem der Erteilung der aufsichtsbehérdlichen Genehmigung folgenden Tag
auf der Internetseite des Landes zur Abfrage bereitgehalten wird. Der Flachenwidmungsplan und die
Daten nach Abs. 3 sind derart bereitzuhalten, dass diese nach Grundstiicken abgefragt werden kénnen.
Der Flachenwidmungsplan tritt mit dem Ablauf des Tages der Freigabe zur Abfrage in Kraft. Anderungen
des Flachenwidmungsplanes treten mit dem Ablauf jenes Tages, an dem die gednderte Fassung des
Flachenwidmungsplanes zur Abfrage freigegeben wird, in Kraft. Die elektronische Kundmachung hat den
Tag, an dem die jeweils geltende Fassung des Flachenwidmungsplanes zur Abfrage freigegeben worden
ist, zu enthalten.

(3) In der elektronischen Kundmachung sind weiters folgende Daten zur Abfrage bereitzuhalten:

a) das Datum der Beschlussfassung des Gemeinderates Uber die Auflegung(en) des Entwurfes des
Flachenwidmungsplanes und des Beginns und des Endens dieser Auflegung(en),

b) das Datum der Beschlussfassung des Gemeinderates Uber die Erlassung des
Flachenwidmungsplanes,

c¢) das Datum und die Geschaftszahl des aufsichtsbehdérdlichen Genehmigungsbescheides,
d) das Datum der Freigabe zur Abfrage.

(4) In der elektronischen Kundmachung sind weiters alle Anderungen des Flachenwidmungsplanes
ersichtlich zu machen. Dabei ist Uber jede Anderung des Flichenwidmungsplanes eine planliche
Darstellung des jeweiligen Anderungsbereiches und der gegeniiber dem bisherigen Flachenwidmungsplan
vorgenommenen Anderungen zur Abfrage bereitzuhalten. Weiters sind die die jeweilige Anderung
betreffenden Daten nach Abs. 3 zur Abfrage bereitzuhalten. Im Fall einer aufsichtsbehérdlichen Prifung
nach 8§72 sind statt des Datums und der Geschéftszanl des aufsichtsbehordlichen
Genehmigungsbescheides das Datum und die Geschéftszahl der aufsichtsbehérdlichen Priifung
anzugeben. Die planliche Darstellung und die Daten nach Abs. 3 sind derart bereitzuhalten, dass diese
nach Grundstucken abgefragt werden konnen.

(5) Wird eine Widmungsfestlegung vom Verfassungsgerichtshof aufgehoben, so ist die Aufhebung
in der elektronischen Kundmachung ersichtlich zu machen. Dabei ist eine planliche Darstellung des von
der Aufhebung betroffenen Bereiches einschlieRlich der vormaligen Widmung(en) zur Abfrage
bereitzuhalten. Weiters sind die Kundmachung der Aufhebung im Landesgesetzblatt im vollen Wortlaut
und das Datum des Inkrafttretens der Aufhebung zur Abfrage bereitzuhalten.

(6) Der Flachenwidmungsplan muss ohne ldentitdtsnachweis und unentgeltlich auf der Internetseite
des Landes zuganglich sein und von jedermann ausgedruckt werden kdnnen.

870

Berichtigung der elektronischen Kundmachung; neuerliche elektronische Kundmachung des
Flachenwidmungsplanes

(1) Fehler in der elektronischen Kundmachung, die auf einem technisch mangelhaften Betrieb der
entsprechenden EDV-Anwendung beruhen, sind von der Landesregierung nach Anhérung der betroffenen
Gemeinde von Amts wegen zu berichtigen. Die die Berichtigung betreffenden Daten sind zur Abfrage
bereitzuhalten.

(2) Die Landesregierung kann den Flachenwidmungsplan mit Zustimmung der betroffenen
Gemeinde neuerlich elektronisch kundmachen. Die neuerliche elektronische Kundmachung ersetzt die
bisherige elektronische Kundmachung mit dem Ablauf des Tages, an dem der Flachenwidmungsplan in
seiner neu kundgemachten Fassung auf der Internetseite des Landes zur Abfrage bereitgehalten wird. Die
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neuerliche elektronische Kundmachung hat diesen Tag zu enthalten. Im Fall von Fehlern in der bisherigen
elektronischen Kundmachung gilt Abs. 1 sinngemaR.

_ (3) In der neuerlichen elektronischen Kundmachung sind alle den Flachenwidmungsplan und seine
Anderung betreffenden Daten nach § 69 Abs. 3, 4 und 5 zur Abfrage bereitzuhalten. § 69 Abs. 6 ist
anzuwenden.

§71

Anderung des értlichen Raumordnungskonzeptes, des Flachenwidmungsplanes und der
Bebauungsplane

(1) Fir das Verfahren zur Anderung des ortlichen Raumordnungskonzeptes, des
Flachenwidmungsplanes und der Bebauungsplane gelten die §8 64 bis 69 sinngemdl mit der MaRgabe,
dass

a) der Gemeinderat anl&sslich der im § 64 Abs. 1 erster Satz vorgesehenen Beschlussfassung Uber

die Auflegung des Entwurfes gleichzeitig den Beschluss tber die dem Entwurf entsprechende
Anderung fassen kann, wobei dieser Beschluss nur rechtswirksam wird, wenn innerhalb der
Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu
berechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde,

b) die im § 64 Abs. 3 vorgesehene Verstdndigung der Nachbargemeinden unterbleiben kann, wenn

die Anderung nicht Grundflachen im Bereich der Gemeindegrenzen betrifft und auch sonst die
ortlichen Raumordnungsinteressen von Nachbargemeinden nicht beriihrt werden.

(2) Das Auflegungsverfahren nach § 64 Abs. 1 bis 4 kann entfallen, wenn

a) der Flachenwidmungsplan infolge der Berichtigung der Katastralmappe von Amts wegen nach
852 Z 5 des Vermessungsgesetzes, BGBI. Nr. 306/1968, ausschlieBlich in dem zur Anpassung
der Darstellung des Grenzverlaufes von Grundstiicken an den Grenzverlauf in der Natur
erforderlichen Umfang gedndert wird (Widmungskorrekturen) oder

b) der Flachenwidmungsplan ausschlielich im Sinn des 8 35 Abs. 2 vierter Satz gedndert wird; in
diesem Fall ist den betroffenen Grundeigentiimern eine Frist von einem Monat zur Abgabe einer
Stellungnahme einzurdumen.

(3) Die Auflegung der Entwiirfe iber die Anderung des 6rtlichen Raumordnungskonzeptes und des
Flachenwidmungsplanes kann gleichzeitig erfolgen. Dem Gemeinderat kénnen weiters beide Entwirfe
gleichzeitig zur Beschlussfassung vorgelegt werden. In diesem Fall kann die aufsichtsbehdrdliche
Genehmigung fiir beide Verordnungen in einem erteilt werden. Andernfalls darf die Anderung des
Flachenwidmungsplanes erst nach Vorliegen der aufsichtsbehdrdlichen Genehmigung fiir die Anderung
des ortlichen Raumordnungskonzeptes aufsichtsbehdrdlich genehmigt werden.

(4) Wird der Anderung des Flachenwidmungsplanes die aufsichtsbehdrdliche Genehmigung nicht
innerhalb von sechs Wochen nach der vollstandigen Vorlage der digitalen Daten im Umfang des § 67
Abs. 2 zweiter und dritter Satz erteilt, so gilt mit dem Ablauf dieser Frist die Genehmigung als erteilt. In
den Fallen des Abs. 3 gilt die aufsichtsbehdrdliche Genehmigung erst als erteilt, wenn diese nicht
innerhalb eines Monats nach dem Inkrafttreten der Anderung des értlichen Raumordnungskonzeptes
versagt wird. Das Vorliegen der aufsichtsbehordlichen Genehmigung fir die Anderung des
Flachenwidmungsplanes ist in der bestehenden EDV-Anwendung zu dokumentieren.

(5) Die Abs. 1 und 4 sind im Fall der Durchfuhrung einer Umweltpriifung nicht anzuwenden.
§72
Aufsichtsbehérdliche Priifung der Anderung des Flachenwidmungsplanes

(1) Die Gemeinde kann der Landesregierung die Absicht, den Flachenwidmungsplan hinsichtlich
einzelner Grundstiicke zu é&ndern, schriftlich mitteilen. Der Mitteilung sind die maRgebenden
Entscheidungsgrundlagen anzuschlieen. Liegen die mafRgebenden Entscheidungsgrundlagen nicht
vollstandig vor, so hat die Landesregierung die Gemeinde unter Setzung einer angemessenen Frist
aufzufordern, die fehlenden Unterlagen nachzureichen. Die Landesregierung hat aufgrund der Mitteilung
und der vollstandigen Entscheidungsgrundlagen ohne unnétigen Aufschub aufsichtsbehdrdlich zu prifen,
ob die geplante Anderung des Flachenwidmungsplanes den gesetzlichen Voraussetzungen, insbesondere
den Festlegungen des 6rtlichen Raumordnungskonzeptes, entspricht.

(2) Ergibt die aufsichtsbehordlichne Prifung, dass die beabsichtigte Anderung des
Flachenwidmungsplanes den gesetzlichen Voraussetzungen entspricht, so hat die Landesregierung auf
Verlangen der Gemeinde die digitalen Daten der Anderung des Flachenwidmungsplanes zu erstellen und
diese der Gemeinde (ber die bestehende EDV-Anwendung zur Verfugung zu stellen. Das Ergebnis der
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aufsichtsbehdrdlichen Prifung ist in der EDV-Anwendung zu dokumentieren. Gleichzeitig sind die
digitalen Daten elektronisch zu signieren. Ergibt die aufsichtshehordliche Prifung, dass die beabsichtigte
Anderung des Flachenwidmungsplanes den gesetzlichen Voraussetzungen nicht entspricht, so hat die
Landesregierung das Ergebnis der aufsichtsbehdrdlichen Priifung der Gemeinde schriftlich mitzuteilen.

(3) Die Gemeinde kann der Landesregierung weiters den fertig ausgearbeiteten Entwurf einer
Anderung des Flachenwidmungsplanes zur aufsichtsbehérdlichen Priifung nach Abs. 1 vorlegen. In
diesem Fall hat die Vorlage der digitalen Daten tber die bestehende EDV-Anwendung zu erfolgen. Die
digitalen Daten haben die malRgebenden Entscheidungsgrundlagen zu enthalten. Die Landesregierung hat
die digitalen Daten unverzuglich zu dokumentieren und elektronisch zu signieren. Abs. 2 zweiter, dritter
und vierter Satz ist anzuwenden.

(4) Ergibt die aufsichtsbehordliche Priifung, dass die Anderung des Flachenwidmungsplanes den
gesetzlichen Voraussetzungen entspricht, und beschliel3t die Gemeinde diese unverandert, so entfallt die
aufsichtsbehérdliche Genehmigung. In diesem Fall hat die Landesregierung die Anderung des
Flachenwidmungsplanes nach § 69 elektronisch kundzumachen.

(5) Die Erstellung der digitalen Daten nach Abs. 2 hat auf der Grundlage von Vertrdgen zwischen
dem Land Tirol und der jeweiligen Gemeinde zu erfolgen. Die Vertrdge haben einen angemessenen
Ersatz der dem Land Tirol dafir entstehenden Kosten vorzusehen. Das Land Tirol hat alle Gemeinden
gleich zu behandeln.

8§73
Anderungsvorschlag, Planungsgesprach

(1) Die Eigentimer von Grundsticken sind berechtigt, der Gemeinde die Anderung des
Flachenwidmungsplanes hinsichtlich der in ihrem Eigentum stehenden Grundstiicke vorzuschlagen.
Solche Vorschlige haben die gewiinschte Anderung des Flachenwidmungsplanes genau zu bezeichnen
und eine Begriindung hierfir zu enthalten.

(2) Der Birgermeister hat Anderungsvorschlage, welche die Voraussetzungen nach Abs. 1 erfillen,
innerhalb von drei Monaten nach ihrem Einlangen mit dem betroffenen Eigentimer miindlich zu erértern
(Planungsgesprach). Mit der Durchfiihrung des Planungsgesprachs kann auch ein Mitglied des
Gemeinderates oder eines seiner Ausschiisse oder ein fachkundiger Bediensteter oder Beauftragter der
Gemeinde oder des jeweiligen Planungsverbandes betraut werden. Uber das Planungsgesprach ist ein
Aktenvermerk anzufertigen, der dem betroffenen Eigentlimer zu (bermitteln ist. Die Verpflichtung zur
Durchflihrung eines Planungsgespraches entfallt, wenn der Gemeinderat innerhalb der im ersten Satz
festgelegten Frist mit dem Anderungsvorschlag befasst wird.

(3) Wird innerhalb von sechs Monaten nach dem Einlangen des Anderungsvorschlages kein
Verfahren zur Anderung des Flachenwidmungsplanes im Sinn dieses Vorschlages eingeleitet (§ 71), so
hat der Birgermeister dem betroffenen Eigentiimer innerhalb derselben Frist die Grinde hierfir
schriftlich mitzuteilen, sofern dies nicht bereits im Zuge der Ubermittlung des Aktenvermerks nach
Abs. 2 erfolgt ist.

(4) Der betroffene Grundeigentimer kann innerhalb von zwei Monaten nach dem Vorliegen dieser
Mitteilung bzw., wenn eine entsprechend Mitteilung nicht fristgerecht erfolgt ist, innerhalb von zwei
Monaten nach Fristablauf verlangen, dass der Gemeinderat mit dem Anderungsvorschlag zu befassen ist.
In diesem Fall hat der Gemeinderat innerhalb von sechs Monaten entweder ein Verfahren zur Anderung
des Flachenwidmungsplanes im Sinn des Anderungsvorschlages einzuleiten oder zu beschlieRen, dass der
Flachenwidmungsplan nicht geéndert werden soll. Ein solcher Beschluss ist dem Grundeigentiimer
einschlieBlich der hierfir maRgebenden Grinde unverziglich mitzuteilen.

() Stellt der Gemeinderat ein Verfahren, mit dem der Flachenwidmungsplan im Sinn des
Anderungsvorschlages gedndert werden soll, in weiterer Folge ein, so gilt Abs. 4 dritter Satz sinngemaR.

(6) Ergibt sich im Lauf des Verfahrens, dass der Flachenwidmungsplan abweichend vom
Anderungsvorschlag gedndert werden soll, so ist ein neuerliches Planungsgesprach nicht erforderlich.
Dies gilt auch, wenn (ber einen inhaltlich gleichen oder vergleichbaren Vorschlag innerhalb des letzten
Jahres bereits ein Planungsgesprach stattgefunden hat und sich die maRgebenden Planungsgrundlagen
zwischenzeitlich nicht wesentlich geéndert haben.

(7) Die Gemeinde hat dem betroffenen Grundeigentiimer Einsicht in die seinen Anderungsvorschlag
betreffenden Akten oder Aktenteile zu gewdhren, soweit dem nicht Griinde der Amtsverschwiegenheit
oder des Datenschutzes entgegenstehen.
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§74
Bausperre

(1) Die Gemeinde kann ab der Auflegung des Entwurfes iiber die Fortschreibung oder Anderung des
ortlichen Raumordnungskonzeptes oder tiber die Erlassung oder Anderung des Flachenwidmungsplanes
oder eines Bebauungsplanes durch Verordnung fiir die vom Entwurf umfassten Grundflachen oder Teile
davon eine Bausperre erlassen, soweit dies zur Sicherung der mit dem Entwurf verfolgten Planungsziele
erforderlich ist.

(2) Die Gemeinde kann eine Bausperrenverordnung im Sinn des Abs. 1 bereits vor der Auflegung
des Entwurfes iiber die Fortschreibung oder Anderung des 6rtlichen Raumordnungskonzeptes oder iiber
die Erlassung oder Anderung des Flachenwidmungsplanes oder eines Bebauungsplanes erlassen, wenn
nach dem Stand der Planungsarbeiten innerhalb eines Jahres mit der Auflegung des Entwurfes zu rechnen
ist.

(3) In einer Bausperrenverordnung sind die PlanungsmaBnahme, aufgrund deren die Bausperre
erlassen wird, und die Grundziige der mit der Planungsmafnahme verfolgten Planungsziele anzufiihren.
Ab dem Inkrafttreten einer Bausperrenverordnung darf die Baubewilligung fir Bauvorhaben, die mit
diesen Planungszielen im Widerspruch stehen, nicht mehr erteilt werden. Die Ausfihrung von
anzeigepflichtigen Bauvorhaben, die mit diesen Planungszielen im Widerspruch stehen, ist ab diesem
Zeitpunkt nach § 30 Abs. 3 flinfter Satz der Tiroler Bauordnung 2018 zu untersagen.

(4) Wurde eine Bausperrenverordnung im Zusammenhang mit der Fortschreibung oder Anderung
des ortlichen Raumordnungskonzeptes erlassen, so tritt sie mit dem Inkrafttreten des entsprechend
geénderten Flachenwidmungsplanes auler Kraft. Wurde eine Bausperrenverordnung im Zusammenhang
mit der Erlassung oder Anderung des Flachenwidmungsplanes oder eines Bebauungsplanes erlassen, so
tritt sie mit dem Inkrafttreten der entsprechenden PlanungsmaBnahme aufler Kraft. Wurde eine
Bausperrenverordnung im Zusammenhang mit der Fortschreibung oder Anderung des ortlichen
Raumordnungskonzeptes oder der Erlassung oder Anderung des Flichenwidmungsplanes erlassen, so tritt
sie weiters auler Kraft, wenn der entsprechenden PlanungsmalRnahme die aufsichtsbehordliche
Genehmigung versagt wird.

(5) Eine Bausperrenverordnung tritt, sofern sie nicht bereits friiher aufgehoben wird, jedenfalls zwei
Jahre nach dem Beginn der Auflegung des Entwurfes aufer Kraft. Im Fall des Abs. 2 tritt eine
Bausperrenverordnung Uberdies ein Jahr nach ihrer Erlassung aulRer Kraft, wenn innerhalb dieser Frist ein
Entwurf nicht aufgelegt wurde. Geht die Bausperrenverordnung uber den aufgelegten Entwurf hinaus, so
tritt sie insoweit auBer Kraft.

(6) Bausperrenverordnungen sind innerhalb von zwei Wochen nach der Beschlussfassung durch
offentlichen Anschlag wahrend zweier Wochen kundzumachen. Bausperrenverordnungen treten mit dem
Ablauf der Kundmachungsfrist in Kraft. Bausperrenverordnungen sind weiters auf der Internetseite der
Gemeinde und, sofern in der Gemeinde ein Publikationsorgan besteht, weiters darin bekannt zu machen.
Diese Bekanntmachungen bilden keine Voraussetzung fiir das Inkrafttreten der Bausperrenverordnungen.

(7) Das AulRerkrafttreten von Bausperrenverordnungen nach den Abs. 4 und 5 ist innerhalb von zwei
Wochen durch 6ffentlichen Anschlag wéahrend zweier Wochen bekannt zu machen. Das AuRerkrafttreten
ist weiters auf der Internetseite der Gemeinde und, sofern in der Gemeinde ein Publikationsorgan besteht,
weiters darin bekannt zu machen. Die Bekanntmachungen haben den Zeitpunkt des AuRerkrafttretens zu
enthalten.

8§75
Entschadigung

(1) Werden als Bauland gewidmete Grundstiicke oder Teile von Grundsticken als Freiland oder als
Sonderflachen, deren besonderer Verwendungszweck eine Bebauung in einem im Wesentlichen mit der
Widmung als Freiland vergleichbaren Ausmal einschrankt, gewidmet, so haben die Eigentlimer der
betreffenden Grundstucke Anspruch auf eine Vergutung im AusmaR der dadurch bewirkten Minderung
des ortsublichen Verkehrswertes, wenn deren Interesse an der Beibehaltung der Widmung das
gegenteilige 6ffentliche Interesse an der Anderung der Widmung Gberwiegt. Ein Anspruch auf eine
Vergutung besteht nicht, wenn der betroffene Eigentimer die Umwidmung schriftlich angeregt oder der
Umwidmung schriftlich zugestimmt hat.

(2) Ein Uberwiegendes Eigentiimerinteresse im Sinn des Abs. 1 besteht insbesondere bei unbebauten
Grundstticken,

a) die sich aufgrund ihrer Lage und Bodenbeschaffenheit fir eine der bisherigen Widmung
entsprechende Bebauung eignen, sofern deren verkehrsméRige Erschliefung und ErschlieBung
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mit den Einrichtungen zur Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung gegeben oder
insbesondere unter Bedachtnahme auf den damit verbundenen finanziellen und technischen
Aufwand ohne groliere Schwierigkeiten herstellbar ist und

b) die allein oder zusammen mit einer begrenzten Anzahl weiterer Grundstiicke umgewidmet
wurden, wogegen im unmittelbaren Nahebereich gelegene ebenfalls unbebaute Grundstiicke mit
einem im Wesentlichen vergleichbaren Grad der Baulandeignung im Bauland verblieben sind.

(3) Ein Uberwiegendes Eigentiimerinteresse im Sinn des Abs. 1 besteht jedenfalls nicht

a) im Fall von Grundstiicken, deren Eignung als Bauland im Sinn des § 37 Abs. 1, 3, 4 oder 5 nicht
oder nicht mehr gegeben ist oder

b) wenn im Zusammenhang mit der Umwidmung andere im Eigentum des Betroffenen stehende
Grundstiicke mit zumindest ungeféhr demselben Flachenausmall als Bauland oder als
Sonderflachen, deren besonderer Verwendungszweck eine Bebauung ermdglicht, gewidmet
werden.

(4) Wird aufgrund der Anderung der Widmung von Grundstiicken ihre Bebauung oder eine
bestimmte Art der Bebauung verhindert, so haben die Eigentimer der betreffenden Grundstiicke bzw. die
sonst hiertiber Verfugungsberechtigten Anspruch auf Vergltung jener Vermdgensnachteile, die ihnen
durch die im Vertrauen auf die bestehende Widmung erfolgte Baureifmachung der Grundstiicke bis zur
Auflegung des Entwurfes des Flachenwidmungsplanes bzw. des Entwurfes iiber die Anderung des
Flachenwidmungsplanes nach 8 64 Abs. 1 oder 4 entstanden sind. Dies gilt nicht bei Vorliegen der
Voraussetzungen nach Abs. 1 zweiter Satz oder 3.

(5) Anspriiche auf Vergiitung nach Abs. 1 oder 4 bestehen gegeniiber der Gemeinde. Sie entstehen
mit dem Inkrafttreten des Flachenwidmungsplanes bzw. der Anderung des Flachenwidmungsplanes.

(6) Anspriiche auf Vergiitung nach Abs. 1 oder 4 sind innerhalb eines Jahres nach dem Inkrafttreten
des Flachenwidmungsplanes bzw. der Anderung des Flachenwidmungsplanes bei der Gemeinde geltend
zu machen. Kommt eine Einigung nicht zustande, so kann der Anspruchsberechtigte innerhalb eines
Jahres ab dem Zeitpunkt der Geltendmachung des Anspruches bei der Gemeinde bei sonstigem
Anspruchsverlust die Festsetzung der Vergitung durch die Bezirksverwaltungsbehdrde beantragen.

(7) Wird das betreffende Grundstick innerhalb von 15 Jahren nach dem Inkrafttreten des
Flachenwidmungsplanes bzw. der Anderung des Flachenwidmungsplanes wiederum als Bauland oder als
Sonderflache, deren besonderer Verwendungszweck eine Bebauung ermdglicht, gewidmet, so hat die
Gemeinde gegenutiber dem Eigentlimer des Grundstiickes Anspruch auf die Rickzahlung einer nach
Abs. 1 geleisteten Entschadigung. Der Riickzahlungsanspruch entsteht mit dem Inkrafttreten des neuen
Flachenwidmungsplanes bzw. der neuerlichen Anderung des Flachenwidmungsplanes. Hat sich
zwischenzeitlich der von der Statistik Austria verlautbarte Verbraucherpreisindex oder ein jeweils an
seine Stelle tretender Index um mehr als 5v. H. gedndert, so ist diese Anderung zu bericksichtigen.
Hinsichtlich der Geltendmachung des Riickzahlungsanspruches gilt Abs. 6 sinngemaR.

8§76
Ersatzvornahme

(1) Wird eine Widmungsfestlegung vom Verfassungsgerichtshof aufgehoben, so hat die Gemeinde
fir die betreffende Grundflache l&ngstens innerhalb von sechs Monaten nach dem Inkrafttreten der
Aufhebung ersatzweise eine der Rechtsanschauung des Verfassungsgerichtshofes entsprechende
Widmung festzulegen und der Landesregierung zur aufsichtsbehdérdlichen Genehmigung vorzulegen.
Kommt die Gemeinde dieser Verpflichtung nicht nach oder wird der festgelegten Widmung die
aufsichtsbehordliche Genehmigung versagt, so hat die Landesregierung durch Verordnung die
erforderliche Widmungsfestlegung anstelle der Gemeinde zu treffen. Eine solche Verordnung ist im
Landesgesetzblatt zu verlautbaren und der Gemeinde unverzlglich schriftlich mitzuteilen. Die
Landesregierung hat in der elektronischen Kundmachung des Flachenwidmungsplanes diese
Widmungsfestlegung ersichtlich zu machen und weiters die betreffende Verordnung zur Abfrage
bereitzuhalten.

(2) Wird ein Bebauungsplan oder ein ergdnzender Bebauungsplan vom Verfassungsgerichtshof ganz
oder teilweise aufgehoben, so hat die Gemeinde innerhalb von sechs Monaten nach dem Inkrafttreten der
Aufhebung ersatzweise die der Rechtsanschauung des Verfassungsgerichtshofes entsprechenden
Festlegungen zu treffen. Kommt die Gemeinde dieser Verpflichtung nicht nach, so hat die
Landesregierung durch Verordnung die erforderlichen Festlegungen anstelle der Gemeinde zu treffen.
Eine solche Verordnung ist im Landesgesetzblatt zu verlautbaren und der Gemeinde unverziglich
schriftlich mitzuteilen. Die Gemeinde ist verpflichtet, die Festlegungen unverziglich im aufgehobenen
Bebauungsplan ersichtlich zu machen.
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(3) Verordnungen nach Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2 zweiter Satz kdnnen nur durch die
Landesregierung gedndert werden. Sie treten mit dem Inkrafttreten der entsprechenden, von der
Gemeinde getroffenen Festlegungen auBer Kraft.

1. Teil
Baulandumlegung

8§77
Zweck

Die Baulandumlegung dient der Neuregelung der Grundstiicksordnung in einem bestimmten Gebiet,
das aufgrund der bestehenden Grundstiicksordnung einer geordneten und Boden sparenden Bebauung und
einer zweckmaBigen verkehrsméaBigen ErschlieBung insgesamt nicht zuganglich ist, in der Weise, dass

a) fir eine solche Bebauung nach Lage, GroRe und Form zweckmaRig gestaltete Grundstiicke
geschaffen werden sowie

b) die fir die verkehrsmaRige Erschliefung und fiur infrastrukturelle Einrichtungen erforderlichen
Grundfl&chen aufgebracht werden.

§78
Einleitung des Umlegungsverfahrens

(1) Die Durchfiihrung eines Umlegungsverfahrens kann von der Gemeinde oder von mindestens der
Hélfte der Eigentlimer der umzulegenden Grundstiicke oder Grundstiicksteile, auf die mindestens 50 v. H.
der umzulegenden Grundflache entfallen missen, beantragt werden. Bei Grundstlicken oder
Grundstiicksteilen, an denen Miteigentum besteht, ist jedem Miteigentimer eine seinem ideellen Anteil
entsprechende Teilflache des betreffenden Grundstiickes oder Grundstlicksteiles zuzurechnen.

(2) Der Antrag hat das Umlegungsgebiet zu bezeichnen und jene Gegebenheiten darzulegen, die
erwarten lassen, dass der Zweck des Umlegungsverfahrens erreicht werden kann. Dem Antrag sind
weiters anzuschlieRen:
a) ein Verzeichnis der umzulegenden Grundstiicke oder Grundstiicksteile mit den Namen,
Geburtsdaten und Adressen der Eigentiimer,

b) ein Auszug aus dem Flachenwidmungsplan, aus allfélligen Bebauungsplédnen und, soweit
Grundflachen nicht als Bauland, als Sonderflachen oder als Vorbehaltsflachen gewidmet sind,
ein Auszug aus dem 6rtlichen Raumordnungskonzept,

c) ein Katasterplan Gber das Umlegungsgebiet.

(3) Das Umlegungsgebiet darf nur Grundflachen, die als Bauland, als Sonderflachen oder als
Vorbehaltsflichen gewidmet sind oder die innerhalb der im &rtlichen Raumordnungskonzept fir
Siedlungszwecke und betriebliche Zwecke vorgesehenen Bereiche liegen, umfassen. Mit Zustimmung des
Strallenverwalters kdnnen weiters LandesstraRen, Gemeindestralien, 6ffentliche Interessentenstralen und
oOffentliche Privatstrallen in das Umlegungsgebiet einbezogen werden.

(4) Die Durchfuhrung eines Umlegungsverfahrens ist weiters nur zuldssig, wenn fir das
Umlegungsgebiet noch kein Bebauungsplan besteht. Einzelne Grundflachen, fir die bereits ein
Bebauungsplan besteht, dirfen jedoch in das Umlegungsgebiet einbezogen werden, wenn dies zur
Erreichung des Zweckes des Umlegungsverfahrens erforderlich ist.

(5) Die Umlegungsbehdrde hat das Umlegungsverfahren durch Verordnung einzuleiten. In der
Verordnung Uber die Einleitung des Umlegungsverfahrens ist das Umlegungsgebiet durch die Festlegung
der umzulegenden Grundstiicke oder Grundstlcksteile zu bestimmen. Vor der Erlassung der Verordnung
Uber die Einleitung des Umlegungsverfahrens ist die Gemeinde aufler im Fall, dass die Einleitung des
Umlegungsverfahrens von ihr beantragt wurde, zu héren. Das Umlegungsverfahren darf nur eingeleitet
werden, wenn ein den Abs. 1 bis 4 entsprechender Antrag vorliegt. Weiters muss die Abgrenzung des
Umlegungsgebietes gewahrleisten, dass der Zweck des Umlegungsverfahrens voraussichtlich erreicht
werden kann und dass keine Restflachen entstehen, die nicht zweckméRig bebaubar wéren und die einer
gesonderten Umlegung nicht mehr unterzogen werden kdnnten.

(6) Die Verordnung uber die Einleitung des Umlegungsverfahrens ist im Boten fur Tirol zu
verlautbaren. Sie ist weiters auf der Internetseite des Landes Tirol sowie durch Anschlag an der Amtstafel
der Gemeinde wahrend zweier Wochen bekannt zu machen. Diese Bekanntmachungen bilden keine
Voraussetzung fiir das Inkrafttreten der Verordnung und die Durchfilhrung des Verfahrens nach § 80. Die
Gemeinde hat die Bekanntmachung an der Amtstafel der Gemeinde durchzufuhren. Die Verordnung tber
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die Einleitung des Umlegungsverfahrens ist weiters dem Grundbuchsgericht, der Agrarbehérde und dem
Vermessungsamt sofort mitzuteilen.

(7) Die Verlautbarung und die Bekanntmachung nach Abs. 6 haben den Hinweis zu enthalten, dass
auBerblcherliche Rechte an den umzulegenden Grundstiicken von den Berechtigten innerhalb einer
datumsméRig festzulegenden Frist von vier Wochen ab dem Tag der Verlautbarung bei der
Umlegungsbehdrde geltend gemacht werden kdnnen. Rechte, die nicht innerhalb dieser Frist geltend
gemacht werden, sind im weiteren Verfahren nur zu beriicksichtigen, wenn die Erreichung des Zweckes
des Umlegungsverfahrens dadurch nicht unméglich gemacht oder wesentlich erschwert wird.

(8) Das Grundbuchsgericht hat aufgrund der Mitteilung nach Abs. 6 flnfter Satz die Einleitung des
Umlegungsverfahrens bei den umzulegenden Grundstiicken anzumerken. Die Anmerkung bewirkt, dass
jedermann die Ergebnisse des Umlegungsverfahrens gegen sich gelten lassen muss. Das
Grundbuchsgericht hat weiters alle Grundbuchseintragungen hinsichtlich dieser Grundstiicke der
Umlegungsbehdrde mitzuteilen.

(9) Die Agrarbehorde hat aufgrund der Mitteilung nach Abs. 6 fiinfter Satz der Umlegungsbehdérde
mitzuteilen, ob und gegebenenfalls an welchen der umzulegenden Grundstlicke agrarische Rechte
bestehen.

8§79
Rechtswirkungen

(1) Unbeschadet der allenfalls nach anderen Rechtsvorschriften erforderlichen behérdlichen
Bewilligungen  bedlrfen im  Umlegungsgebiet bis zum Eintritt der Rechtskraft der
Umlegungsentscheidung der Bewilligung der Umlegungsbehérde:

a) der Erwerb des Eigentums an Grundstiicken sowie die Einrdumung von Bau- und Wegerechten

an Grundstiicken,

b) die Teilung, die Vereinigung und jede sonstige Anderung der Grenzen von Grundstiicken,
c) Verénderungen an Grundstiicken, die ihre bauliche Nutzbarkeit wesentlich beeintréchtigen,

d) Zubauten zu Gebduden sowie die Ausfihrung von anzeigepflichtigen Bauvorhaben mit
Ausnahme

1. der sonstigen Anderung von Gebauden,

2. der Anderung sonstiger baulicher Anlagen, sofern diese keine wesentliche Erweiterung
derselben umfasst, und

3. von Bauvorhaben nach § 28 Abs. 2 lit. a der Tiroler Bauordnung 2018.

e) die Errichtung und die wesentliche Erweiterung von Einfriedungen und Schuppen im Sinn des
§ 28 Abs. 3 lit. ¢ bzw. g der Tiroler Bauordnung 2018.

(2) Die Bewilligung nach Abs.1 ist zu erteilen, wenn die Erreichung des Zweckes des
Umlegungsverfahrens durch den beabsichtigten Rechtserwerb oder das beabsichtigte Vorhaben nicht
verhindert oder wesentlich erschwert wird.

(3) Um die Erteilung der Bewilligung nach Abs. 1 ist schriftlich anzusuchen. Der Antrag hat den
beabsichtigten Rechtserwerb oder das beabsichtigte VVorhaben genau zu bezeichnen. Dem Antrag sind
weiters die zur Beurteilung des Vorliegens der Bewilligungsvoraussetzungen erforderlichen Unterlagen
anzuschlieRen.

(4) Wurde ein nach Abs. 1 lit. c, d oder e bewilligungspflichtiges Vorhaben ohne Vorliegen der
Bewilligung durchgefihrt und wird auch nachtréglich die Bewilligung dafir nicht erteilt, so sind die
dadurch bewirkten Verénderungen im Umlegungsverfahren nicht zu bericksichtigen. Wird aufgrund
dieser Veranderungen die Erreichung des Zweckes des Umlegungsverfahrens verhindert oder wesentlich
erschwert, so hat die Umlegungsbehdrde die Wiederherstellung des friiheren Zustandes aufzutragen.

(5) Das Grundbuchsgericht darf Eintragungen in das Grundbuch, die einen nach Abs. 1 lit. a
bewilligungspflichtigen  Rechtserwerb oder eine nach Abs.1 lit. b bewilligungspflichtige
Grundstiicksdnderung zum Inhalt haben, nur durchfiihren, wenn dafur die Bewilligung nach Abs. 1
vorliegt. Wurde eine Eintragung in das Grundbuch durchgefiihrt, ohne dass diese Bewilligung vorliegt, so
hat die Umlegungsbehdrde den Antragsteller aufzufordern, innerhalb von vier Wochen um die Erteilung
der Bewilligung anzusuchen. Sucht der Antragsteller nicht innerhalb dieser Frist um die Erteilung der
Bewilligung an, so hat die Umlegungsbehdrde von Amts wegen mit Bescheid festzustellen, dass fir den
betreffenden Rechtserwerb bzw. die betreffende Grundstlicksanderung die nach Abs. 1 erforderliche
Bewilligung nicht vorliegt. Die Einleitung eines solchen Feststellungsverfahrens ist auf Antrag der
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Umlegungsbehdrde im Grundbuch anzumerken. Sie bewirkt, dass sich niemand auf die mangelnde
Kenntnis vom Verfahren berufen kann.

(6) Das Grundbuchsgericht hat eine bereits erfolgte Eintragung im Grundbuch zu I6schen und den
friheren Grundbuchsstand wiederherzustellen, wenn ihm die rechtskréftige Entscheidung, mit der ein
Ansuchen um die Erteilung der Bewilligung nach Abs. 1 lit. a oder b abgewiesen oder eine solche
Bewilligung nachtréglich aufgehoben oder eine Feststellung nach Abs. 5 dritter Satz getroffen wurde,
mitgeteilt wird.

(7) Im Umlegungsgebiet darf bis zum Eintritt der Rechtskraft der Umlegungsentscheidung die
Baubewilligung fur den Neubau von Geb&uden und fur die Errichtung sonstiger baulicher Anlagen nicht
erteilt werden.

§80
Grenzfeststellung

(1) Die Umlegungsbehorde hat mit Bescheid die Grenzen der umzulegenden Grundstiicke oder
Grundstiicksteile festzustellen. Wenn dies im Hinblick auf die voraussichtliche Dauer des
Umlegungsverfahrens zweckmaRig scheint, kann gleichzeitig uber die Kosten der Grenzfeststellung
abgesprochen werden.

(2) Soweit sich die Grenzen der umzulegenden Grundstiicke oder Grundstiicksteile aus dem
Grenzkataster ergeben, sind sie aufgrund der Eintragungen im Grenzkataster festzustellen. Soweit dies
nicht der Fall ist, ist zur Feststellung der Grenzen eine miindliche Grenzverhandlung durchzufihren. Zur
Grenzverhandlung sind die betroffenen Eigentlimer zu laden. Die Grenzverhandlung ist weiters bis zum
Verhandlungstag durch Anschlag an der Amtstafel der Gemeinde kundzumachen. Zwischen dem ersten
Tag der Kundmachung und dem Verhandlungstag missen mindestens zwei Wochen liegen. Die
Ladungen und die Kundmachung haben einen Hinweis auf die Sdumnisfolgen nach Abs. 3 zweiter Satz
zu enthalten. Die Gemeinde hat die Kundmachung an der Amtstafel der Gemeinde durchzuftihren.

(3) In der Grenzverhandlung ist der Verlauf der Grenzen von den jeweils beteiligten Eigentiimern
festzustellen. Bleibt ein Eigentimer der Grenzverhandlung fern, so ist der Verlauf der Grenzen nach den
in der Natur ersichtlichen Grenzen oder, soweit dies nicht mdglich ist, aufgrund der Angaben der brigen
beteiligten Eigentlmer und der vorhandenen Unterlagen, insbesondere des Grundsteuerkatasters, von
Planen und dergleichen, festzustellen. Die Umlegungsbehdrde hat die Grenzen in geeigneter Weise zu
kennzeichnen und dem Bescheid (ber die Feststellung der Grenzen zugrunde zu legen.

(4) Wird bei der Grenzverhandlung eine Einigung tber den Verlauf von Grenzen nicht erzielt, so hat
die Umlegungsbehorde den Verlauf der betreffenden Grenzen aufgrund der vorhandenen Unterlagen,
insbesondere des Grundsteuerkatasters, von Planen und dergleichen, des Vorbringens der
widerstreitenden Eigentimer und der von ihnen vorgelegten Beweismittel sowie allfélliger weiterer
Beweisaufnahmen zu ermitteln. Die Umlegungshehdrde hat die Grenzen in geeigneter Weise zu
kennzeichnen und dem Bescheid (iber die Feststellung der Grenzen zugrunde zu legen.

(5) Wahrend der Dauer des Umlegungsverfahrens ist die Zustandigkeit der ordentlichen Gerichte zur
Entscheidung von Grenzstreitigkeiten hinsichtlich der umzulegenden Grundstiicke oder Grundstiicksteile
sowie der unmittelbar an das Umlegungsgebiet angrenzenden Grundstiicke, soweit deren Grenze zum
Umlegungsgebiet strittig ist, ausgeschlossen. Im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung tber die
Einleitung des Umlegungsverfahrens anhangige streitige und auRerstreitige Verfahren sind bis zu einer
allfalligen Einstellung des Umlegungsverfahrens (8 93) zu unterbrechen bzw. auszusetzen. Im Fall des
Abschlusses des Umlegungsverfahrens (8 89 Abs. 8) sind sie einzustellen. Dies gilt nicht, wenn die
Grenzstreitigkeit die duBere Grenze des Umlegungsgebietes betrifft und sich auch nach dem Abschluss
des Umlegungsverfahrens die gleichen Streitparteien gegenuberstehen.

§81
Einbeziehen und Ausscheiden von Grundstiicken

(1) Die Umlegungsbehdrde hat im Zug des Umlegungsverfahrens durch Verordnung

a) weitere Grundstiicke oder Grundstiicksteile in das Umlegungsgebiet einzubeziehen, wenn sich
nachtréglich ergibt, dass deren Einbeziehung zur Erreichung des Zweckes des
Umlegungsverfahrens erforderlich ist, oder

b) Grundstiicke oder Grundstiicksteile aus dem Umlegungsgebiet auszuscheiden, wenn sich
nachtraglich ergibt, dass deren Einbeziehung =zur Erreichung des Zweckes des
Umlegungsverfahrens nicht erforderlich ist.
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(2) Durch die Einbeziehung oder Ausscheidung von Grundstlcken oder Grundstlcksteilen durfen
keine Restflachen entstehen, die nicht zweckmdRig bebaubar waren. Im Ubrigen gilt § 78 Abs. 3 und 4
sinngeman.

(3) Die Gemeinde ist vor der Erlassung von Verordnungen nach Abs. 1 zu héren.

(4) Verordnungen nach Abs. 1 sind im Boten fiir Tirol zu verlautbaren. Sie sind weiters auf der
Internetseite des Landes Tirol sowie durch Anschlag an der Amtstafel der Gemeinde wahrend zweier
Wochen bekannt zu machen. Diese Bekanntmachungen bilden keine Voraussetzung fiir das Inkrafttreten
der Verordnung und die Durchfiihrung des Verfahrens nach § 80. Die Gemeinde hat die Bekanntmachung
an der Amtstafel der Gemeinde durchzufiihren. Die Verordnungen nach Abs. 1 sind weiters dem
Grundbuchsgericht, der Agrarbehtrde und dem Vermessungsamt sofort mitzuteilen. Fur Verordnungen
nach Abs. 1 lit. a gilt 8 78 Abs. 7, 8 und 9 sinngemal. Aufgrund der Mitteilung von Verordnungen nach
Abs. 1 lit. b hat das Grundbuchsgericht die Anmerkung nach § 78 Abs. 8 erster Satz bei den betroffenen
Grundstticken zu l8schen.

(5) Fur die Feststellung der Grenzen der aufgrund einer Verordnung nach Abs. 1 lit.a in das
Umlegungsgebiet einbezogenen Grundstiicke oder Grundstiicksteile gilt § 80 sinngemaR.

§ 82
Verkehrsflachen und sonstige Anlagen

(1) Die Grundflachen, die nach den im Bebauungsplan (8§ 87) festgelegten StraRenfluchtlinien fir
den Neubau, den Ausbau oder die Verlegung von Gemeindestral3en, die nur der inneren Erschliefung des
Umlegungsgebietes dienen, bendtigt werden, sind von den Eigentiimern der umzulegenden Grundstiicke
oder Grundstiicksteile im Verhéltnis der Flache dieser Grundsticke bzw. Grundstlcksteile zugunsten der
Gemeinde aufzubringen, soweit hierfiir nicht bestehende 6ffentliche Verkehrsflachen der Gemeinde zur
Verflgung stehen. Abweichungen, die sich aufgrund des §83 Abs.1 lit. d zugunsten bebauter
Grundstiicke ergeben, sind durch Geldabfindungen auszugleichen. Im AusmaR der nach dem ersten Satz
aufgebrachten Grundflachen entfallt bei der Vorschreibung des ErschlieBungsbeitrages der
Bauplatzanteil. Im Ausmaf der nach dem zweiten Satz geleisteten Geldabfindungen ist der Bauplatzanteil
riickzuerstatten.

(2) Fir die Aufbringung von Grundflachen, die nach den im Bebauungsplan festgelegten
StraBenfluchtlinien fir den Neubau, den Ausbau oder die Verlegung von Gemeindestral3en, die nicht nur
der inneren Erschliefung des Umlegungsgebietes dienen, bendtigt werden, gilt Abs. 1 sinngemdfR mit der
MaRgabe, dass den Eigentimern gegeniiber der Gemeinde ein Anspruch auf Vergutung fir die
Aufbringung jener Grundflachen zukommt, die im Hinblick auf die héhere Verkehrsbedeutung der Stral3e
zusétzlich benétigt werden. Die Umlegungsbehorde hat die Vergltungen in sinngeméalRer Anwendung der
88 65 und 66 Abs. 1 des Tiroler StraRengesetzes festzusetzen. Die aufgebrachten Grundflachen sind als
nicht bebaubar zu bewerten.

(3) Im Umlegungsverfahren koénnen weiters Grundflachen, die als Sonderflachen oder als
Vorbehaltsflachen nach 8§ 52 fur Anlagen gewidmet sind, die vorwiegend den Interessen der Eigentiimer
der umzulegenden Grundstiicke oder Grundstiicksteile dienen, wie Parkanlagen, Sportanlagen,
Spielplatze und dergleichen, im Ausmal von hochstens 10 v. H. der Flache des Umlegungsgebietes
zugunsten der Gemeinde aufgebracht werden. Diese Grundflachen sind von den Eigentimern der
umzulegenden Grundstiicke oder Grundstiicksteile im Verhaltnis der Flache dieser Grundstiicke bzw.
Grundsticksteile aufzubringen. Die Eigentiimer haben hierfir gegenlber der Gemeinde Anspruch auf
Vergltung. Die Umlegungsbehérde hat die Vergitungen in sinngemafer Anwendung der 88 65 und 66
Abs. 1 des Tiroler Strallengesetzes festzusetzen. Die aufgebrachten Grundflachen sind als nicht bebaubar
zu bewerten.

(4) Ergibt sich durch das Umlegungsverfahren hinsichtlich eines Grundstiickes oder
Grundstiicksteiles kein Vorteil im Hinblick auf die bauliche Nutzbarkeit oder die verkehrsmaRige
ErschlieBung, so ist der Eigentimer des betreffenden Grundstiickes oder Grundstiicksteiles von der
Verpflichtung zur Grundaufbringung nach Abs. 1 befreit. Ist dies nur hinsichtlich einer Teilflache des
betreffenden Grundstickes oder Grundstiicksteiles der Fall, so besteht die Befreiung im Ausmal® dieser
Teilflache.

8§83
Grundsatze fur die Neuregelung der Grundstiicksordnung

(1) Fur die Neuregelung der Grundstiicksordnung gelten folgende Grundsatze:

a) Jedem Grundeigentimer sind Grundstiicke zuzuweisen, deren Gesamtflache der Flache der
eingebrachten Grundstiicke oder Grundstiicksteile abziglich der nach § 82 Abs.1, 2 und 3
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aufzubringenden Fléchen entspricht. Werden fir den Neubau, den Ausbau oder die Verlegung
von Gemeindestraen Grundflachen nach § 82 Abs. 1 oder 2 aufgebracht oder wird fir den
Ausbau oder die Verlegung von LandesstraBen, GemeindestraBen, &ffentlichen
Interessentenstralen oder offentlichen Privatstralen StraBengrund in das Umlegungsgebiet
einbezogen, so sind bei der Aufbringung bzw. Zuweisung der entsprechenden Grundstiicke die
Erfordernisse nach § 37 Abs. 1 des Tiroler Strallengesetzes zu beriicksichtigen.

b) Die Flache der zuzuweisenden Grundstiicke darf vom Abfindungsanspruch nach lit. a um
héchstens 3 v. H. abweichen. Eine gréBRere Abweichung ist nur bei VVorliegen zwingender Griinde
tatsachlicher oder rechtlicher Natur zuldssig. Solche zwingende Griinde sind insbesondere
Notwendigkeiten aufgrund der bestehenden Bebauung oder des Verlaufes bestehender
Verkehrsflachen oder jener Verkehrsflachen, fur die rechtsverbindliche Planungen bestehen.
Abweichungen gegeniiber dem Abfindungsanspruch sind durch Geldabfindungen auszugleichen.

c) Anstelle von Grundstiicken oder Grundstiicksteilen, deren bauliche Nutzbarkeit insbesondere
aufgrund bestehender Versorgungseinrichtungen, wie Einrichtungen zur Wasser- oder
Energieversorgung oder Abwasserbeseitigung und dergleichen, die im Rahmen der
Baulandumlegung nicht beseitigt werden konnen, oder aufgrund ihrer Lage in Schutz- oder
Sicherheitsbereichen tiberdrtlicher Anlagen oder aufgrund einer Gefahrdung durch Naturgefahren
(8 37 Abs. 3) beschrankt ist, sind so weit wie mdglich Grundstiicke zuzuweisen, deren bauliche
Nutzbarkeit in vergleichbarer Weise beschrénkt ist. Dabei sind bestehenden Anlagen jene
Anlagen gleichzuhalten, fiir die rechtsverbindliche Planungen bestehen. Weitergehende
Beschrankungen gegeniber den eingebrachten Grundstiicken sind durch Geldabfindungen
auszugleichen.

d) Eine Anderung der Eigentumsverhaltnisse an bebauten Grundstiicken oder an Grundstiicken, fiir
die eine rechtskréftige Baubewilligung vorliegt, darf nur insoweit erfolgen, als das Eigentum an
jenen Grundsticksteilen, auf denen die betreffende bauliche Anlage besteht bzw. errichtet
werden soll, sowie an jenen weiteren Grundstucksteilen, ohne die diese nach den baurechtlichen
Vorschriften nicht mehr errichtet werden dirfte, unveréndert bleiben muss. Dies gilt nicht fur
Feldstadel, Schuppen, Mauern, Zaune, Abstellpléatze, Lagerplatze und dergleichen.

e) Anstelle von Grundstiicken oder Grundstiicksteilen, die als Bauland oder als Sonderflachen
gewidmet sind, sind Grundstiicke zuzuweisen, die als Bauland derselben Art bzw. als
Sonderflachen mit demselben Verwendungszweck gewidmet sind; anstelle von Grundstiicken im
Freiland, die innerhalb der im ortlichen Raumordnungskonzept fiir Siedlungszwecke und
betriebliche Zwecke vorgesehenen Bereiche liegen, sind ebensolche Grundstlicke zuzuweisen.
Dies gilt nicht, wenn der Grundeigentiimer der Zuweisung eines anderweitig gewidmeten
Grundstiickes ausdricklich zustimmt. Grundflachen fiir Anlagen nach § 82 Abs. 3 erster Satz
dirfen nur der Gemeinde zugewiesen werden. Vorbehaltsflachen fur den Gemeinbedarf dirfen
nur der Gemeinde und, soweit dies nicht mdglich ist, anderen Grundeigentiimern anstelle von
solchen Vorbehaltsflachen zugewiesen werden. Vorbehaltsflachen fir den geférderten Wohnbau
dirfen der Gemeinde, dem Tiroler Bodenfonds sowie Bautrdgern, die geforderte Wohnbauten
errichten, zugewiesen werden. Soweit dies nicht mdglich ist, dirfen Vorbehaltsflachen fir den
geférderten Wohnbau anderen Grundeigentimern anstelle von solchen Vorbehaltsflachen
zugewiesen werden.

f) Ergibt sich aufgrund des Ausmalies der eingebrachten Grundstiicke oder Grundstiicksteile kein
Anspruch auf Zuweisung eines Grundstiickes, das aufgrund seiner GrofR3e einer geordneten und
Boden sparenden Bebauung zugénglich ist, so ist stattdessen eine Geldabfindung zuzuerkennen.
Dies gilt nicht, wenn der betroffene Eigentlimer die Zuweisung eines Grundstiickes aus einem
besonderen rechtfertigenden Grund ausdricklich verlangt und die Neuregelung der
Grundsticksordnung dadurch nicht wesentlich erschwert wird. Der Bemessung der
Geldabfindung ist die Flache der eingebrachten Grundstiicke abziiglich der nach § 82 Abs. 1, 2
und 3 aufzubringenden Flachen zugrunde zu legen.

g) Die Geldabfindungen sind von jenen Grundeigentiimern aufzubringen, die im Fall des § 82
Abs. 1 zweiter Satz, in den Fallen der lit. b und f und des Abs. 4 zweiter Satz in Ansehung der
Flache, im Fall der lit. ¢ in Ansehung der baulichen Nutzbarkeit der zugewiesenen Grundstiicke
mehr erhalten, als ihr Anspruch nach den eingebrachten Grundstiicken betragen wirde. Die
Geldabfindungen sind nach dem Verkehrswert der Grundstiicke im Umlegungsgebiet zu
bemessen.

(2) Mit Zustimmung der betroffenen Grundeigenttiimer kann
a) Miteigentum an zuzuweisenden Grundstiicken und
b) Miteigentum anstelle von Geldabfindungen
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begrundet werden.

(3) Mit Zustimmung der Miteigentimer kann Miteigentum im Verhaltnis der ideellen Anteile
aufgeldst werden, wenn die Anteile der einzelnen Miteigentiimer allein oder in Verbindung mit anderen
eingebrachten Grundstiicken oder Grundstiicksteilen den Anspruch auf Zuweisung von Grundstiicken
ergeben, die aufgrund ihrer Grol3e einer geordneten und Boden sparenden Bebauung entsprechend den
Festlegungen des Bebauungsplanes zuganglich sind. Weiters kann auf Verlangen einzelner
Miteigentimer Miteigentum in gleicher Weise hinsichtlich ihrer ideellen Anteile aufgeldst werden, wenn
die einzelnen Anteile der Miteigentlimer, die die Auflésung verlangen, allein oder in Verbindung mit
anderen eingebrachten Grundstiicken oder Grundstiicksteilen und die Summe der Anteile der
verbleibenden Miteigentimer den Anspruch auf Zuweisung solcher Grundstiicke ergeben.

(4) An eingebrachten Grundstlicken oder Grundstiicksteilen, die ausschlieflich als Verkehrsflachen
genutzt werden, kann Miteigentum auch ohne Zustimmung der Miteigentiimer im Verhaltnis der ideellen
Anteile aufgelést werden. Den Miteigentiimern, deren Anteile allein oder in Verbindung mit anderen
eingebrachten Grundstiicken oder Grundstiicksteilen keinen Anspruch auf Zuweisung von Grundstiicken
ergeben, die aufgrund ihrer Grol3e einer geordneten und Boden sparenden Bebauung entsprechend den
Festlegungen des Bebauungsplanes zuganglich sind, ist stattdessen eine Geldabfindung zuzuerkennen.
Abs. 1 lit. f zweiter und dritter Satz gilt sinngemaR.

§84
Entfernung von Zugehor, Verlegung von Anlagen

(1) Die Umlegungsbehtérde hat den Eigentimern der umzulegenden Grundstiicke oder
Grundstiicksteile die Entfernung von Feldstddeln, Schuppen, Mauern, Z&unen, Abstellplatzen,
Lagerplatzen, Holzbestdnden, B&umen, Strduchern und &hnlichem Zugehor aufzutragen, soweit das
Zugehor nicht von den Eigentiimern der zuzuweisenden Grundsticke ubernommen wird. Die Kosten der
Entfernung des Zugehors sind von den Eigentimern der umzulegenden Grundstiicke oder
Grundstiicksteile im Verhaltnis der Flache dieser Grundstliicke bzw. Grundstiicksteile zu tragen. Die
Eigentlimer der zugewiesenen Grundstiicke haben die Entfernung des Zugehors zu dulden.

(2) MaRnahmen an bebauten Grundstiicken, wie die Entfernung und Verlegung von Einfriedungen,
die Anderung von Zufahrten oder Rekultivierungen, sind von der Umlegungsbehérde zu veranlassen. Die
Umlegungsbehoérde hat sich zur Durchfuhrung dieser MalRnahmen der Gemeinde zu bedienen. Die
Gemeinde hat die Mallnahmen im Auftrag der Umlegungsbehdrde durchzufiihren. Fir die Tragung der
Kosten dieser Malnahmen gilt Abs. 1 zweiter Satz sinngemdaR. Wenn die Gemeinde Leistungen selbst
erbringt, so zahlt zu den Kosten auch ein angemessener Beitrag zum Personal- und Sachaufwand. Die
Eigentumer der betroffenen Grundstiicke haben die Durchfiihrung der MalRnahmen zu dulden.

(3) Wird die bauliche Nutzbarkeit der zuzuweisenden Grundstiicke durch bestehende
Versorgungseinrichtungen, wie  Einrichtungen zur Wasser- oder Energieversorgung oder
Abwasserbeseitigung und dergleichen, beschrénkt und lieRe sich durch deren Verlegung insgesamt eine
erheblich bessere bauliche Nutzbarkeit der betroffenen Grundstiucke erreichen, so hat die
Umlegungsbehérde auf eine Verlegung dieser Einrichtungen hinzuwirken, soweit die Verlegung nach den
in Betracht kommenden Verwaltungsvorschriften voraussichtlich rechtlich zuldssig ware und im
Verhaltnis zu den dadurch bewirkten Vorteilen keine unverhaltnismagRig hohen Aufwendungen erfordern
wirde. Fir die Tragung der Kosten der Verlegung von Versorgungseinrichtungen gilt Abs. 1 zweiter Satz
sinngeman.

(4) Die Eigentimer von umzulegenden Grundstiicken oder Grundstiicksteilen konnen
Ubereinkommen ber das Zugehor zu den jeweiligen Grundstiicken und bei bebauten Grundstiicken
weiters Uber die an diesen Grundstlcken durchzufiihrenden Malnahmen abschlieRen, soweit dadurch die
Rechtsstellung der Gbrigen Parteien des Umlegungsverfahrens nicht beeintrachtigt und die Erreichung des
Zweckes des Umlegungsverfahrens nicht verhindert oder wesentlich erschwert wird. Unter diesen
Voraussetzungen konnen weiters Ubereinkommen mit den Eigentimern von Versorgungseinrichtungen
iiber deren Verlegung abgeschlossen werden. Derartige Ubereinkommen sind von der Umlegungsbehorde
in einer Verhandlungsschrift oder sonstigen Niederschrift zu beurkunden. Sie werden mit dem Eintritt der
Rechtskraft der Umlegungsentscheidung wirksam.

8§85
Rechte an Grundstiicken

(1) Soweit in den Abs. 2, 3 und 4 nichts anderes bestimmt ist, treten hinsichtlich der dinglichen und
personlichen Rechte an den umzulegenden Grundstiicken oder Grundsticksteilen an die Stelle der
eingebrachten  Grundstucke bzw. Grundstucksteile die dem jeweiligen Eigentimer im
Umlegungsbescheid zugewiesenen Grundstlicke bzw. zuerkannten Geldabfindungen und Vergltungen.
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(2) Soweit Grunddienstbarkeiten, Reallasten, persénliche Dienstbarkeiten, unregelméagige Servituten
und Scheinservituten durch die Umlegung entbehrlich werden, sind sie im Umlegungsbescheid
entschadigungslos aufzuheben. Soweit solche Rechte aufrecht bleiben, ist im Umlegungsbescheid zu
bestimmen, welche der zugewiesenen Grundstiicke sie belasten. Ergeben sich dadurch Verschiebungen
im Wert der zugewiesenen Grundstiicke, so sind diese durch Geldabfindungen auszugleichen.

(3) Durch Ubereinkommen mit den Berechtigten kénnen von den Abs.1 und 2 abweichende
Regelungen Uber Rechte an Grundstiicken getroffen werden, soweit dadurch die Rechtsstellung von
Parteien des Umlegungsverfahrens nicht beeintrachtigt und die Erreichung des Zweckes des
Umlegungsverfahrens nicht verhindert oder wesentlich erschwert wird. Im Ubrigen gilt § 84 Abs. 4 dritter
und vierter Satz sinngemaR.

(4) Bestehen an umzulegenden Grundstiicken agrarische Rechte, so hat die Agrarbehérde diese nach
den agrarrechtlichen Vorschriften méglichst aufzuheben oder so zu &ndern, dass sie der Erreichung des
Zweckes des Umlegungsverfahrens nicht im Weg stehen. Die Umlegungsbehérde und die Agrarbehdrde
haben die Verfahren auf geeignete Weise zu koordinieren.

8§ 86
Entwurf der Neuordnung, mindliche Verhandlung

(1) Die Umlegungsbehorde hat einen Entwurf Uber die Neuregelung der Grundstiicksordnung

auszuarbeiten. Der Entwurf hat jedenfalls zu enthalten:

a) eine nach Eigentiimern geordnete Zusammenstellung des bisherigen und des vorgesehenen
Grundstiicksbestandes einschlieBlich der nach 882 Abs.1, 2 und 3 aufzubringenden
Grundstlcke, aus der die Grundsticksnummern, die Grundbuchseinlagen und das Ausmal} der
Grundstticke hervorgehen,

b) eine planliche Darstellung des bisherigen und des vorgesehenen Grundstiicksbestandes,
c) die vorgesehene Neuregelung der vom Umlegungsverfahren betroffenen dinglichen Rechte,

d) die vorgesehene Entfernung von Zugehor zu Grundstiicken und die vorgesehenen MaRnahmen an
bebauten Grundstucken,

e) die vorgesehenen Geldabfindungen und Vergutungen,

f) den fir die Aufteilung der Kosten der Entfernung von Anlagen und der MaBnahmen an bebauten
Grundstiicken nach lit.d, der Verlegung von Versorgungseinrichtungen und des
Umlegungsverfahrens vorgesehenen Schlissel.

(2) Dem Entwurf uber die Neuregelung der Grundstiucksordnung sind die mafRgebenden
Berechnungen in Ubersichtsartiger Form anzuschlieRRen.

(3) Zur Ermittlung des fur den Umlegungsbescheid (§ 89) mafligebenden Sachverhaltes ist aufgrund
des Entwurfes Uber die Neuregelung der Grundsticksordnung eine mindliche Verhandlung
durchzufiihren. Zur mindlichen Verhandlung sind die Eigentimer der umzulegenden Grundstiicke oder
Grundstilicksteile sowie jene Personen, denen an einem solchen Grundstiick ein im Privatrecht
begrindetes dingliches Recht zukommt, das zum Gebrauch oder zur Nutzung des Grundstlickes
berechtigt, und die Gemeinde zu laden. Die miindliche Verhandlung ist weiters bis zum Verhandlungstag
durch Anschlag an der Amtstafel der Gemeinde kundzumachen. Gleichzeitig ist der Entwurf Gber die
Neuregelung der Grundstiicksordnung zur allgemeinen Einsicht im Gemeindeamt aufzulegen. Zwischen
dem Beginn der Auflegung und dem Verhandlungstag mussen mindestens vier Wochen liegen. Die
Ladungen und die Kundmachung haben einen Hinweis auf die Auflegung und die Auflegungsfrist zu
enthalten. Die Gemeinde hat die fir die Auflegung des Entwurfes erforderlichen Amtsrdume zur
Verfligung zu stellen und die Kundmachung an der Amtstafel der Gemeinde durchzufiihren.

§87
ErschlieBungsplan

(1) Die Gemeinde hat gleichzeitig mit der Auflegung des Entwurfes Uber die Neuregelung der
Grundstiicksordnung den Entwurf eines Bebauungsplanes fur das Umlegungsgebiet zur allgemeinen
Einsicht aufzulegen. In diesem Bebauungsplan sind jedenfalls die StraRenfluchtlinien der Straflen nach
8§ 53 Abs. 1 und der StraBen, die der inneren ErschlieBung des Umlegungsgebietes dienen, festzulegen
(ErschlieBungsplan). Fiir das Verfahren zur Erlassung oder Anderung des ErschlieRungsplanes gelten die
88 66, 68 und 71. Im Ubrigen gelten fiir die Bebauungsplanung im Umlegungsgebiet die Bestimmungen
Uber Bebauungspléne im 4. Abschnitt des I1. Teiles dieses Gesetzes. Der ErschlieBungsplan kann auch in
einem mit dem Bebauungsplan erlassen werden. Die Umlegungsbehdrde ist hinsichtlich der fir das
Umlegungsgebiet  erlassenen  Bebauungspldane im  Verfahren nach §122 der Tiroler
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Gemeindeordnung 2001 bzw. § 77 des Stadtrechtes der Landeshauptstadt Innsbruck 1975, LGBI. Nr. 53,
in der jeweils geltenden Fassung zu horen.

(2) Mit dem Inkrafttreten eines Bebauungsplanes mit den Festlegungen des ErschlieBungsplanes
treten fiir das Umlegungsgebiet oder Teile des Umlegungsgebietes allenfalls bestehende Bebauungspléne
auler Kraft.

(3) Die Gemeinde und die Umlegungsbehérde haben die Ausarbeitung der Entwirfe von
Bebauungsplanen und des Entwurfes Uber die Neuregelung der Grundstiicksordnung sowie die Verfahren
auf geeignete Weise zu koordinieren.

§88
Anderung des Flachenwidmungsplanes im Umlegungsgebiet

(1) Ist zum Zweck der Durchfihrung des Umlegungsverfahrens eine Anderung des
Flachenwidmungsplanes im Umlegungsgebiet erforderlich, so hat die Gemeinde gleichzeitig mit der
Auflegung des Entwurfes Uber die Neuregelung der Grundstiicksordnung auch einen entsprechenden
Entwurf Giber die Anderung des Flachenwidmungsplanes zur allgemeinen Einsicht aufzulegen.

(2) Dem geénderten Flachenwidmungsplan ist die aufsichtsbehérdliche Genehmigung auch dann zu
versagen, wenn er zwingenden Erfordernissen fur die Neueinteilung der Grundstiicke, insbesondere nach
den 8882 ADbs.3 und 83 Abs.1 lit.e, nicht Rechnung tragt. Die Landesregierung hat die
Umlegungsbehérde vor der Entscheidung tber die Erteilung der aufsichtsbehdrdlichen Genehmigung zu
dieser Frage zu horen.

_ (3) Die Gemeinde und die Umlegungsbehdrde haben die Ausarbeitung des Entwurfes Uber die
Anderung des Flachenwidmungsplanes und des Entwurfes tber die Neuregelung der Grundstiicksordnung
sowie die Verfahren auf geeignete Weise zu koordinieren.

§89
Umlegungsbescheid, Abschluss des Verfahrens

(1) Im Umlegungsbescheid ist abzusprechen (iber:

a) die Neueinteilung der Grundstiicke,

b) die Zuweisung des Eigentums an den neu eingeteilten Grundstiicken einschliellich der nach § 82
Abs. 1, 2 und 3 aufgebrachten Grundstiicke,

c) die Neuregelung der vom Umlegungsverfahren betroffenen dinglichen Rechte,

d) die Verpflichtung zur Entfernung von Zugehor zu Grundstiicken,

e) die Durchfuhrung von MalRnahmen an bebauten Grundstticken,

f) die vorlbergehende Aufrechterhaltung von Verkehrsverbindungen und von Zufahrten zu
Grundstiicken,

g) die Aufbringung und Zuerkennung von Geldabfindungen und Vergitungen,

h) die Tragung der Kosten der Entfernung von Anlagen nach lit. d, der Durchfilhrung von
MaBnahmen an bebauten Grundsticken nach lit.e wund der Verlegung von
Versorgungseinrichtungen,

i) die Tragung der Kosten des Umlegungsverfahrens, soweit dariiber nicht bereits nach § 80 Abs. 1
zweiter Satz abgesprochen worden ist; Kosten, deren Hohe noch nicht feststeht, sind einem
nachtraglichen Bescheid vorzubehalten.

(2) Der Umlegungsbescheid darf erst nach dem Inkrafttreten eines Bebauungsplanes mit den
Festlegungen des ErschlieBungsplanes erlassen werden. In den Fallen des § 85 Abs. 4 und des § 88 Abs. 1
darf der Umlegungsbescheid tberdies erst nach der Neuregelung der agrarischen Rechte durch die
Agrarbehdrde bzw. nach dem Inkrafttreten der Anderung des Flachenwidmungsplanes erlassen werden.

(3) Wird der Verlauf einer in das Umlegungsgebiet einbezogenen LandesstraBe, Gemeindestralle,
oOffentlichen Interessentenstralle oder Offentlichen PrivatstraBe geéndert, so missen im Zug des
Umlegungsverfahrens die neuen StraBenteile, soweit dies nach den stralRenrechtlichen Vorschriften
erforderlich ist, zur LandesstraRe, Gemeindestralle, offentlichen Interessentenstrale bzw. offentlichen
Privatstralle erklart und weiters die dadurch entbehrlich gewordenen StraRenteile aufgelassen werden.
Sind diese Voraussetzungen im Zeitpunkt der Erlassung der Umlegungsentscheidung noch nicht erfillt,
so ist der Umlegungsbescheid unter der aufschiebenden Bedingung der Erfiillung dieser Voraussetzungen
zu erlassen. In diesem Fall hat die Umlegungsbehérde erforderlichenfalls mit Bescheid den Zeitpunkt
festzustellen, in dem der Umlegungsbescheid rechtswirksam geworden ist.
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(4) Werden im Fall des Abs. 3 Teile der bisherigen Strale zum Zweck der Aufrechterhaltung von
Verkehrsverbindungen  voriibergehend weiter bendtigt, so ist dem Stralenverwalter im
Umlegungsbescheid die Erhaltung der bisherigen Strafle bis zum Bau der neuen StraBe und deren
Freigabe flir den 6ffentlichen Verkehr aufzutragen. Die betroffenen Grundeigentiimer haben bis dahin die
Erhaltung der bisherigen Stral3e zu dulden.

(5) Werden bestehende Privatstralen bis zum Bau von der inneren ErschlieBung des
Umlegungsgebietes dienenden 6ffentlichen StraBen und deren Freigabe fir den 6ffentlichen Verkehr zum
Zweck der Aufrechterhaltung von Zufahrten zu Grundstiicken voriibergehend weiter bendtigt, so ist dem
Uber die PrivatstraBe Verfligungsberechtigten im Umlegungsbescheid die Erhaltung der Privatstrale bis
zu diesem Zeitpunkt zu gestatten. Die betroffenen Grundeigentimer haben bis dahin die Erhaltung der
Privatstralle zu dulden.

(6) Dem Grundbuchsgericht sind nach dem Eintritt der Rechtskraft, im Fall des Abs. 3 zweiter Satz
der Rechtskraft und Rechtswirksamkeit, der Umlegungsentscheidung eine mit der Rechtskraftklausel
versehene Ausfertigung dieser Entscheidung und die zur Richtigstellung des Grundbuches erforderlichen
Behelfe zu Ubersenden. Das Grundbuchsgericht hat daraufhin von Amts wegen die erforderlichen
Eintragungen im Grundbuch vorzunehmen. In diesem Zusammenhang findet eine Einvernehmung dritter
Personen, fir die dingliche Rechte haften, nicht statt. Eine mit der Rechtskraftklausel versehene
Ausfertigung der Umlegungsentscheidung ist weiters der Gemeinde zu Gbersenden.

(7) Die Umlegungsbehdrde hat weiters die Richtigstellung des Grundsteuer- oder Grenzkatasters zu
veranlassen.

(8) Nach der Richtigstellung des Grundbuches und der Leistung der Geldabfindungen und
Vergutungen nach 8 90 Abs. 2, 3 und 4 ist das Umlegungsverfahren durch Verordnung abzuschlie3en.
Die Verordnung Uber den Abschluss des Umlegungsverfahrens ist im Boten fiir Tirol zu verlautbaren. Sie
ist weiters auf der Internetseite des Landes Tirol sowie durch Anschlag an der Amtstafel der Gemeinde
wahrend zweier Wochen bekannt zu machen. Diese Bekanntmachungen bilden keine Voraussetzung fur
das Inkrafttreten der Verordnung. Die Gemeinde hat die Bekanntmachung an der Amtstafel der Gemeinde
durchzufihren. Die Verordnung ist weiters unverziglich dem Grundbuchsgericht, der Agrarbehérde und
dem Vermessungsamt mitzuteilen. Das Grundbuchsgericht hat daraufhin von Amts wegen die
Anmerkung nach § 78 Abs. 8 erster Satz bei den betroffenen Grundstiicken zu I6schen.

8§90
Eigentumsiibergang, Leistung der Geldabfindungen und Vergiitungen

(1) Mit dem Eintritt der Rechtskraft, im Fall des § 89 Abs. 3 zweiter Satz der Rechtskraft und der
Rechtswirksamkeit, der Umlegungsentscheidung geht das Eigentum an den neu eingeteilten
Grundstiicken auf die neuen Eigentlimer Uber. Gleichzeitig gehen die bisherigen Eigentumsrechte unter.

(2) Geldabfindungen sind vom Zahlungspflichtigen innerhalb eines Monats nach dem Eintritt der
Rechtskraft, im Fall des § 89 Abs. 3 zweiter Satz der Rechtskraft und der Rechtswirksamkeit, der
Umlegungsentscheidung an die Gemeinde zu leisten. Die Gemeinde hat die Geldabfindungen, soweit im
Abs. 4 nichts anderes bestimmt ist, innerhalb von zwei Monaten nach dem Eintritt der Rechtskraft, im
Fall des 889 Abs.3 zweiter Satz der Rechtskraft und der Rechtswirksamkeit, der
Umlegungsentscheidung an die Anspruchsberechtigten auszuzahlen. Fur die Geldabfindungen samt
Nebenkosten haftet auf den dem Zahlungspflichtigen zugewiesenen Grundstiicken ein gesetzliches
Pfandrecht der Gemeinde.

(3) Die Vergltungen nach § 82 Abs. 2 und 3 sind von der Gemeinde innerhalb eines Monats nach
dem Eintritt der Rechtskraft, im Fall des §89 Abs.3 zweiter Satz der Rechtskraft und der
Rechtswirksamkeit, der Umlegungsentscheidung an die Anspruchsberechtigten zu leisten.

(4) Ist eine Geldabfindung oder Vergltung mit einem Pfandrecht belastet, so ist die Geldabfindung
bzw. Vergitung von der Gemeinde nur dann an den Anspruchsberechtigten auszuzahlen, wenn eine
Freistellungserklarung des Pfandgléubigers vorliegt. Andernfalls ist die Geldabfindung oder Vergiitung
von der Gemeinde beim Bezirksgericht, in dessen Sprengel sie liegt, zu hinterlegen. Dieses hat die
Geldabfindung oder Vergiitung in sinngeméBer Anwendung der Vorschriften der Exekutionsordnung
Uber die Verteilung des Meistbotes im Versteigerungsverfahren zu verteilen.

§91
Umlegungsvertrage

(1) Die Eigentumer der Grundsticke eines Gebietes, das aufgrund der bestehenden
Grundstlicksordnung einer geordneten und Boden sparenden Bebauung und einer zweckmaBigen
verkehrsméRigen ErschlieBung insgesamt nicht zugdnglich ist und das die Voraussetzungen nach § 78
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Abs. 3 und 4 erflllt, kdnnen einen Vertrag Uber die Neuregelung der Grundstiicksordnung abschlieRen
(Umlegungsvertrag).

(2) Umlegungsvertrage kdnnen ungeachtet eines anhangigen Umlegungsverfahrens abgeschlossen
werden. Kommt ein Umlegungsvertrag rechtswirksam zustande und ist ein Umlegungsverfahren
anhéngig, so ist dieses unverziglich abzuschlieRen.

(3) Der Umlegungsvertrag bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Genehmigung der
Umlegungsbehdérde. Die Umlegungsbehérde hat die Genehmigung zu erteilen, wenn der
Umlegungsvertrag

a) in verbicherungsfahiger Form samt den zur Richtigstellung des Grundbuches erforderlichen
Behelfen vorliegt,

b) nach Abs. 5 zweiter Satz und Abs. 6 zulassig ist,
c) alle Punkte nach § 89 Abs. 1 enthélt und

d) die Erreichung des Zweckes des Umlegungsverfahrens gewahrleistet und den Grundsatzen fiir
die Neuregelung der Grundstiicksordnung entspricht.

Vor der Erteilung der Genehmigung ist die Gemeinde zu héren.

(4) Dem Umlegungsvertrag darf die Genehmigung erst nach dem Inkrafttreten eines
Bebauungsplanes mit den Festlegungen des ErschlieRungsplanes und, soweit der Umlegungsvertrag auch
eine Anderung des Flachenwidmungsplanes im Sinn des § 88 Abs. 1 erfordert, tberdies erst nach dem
Inkrafttreten der Anderung des Fldchenwidmungsplanes erteilt werden. Bestehen an den umzulegenden
Grundstiicken agrarische Rechte, so darf die Genehmigung weiters erst nach der Neuregelung dieser
Rechte durch die Agrarbehdrde nach § 85 Abs. 4 erteilt werden.

(5) Wird der Verlauf einer in das Umlegungsgebiet einbezogenen LandesstraBe, Gemeindestralle,
offentlichen Interessentenstralle oder offentlichen PrivatstraRe geéndert, so darf der Umlegungsvertrag
erst genehmigt werden, nachdem die neuen StralRenteile, soweit dies nach den straenrechtlichen
Vorschriften erforderlich ist, zur Landesstrale, Gemeindestrale, offentlichen Interessentenstralle bzw.
oOffentlichen PrivatstralRe erklart und weiters die dadurch entbehrlich gewordenen StraRenteile aufgelassen
worden sind. Werden Teile der bisherigen Strale zum Zweck der Aufrechterhaltung von
Verkehrsverbindungen voriibergehend weiter bendtigt, so darf der Umlegungsvertrag nur genehmigt
werden, wenn der StraRenverwalter sich im Umlegungsvertrag zur Erhaltung der bisherigen StraRe bis
zum Bau der neuen Strale und deren Freigabe fir den offentlichen Verkehr verpflichtet und der
Umlegungsvertrag weiters eine Einigung mit den betroffenen Grundeigentiimern tber die Duldung der
Erhaltung der Stral3e bis zu diesem Zeitpunkt enthalt.

(6) Ist ein umzulegendes Grundstiick durch eine Hypothek belastet und wird im Umlegungsvertrag
neben oder anstelle einer Grundabfindung eine Geldabfindung vereinbart, so ist dieser nur mit
Zustimmung des Hypothekarglaubigers zulédssig. Die Zustimmung des Hypothekargldubigers ist nicht
erforderlich, wenn eine neben der Geldabfindung vereinbarte Grundabfindung oder ein allfalliger
auBerhalb des Umlegungsgebietes verbleibender Grundstiicksrest fur sich oder zusammen weiterhin eine
dem 8§ 1374 ABGB entsprechende Sicherstellung der Forderung bieten.

(7) Die Genehmigung des Umlegungsvertrages ersetzt hinsichtlich aller Rechtswirkungen den
Umlegungsbescheid.

(8) Umlegungsvertrage bedirfen keiner Bewilligung und Genehmigung nach anderen
landesrechtlichen Vorschriften.

(9) Die Parteien des Umlegungsvertrages haben nach dem Eintritt der Rechtskraft der Genehmigung
die grundbicherliche Durchfihrung des Umlegungsvertrages zu veranlassen. Die Genehmigung tritt
auBer Kraft, wenn die grundbiicherliche Durchflihrung des Umlegungsvertrages nicht innerhalb von zwei
Jahren nach dem Eintritt der Rechtskraft der Genehmigung beantragt wird.

(10) Die Umlegungshehtrde hat eine mit der Rechtskraftklausel versehene Ausfertigung der

Genehmigung des Umlegungsvertrages samt einer mit dem Genehmigungsvermerk versehenen
Ausfertigung des Umlegungsvertrages der Gemeinde zu tibersenden.

8§92
Umlegungsiibereinkommen

(1) Ergibt sich im Zug des Umlegungsverfahrens, dass sich die Parteien tber die Neuregelung der
Grundstlicksordnung voraussichtlich gitlich einigen werden, so hat die Umlegungsbehérde auf den
Abschluss eines Parteienubereinkommens dartiiber hinzuwirken (Umlegungsubereinkommen).
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(2) Ein Umlegungsubereinkommen, das alle Punkte nach § 89 Abs. 1 enthélt, die Erreichung des
Zweckes des Umlegungsverfahrens gewadhrleistet und den Grundsatzen fiir die Neuregelung der
Grundstlicksordnung entspricht, ist von der Umlegungsbehdérde in einer Verhandlungsschrift oder
sonstigen Niederschrift zu beurkunden. Es wird rechtswirksam, wenn die Umlegungsbehérde mit
Bescheid feststellt, dass das Umlegungsiibereinkommen die Erreichung des Zweckes des
Umlegungsverfahrens gewahrleistet und den Grundsétzen fiir die Neuregelung der Grundstiicksordnung
entspricht.  Die  Umlegungshehdrde  darf diese  Feststellung nur  treffen, wenn das
Umlegungsubereinkommen nach Abs. 4 zweiter Satz und Abs. 5 zuléssig ist.

(3) Die Feststellung nach Abs.2 zweiter Satz darf erst nach dem Inkrafttreten eines
Bebauungsplanes mit den  Festlegungen des  ErschlieBungsplanes  und, soweit das
Umlegungsiibereinkommen auch eine Anderung des Flachenwidmungsplanes im Sinn des § 88 Abs. 1
erfordert, Uberdies erst nach dem Inkrafttreten der Anderung des Flachenwidmungsplanes getroffen
werden. Bestehen an den umzulegenden Grundstiicken agrarische Rechte, so darf die Feststellung weiters
erst nach der Neuregelung dieser Rechte durch die Agrarbehdrde nach § 85 Abs. 4 getroffen werden.

(4) Wird der Verlauf einer in das Umlegungsgebiet einbezogenen LandesstraBe, Gemeindestralle,
oOffentlichen InteressentenstraBe oder &ffentlichen Privatstrale gedndert, so darf die Feststellung nach
Abs. 2 zweiter Satz erst getroffen werden, nachdem die neuen StraBenteile, soweit dies nach den
stralenrechtlichen Vorschriften erforderlich ist, zur Landesstrale, GemeindestraRe, Offentlichen
Interessentenstralie bzw. ¢ffentlichen Privatstrale erklart und weiters die dadurch entbehrlich gewordenen
Stralenteile aufgelassen worden sind. Werden Teile der bisherigen Strae zum Zweck der
Aufrechterhaltung von Verkehrsverbindungen voribergehend weiter benétigt, so darf die Feststellung
nach Abs.2 zweiter Satz nur getroffen werden, wenn der Strallenverwalter sich im
Umlegungsubereinkommen zur Erhaltung der bisherigen Strale bis zum Bau der neuen Strafle und deren
Freigabe fir den offentlichen Verkehr verpflichtet und das Umlegungsibereinkommen weiters eine
Einigung mit den betroffenen Grundeigentiimern tber die Duldung der Erhaltung der StraRe bis zu
diesem Zeitpunkt enthalt.

(5) Ist ein umzulegendes Grundstiick durch eine Hypothek belastet und wird im
Umlegungsiubereinkommen neben oder anstelle einer Grundabfindung eine Geldabfindung vereinbart, so
ist dieses nur mit Zustimmung des Hypothekargldubigers zuldssig. Die Zustimmung des
Hypothekargldubigers ist nicht erforderlich, wenn eine neben der Geldabfindung vereinbarte
Grundabfindung oder ein allfalliger auerhalb des Umlegungsgebietes verbleibender Grundstiicksrest fir
sich oder zusammen weiterhin eine dem § 1374 ABGB entsprechende Sicherstellung der Forderung
bieten.

(6) Die Feststellung nach Abs. 2 zweiter Satz ersetzt hinsichtlich aller Rechtswirkungen den
Umlegungsbescheid.

(7) Im Fall des Zustandekommens eines Umlegungsubereinkommens kann das Verfahren nach den
88 80 und 86 entfallen.

(8) Umlegungsubereinkommen bedurfen keiner Bewilligung und Genehmigung nach anderen
landesrechtlichen Vorschriften.

(9) Dem Grundbuchsgericht, dem fiir die Einhebung der Grunderwerbsteuer zustdndigen Finanzamt
und der Gemeinde ist nach dem Eintritt der Rechtskraft der Feststellung nach Abs. 2 zweiter Satz je eine
mit der Rechtskraftklausel versehene Ausfertigung dieser Feststellung samt einer mit dem
Genehmigungsvermerk versehenen Ausfertigung der Niederschrift tiber das Umlegungsiibereinkommen
zu Ubersenden. Dem Grundbuchsgericht sind auch die zur Richtigstellung des Grundbuches
erforderlichen Behelfe zu (ibersenden.

§93
Einstellung des Verfahrens

(1) Das Umlegungsverfahren ist durch Verordnung einzustellen, wenn Umstédnde hervorkommen
oder nachtréglich eintreten, die den Zweck des Umlegungsverfahrens nicht mehr erreichen lassen.

(2) Das Umlegungsverfahren ist tberdies durch Verordnung einzustellen, wenn nicht innerhalb von
drei Jahren nach dem Inkrafttreten der Verordnung dber die Einleitung des Umlegungsverfahrens ein
Umlegungsbescheid erlassen wird oder ein zuldssiger Umlegungsvertrag oder ein zuldssiges
Umlegungsubereinkommen zustande kommt und die Gemeinde oder mindestens die Hélfte der
Eigentimer der umzulegenden Grundstiicke oder Grundsticksteile, auf die mindestens 50 v. H. der
umzulegenden Grundfléche entfallen miissen, die Einstellung des Verfahrens beantragen.
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(3) Die Verordnung uber die Einstellung des Umlegungsverfahrens ist im Boten flr Tirol zu
verlautbaren. Sie ist weiters auf der Internetseite des Landes Tirol sowie durch Anschlag an der Amtstafel
der Gemeinde wahrend zweier Wochen bekannt zu machen. Diese Bekanntmachungen bilden keine
Voraussetzung fiir das Inkrafttreten der Verordnung. Die Gemeinde hat die Bekanntmachung an der
Amtstafel der Gemeinde durchzufithren. Die Verordnung ist weiters dem Grundbuchsgericht, der
Agrarbehérde und dem Vermessungsamt sofort mitzuteilen. Das Grundbuchsgericht hat daraufhin von
Amts wegen die Anmerkung nach § 78 Abs. 8 erster Satz zu l6schen.

(4) Mit der Einstellung des Umlegungsverfahrens treten ein allfalliger Bebauungsplan mit den
Festlegungen des ErschlieBungsplanes und ein allfalliger gednderter Flachenwidmungsplan nach § 88
auBer Kraft. Gleichzeitig treten die zuvor bestandenen Bebauungsplane und Widmungen wieder in Kraft.

§94
Zustandigkeit
Umlegungsbehdrde im Sinn dieses Abschnittes ist die Landesregierung.
§95
Verfahren

Auf das Verfahren der Umlegungsbehérde findet das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991
mit folgenden Abweichungen Anwendung:

a) § 42 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 findet keine Anwendung.

b) Im Zug des Umlegungsverfahrens abgegebene Parteienerklarungen dirfen nur mit Zustimmung
der Umlegungsbehdrde widerrufen werden. Die Zustimmung ist zu versagen, wenn aufgrund des
Widerrufs eine erhebliche Beeintrachtigung des Verfahrens zu beflrchten ist. Dies ist
insbesondere dann der Fall, wenn aufgrund der Parteienerkl&rung bereits Malnahmen getroffen,
Bescheide erlassen oder sonstige Rechtshandlungen gesetzt worden sind.

c) Nichtamtliche Sachverstdndige dirfen auch ohne Vorliegen der Voraussetzungen nach § 52
Abs. 2 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 herangezogen werden. § 52 Abs. 3
des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 findet keine Anwendung.

d) Bescheide Uber die Grenzfeststellung, Umlegungsbescheide, Bescheide ber die Genehmigung
eines Umlegungsvertrages und Feststellungsbescheide betreffend Umlegungsiibereinkommen
nach §92 Abs.2 zweiter Satz kdnnen auch durch Auflegung zur allgemeinen Einsicht im
Gemeindeamt der Gemeinde, in deren Gebiet die Baulandumlegung durchgefihrt wird, wahrend
zweier Wochen erlassen werden. Die Auflegung ist durch Anschlag an der Amtstafel der
Gemeinde wahrend der gesamten Auflegungsfrist kundzumachen. Die Parteien sind von der
Auflegung Uberdies schriftlich zu verstandigen. Die Kundmachung und die Verstdndigungen
haben jeweils die Rechtsmittelbelehrung zu enthalten. Die Beschwerdefrist beginnt mit dem
Ablauf des letzten Tages der Auflegung. Die Gemeinde hat die fir die Auflegung des Entwurfes
erforderlichen Amtsraume zur Verfiigung zu stellen und die Kundmachung an der Amtstafel der
Gemeinde durchzufihren.

e) Die Barauslagen und Vorschiisse nach 876 des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 sind von den Eigentimern der umzulegenden Grundstiicke
oder Grundsticksteile im Verhaltnis der Flache dieser Grundstiicke bzw. Grundstiicksteile zu
tragen. Die Eigentumer jener Grundstiicke oder Grundstucksteile, deren Grenzen sich aus dem
Grenzkataster ergeben, sind von der Verpflichtung zur Tragung der Kosten der Grenzfeststellung
befreit. Jene Grundeigentiimer, denen nach § 83 Abs. 1 lit. f eine Geldabfindung zuerkannt wird,
sind von den Kosten der Grenzvermarkung befreit. Diese Bestimmungen gelten auch im Fall der
Einstellung des Umlegungsverfahrens.

§ 96
Inanspruchnahme von Grundstiicken
Fur die Berechtigung der Organe der Umlegungsbehérde und des Landesverwaltungsgerichts und

ihrer Beauftragten zur Inanspruchnahme von Grundstiicken gilt § 6 sinngemaR mit der Mal’gabe, dass
a) die Vergiitung nach §6 Abs.4 von den Eigentimern der umzulegenden Grundstlicke oder
Grundstiicksteile im Verhéltnis der Flache dieser Grundstiicke bzw. Grundstiicksteile
aufzubringen ist,
b) die Entscheidung tber Streitigkeiten nach § 6 Abs. 3 zweiter Satz und Uber Vergutungen nach
lit. a der Umlegungsbehdrde obliegt.
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§97
Befreiung von Abgaben und Gebiihren

Amtshandlungen und  schriftliche  Ausfertigungen der Umlegungsbehérde und  des
Landesverwaltungsgerichts sind von den landesgesetzlich geregelten Gebuhren und Verwaltungsabgaben
befreit.

V. Teil
Tiroler Bodenfonds

§98
Errichtung, Aufgaben, Aufbringung der Mittel

(1) Zur Unterstutzung der Gemeinden bei der Verwirklichung der Ziele der értlichen Raumordnung
und der Festlegungen der értlichen Raumordnungskonzepte wird der Tiroler Bodenfonds errichtet.

(2) Der Tiroler Bodenfonds besitzt Rechtspersonlichkeit. Er hat seinen Sitz in Innsbruck.

(3) Die Tatigkeit des Tiroler Bodenfonds ist nicht auf Gewinn gerichtet. Der Tiroler Bodenfonds hat

jedoch nach Mdéglichkeit kostendeckend zu arbeiten.

(4) Im Rahmen des Fondszweckes nach Abs. 1 obliegen dem Tiroler Bodenfonds:

a) der Erwerb von Grundstiicken und deren entgeltliche Weitergabe,

b) die Gewahrung von Zuschussen an Gemeinden fir den Erwerb von Grundstlicken, fir
infrastrukturelle Vorhaben, fir MaBnahmen zum Zweck der Sanierung oder Revitalisierung
gewachsener Ortskerne und flr landschaftspflegerische BegleitmalRnahmen, insbesondere im
Zusammenhang mit der Erbringung wvon Leistungen nach §14 Abs.2 des Tiroler
Wohnbauférderungsgesetzes 1991.

(5) Zu den Aufgaben des Fonds nach Abs. 4 lit. a gehtren insbesondere:

a) die Verdulerung von Grundstiicken fur Zwecke des geforderten Wohnbaus, insbesondere fiir
Bauvorhaben in Boden sparender verdichteter Bauweise,

b) die VerduRerung von Grundstiicken zum Zweck der Ansiedlung oder der Standortverlegung von
Gewerbe- und Industriebetrieben,

c) die VerduBerung von Grundstiicken zu den im 8 44 Abs. 1 lit. a genannten Zwecken und zum
Zweck der Arrondierung von land- und forstwirtschaftlich nutzbaren Flachen,

d) die Verduerung von Grundstiicken zum Zweck der Errichtung von Geb&uden und sonstigen
Anlagen nach § 52 Abs. 1,

e) die Verwendung von Grundstiicken zu Tauschzwecken im Rahmen der lit. a bis d.
(6) Auf die Gewéhrung von Fondsleistungen besteht kein Rechtsanspruch.

(7) Die Mittel des Tiroler Bodenfonds werden aufgebracht durch:

a) Zuwendungen des Landes Tirol nach MaRgabe der im Landesvoranschlag hierfur jeweils
vorgesehenen Mittel,

b) sonstige Zuwendungen,
c) die Aufnahme von Darlehen,
d) Erlése aus der VerdulRerung von Grundstiicken.

(8) Der Tiroler Bodenfonds hat seine Mittel zinsbringend anzulegen.
§99
Sicherung des Fondszweckes, Richtlinien

(1) Der Tiroler Bodenfonds hat bei der Weitergabe von Grundstiicken nach § 98 Abs. 4 lit. a die
Erreichung des Fondszweckes durch vertragliche Beschrankungen der Verfligungsmacht des Erwerbers
zu sichern. Als Beschrdnkungen kommen insbesondere ein Zustimmungsrecht des Tiroler Bodenfonds bei
der WeiterverduRBerung von Grundstiucken innerhalb einer bestimmten Frist, ein \Vor- oder
Wiederkaufsrecht des Tiroler Bodenfonds oder sonstige Auflagen in Betracht. Solche Beschrankungen
sind erforderlichenfalls grundbdiicherlich sicherzustellen. Die VerduRerung von Grundstiicken kann
weiters von Bedingungen abhé&ngig gemacht werden.

(2) Fondsleistungen nach § 98 Abs. 4 lit. b kdnnen von Bedingungen abhéngig gemacht oder an
Auflagen gebunden werden.
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(3) Der Tiroler Bodenfonds hat Richtlinien fur seine Tétigkeit zu erlassen. Die Richtlinien haben
inshesondere ndhere Bestimmungen zu enthalten tber:

a) das Verfahren bei der Gewéhrung von Fondsleistungen,
b) die Voraussetzungen fur die Gewahrung von Fondsleistungen,
c) Beschrankungen, Auflagen und Bedingungen fiir Fondsleistungen,

d) die Uberwachung der bestimmungsgeméaRen Verwendung von Fondsleistungen und der
Einhaltung von Beschrankungen, Auflagen und Bedingungen,

e) die Rickabwicklung und den Widerruf von Fondsleistungen im Fall der Nichteinhaltung von
Auflagen oder Beschrankungen,

f) die Sicherstellung von Forderungen.
§100
Organe des Tiroler Bodenfonds, Geschéftsstelle
(1) Die Organe des Tiroler Bodenfonds sind das Kuratorium und der Geschaftsfuhrer.

(2) Der Tiroler Bodenfonds hat eine Geschéftsstelle einzurichten. Die Organe des Tiroler
Bodenfonds haben sich bei der Besorgung ihrer Aufgaben der Geschéftsstelle zu bedienen.

(3) Landesbedienstete kdénnen mit ihrer Zustimmung unter Wahrung ihrer Rechte und Pflichten als
Landesbedienstete nach Anhoren des Geschaftsfiihrers (8 104) jederzeit dem Tiroler Bodenfonds zur
Dienstleistung zugewiesen werden.

(4) Der Geschéaftsfuhrer ist Dienststellenleiter im Sinn der dienstrechtlichen Vorschriften und als
solcher Vorgesetzter aller Landesbediensteten, die beim Tiroler Bodenfonds ihren Dienst versehen.

(5) Folgende Angelegenheiten werden vom Geschéftsfiihrer gegeniiber den nach Abs. 3 dem Tiroler
Bodenfonds zugewiesenen Bediensteten selbststdndig wahrgenommen:
a) Ausiibung der Befugnis zur Erteilung von fachlichen Weisungen zur Gestaltung und Abwicklung
der laufenden Geschéfte des Tiroler Bodenfonds,
b) Fachaufsicht Uber die Bediensteten bei der Besorgung der laufenden Geschafte des Tiroler
Bodenfonds.

(6) Der Tiroler Bodenfonds hat seine Personal- und Sachaufwendungen selbst zu tragen. Sind dem
Tiroler Bodenfonds Landesbedienstete zur Dienstleistung zugewiesen worden, so hat dieser die hierdurch
entstandenen Aufwendungen dem Land Tirol zu ersetzen.

8101
Zusammensetzung des Kuratoriums, Bestellung der Mitglieder

(1) Dem Kuratorium gehdren an:

a) das nach der Geschaftsverteilung der Landesregierung fur die Angelegenheiten der ortlichen
Raumordnung zustédndige Mitglied der Landesregierung als Vorsitzender,

b) ein Vertreter der Kammer fiir Arbeiter und Angestellte fur Tirol,
c) ein Vertreter der Wirtschaftskammer Tirol,

d) ein Vertreter der Landwirtschaftskammer,

e) ein Vertreter des Tiroler Gemeindeverbandes,

f) ein Vertreter der Stadt Innsbruck,

g) die Leiter der nach der Geschéftseinteilung des Amtes der Tiroler Landesregierung fir die
rechtlichen und die fachlichen Angelegenheiten der 6rtlichen und der berdrtlichen
Raumordnung, fur die Angelegenheiten der Forderung des Wohnbaus und fir die fachlichen
Angelegenheiten der Landwirtschaft zustdndigen Organisationseinheiten; die Leiter dieser
Organisationseinheiten  kdnnen sich durch fachkundige Bedienstete der jeweiligen
Organisationseinheit vertreten lassen.

(2) Das Kuratorium hat aus dem Kreis der Mitglieder nach Abs. 1 lit. b bis g einen Stellvertreter des
Vorsitzenden zu wéhlen. Der Vorsitzende wird im Fall seiner Verhinderung durch den Stellvertreter
vertreten.

(3) Die Mitglieder des Kuratoriums nach Abs. 1 lit. b bis f sind von der Landesregierung auf
Vorschlag der betreffenden Institutionen auf die Dauer von finf Jahren zu bestellen. Die Landesregierung
hat die vorschlagsberechtigten Institutionen aufzufordern, innerhalb von vier Wochen einen Vorschlag fir
die Bestellung zu erstatten. Wird ein Vorschlag nicht rechtzeitig erstattet, so ist die Bestellung ohne
Vorschlag vorzunehmen.
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(4) Fur die Mitglieder nach Abs. 1 lit. b bis f ist in gleicher Weise je ein Ersatzmitglied zu bestellen.
Jedes dieser Mitglieder wird im Fall seiner Verhinderung durch sein Ersatzmitglied vertreten.

(5) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder nach Abs. 1 lit. b bis f haben die Geschéfte auch nach dem
Ablauf ihrer Amtsdauer bis zur Bestellung der neuen Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder weiterzufiihren.

(6) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder nach Abs. 1 lit. b bis f missen zum Landtag wahlbar sein.
Sie haben in die Hand des Vorsitzenden die gewissenhafte Erfiillung ihrer Aufgaben zu geloben.

§102
Erldschen der Mitgliedschaft zum Kuratorium
(1) Die Mitglieder des Kuratoriums nach § 101 Abs.1 lit. b bis f und deren Ersatzmitglieder
scheiden aus dem Kuratorium vorzeitig aus durch:
a) Widerruf der Bestellung,
b) Verzicht auf die Mitgliedschaft oder Ersatzmitgliedschaft.
(2) Die Landesregierung hat die Bestellung zum Mitglied oder Ersatzmitglied zu widerrufen, wenn

die jeweils vorschlagsberechtigte Institution dies verlangt oder wenn ein Mitglied dreimal
aufeinanderfolgend und unentschuldigt den Sitzungen ferngeblieben ist.

(3) Der Verzicht auf die Mitgliedschaft oder Ersatzmitgliedschaft ist der Landesregierung schriftlich
zu erkléren. Er wird mit dem Einlangen der Verzichtserklarung unwiderruflich und, wenn in der
Verzichtserklarung nicht ein spéterer Zeitpunkt fir das Wirksamwerden angegeben ist, wirksam.

(4) Scheidet ein Mitglied oder Ersatzmitglied vorzeitig aus dem Kuratorium aus, so ist fir die
restliche Amtsdauer ein neues Mitglied oder Ersatzmitglied zu bestellen.

§103
Aufgaben und Geschaftsgang des Kuratoriums
(1) Dem Kuratorium obliegt die Beschlussfassung uber:
a) die Weitergabe von Grundstiicken nach § 98 Abs. 4 lit. a,
b) die Gewahrung von Zuschiissen nach § 98 Abs. 4 lit. b,
c) den Jahresvoranschlag und den Rechnungsabschluss,
d) die Richtlinien,
e) die Geschéaftsordnung des Kuratoriums (8 107),
) den Tatigkeitshericht des Geschéftsfiihrers (8 105 Abs. 1 lit. e),
g) die Genehmigung der Aufnahme von Darlehen durch den Geschaftsfithrer (§ 105 Abs. 1 lit. b).
(2) Die Beschlussfassung (ber den Rechnungsabschluss hat zeitlich so zu erfolgen, dass er

spatestens bis zum 30. Juni des dem betreffenden Geschéftsjahr folgenden Jahres der Landesregierung zur
Genehmigung vorgelegt werden kann. Geschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

(3) Der Tatigkeitsbericht des Geschéaftsfiihrers ist unmittelbar nach der Beschlussfassung im
Kuratorium der Landesregierung zuzuleiten.

(4) Das Kuratorium ist vom Vorsitzenden nach Bedarf, mindestens jedoch zweimal jahrlich
einzuberufen. Das Kuratorium ist (berdies dann einzuberufen, wenn mindestens ein Drittel seiner
Mitglieder dies verlangt.

(5) Das Kuratorium ist beschlussfahig, wenn alle Mitglieder ordnungsgemal eingeladen wurden und
mindestens die Hélfte der Mitglieder, darunter der VVorsitzende, anwesend ist.

(6) Das Kuratorium fasst seine Beschlisse mit einfacher Mehrheit der Stimmen der anwesenden
Mitglieder. Stimmenthaltung gilt als Ablehnung. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des
Vorsitzenden den Ausschlag. Das Kuratorium kann beschlieen, dass zu einzelnen Punkten der
Tagesordnung schriftlich und geheim abzustimmen ist. In dringenden Féllen ist die Beschlussfassung im
Weg eines Umlaufes zulassig.

8104
Bestellung des Geschaftsfiihrers, Erléschen des Amtes
(1) Der Geschéftsfihrer ist von der Landesregierung auf die Dauer von funf Jahren zu bestellen.

(2) Fur den Geschaftsfuhrer ist in gleicher Weise ein Stellvertreter zu bestellen. Der Geschéftsfiihrer
wird im Fall seiner Verhinderung durch den Stellvertreter vertreten.
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(3) Der Geschéftsfiihrer und sein Stellvertreter haben die Geschéfte auch nach dem Ablauf ihrer
Amtsdauer bis zur Bestellung des neuen Geschéftsfihrers bzw. Stellvertreters weiterzufthren.

(4) Das Amt des Geschéftsfuhrers und seines Stellvertreters endet vorzeitig durch Widerruf der
Bestellung und Verzicht. Die Landesregierung hat die Bestellung zum Geschéaftsfiihrer oder zum
Stellvertreter zu widerrufen, wenn dieser seine Pflichten gréblich verletzt. Fur den Verzicht gilt § 102
Abs. 3 sinngemaR.

(5) Endet das Amt des Geschaftsfihrers oder seines Stellvertreters vorzeitig, so hat die
Landesregierung unverziglich einen neuen Geschaftsfiihrer bzw. Stellvertreter zu bestellen.

(6) Der Geschéftsfiihrer und sein Stellvertreter haben in die Hand des Vorsitzenden des Kuratoriums
die gewissenhafte Erfiillung ihrer Aufgaben zu geloben.

8 105
Aufgaben des Geschaftsfiihrers

(1) Dem Geschaftsfuhrer obliegen:
a) die Vertretung des Tiroler Bodenfonds nach aufen,

b) die Besorgung aller zur laufenden Geschaftsfiihrung gehdrenden Angelegenheiten einschlieBlich
des Erwerbes von Grundstiicken und der Aufnahme von Darlehen,

¢) die Uberpriifung der ordnungsgemaBen Verwendung der Fondsmittel,

d) die Erstellung der Entwiirfe des Jahresvoranschlages und des Rechnungsabschlusses,

e) die Erstellung eines jahrlichen Tatigkeitsberichtes,

f) die Durchfiihrung der Beschliisse des Kuratoriums.
(2) Der Geschaftsflhrer ist berechtigt, an den Sitzungen des Kuratoriums mit beratender Stimme

teilzunehmen.
8 106
Aufnahme von Darlehen

Die Aufnahme von Darlehen ist nur dann zul&ssig, wenn
a) dies zur ordnungsgeméaBen Erfullung der Aufgaben des Tiroler Bodenfonds notwendig ist und

b) der Tiroler Bodenfonds durch die Tilgung des Darlehens nicht derart belastet wird, dass die
Erflllung seiner Aufgaben geféhrdet ist.

8 107
Geschaftsordnung

Das Nahere Uber die Geschéaftsfuhrung des Kuratoriums ist in einer Geschaftsordnung zu regeln.
Diese hat jedenfalls n&here Bestimmungen (ber die Einberufung zu den Sitzungen und deren
Durchfuihrung, Uber die Aufnahme von Niederschriften Giber den Gang und das Ergebnis der Beratungen
sowie (ber die Herbeifihrung von Umlaufbeschlissen zu enthalten.

§108
Aufsicht

(1) Der Tiroler Bodenfonds unterliegt der Aufsicht der Landesregierung. Die Landesregierung hat
die Aufsicht dahingehend auszulben, dass die Bestimmungen dieses Gesetzes und der in seiner
Durchfiihrung erlassenen Richtlinien und Geschéaftsordnung eingehalten werden.

(2) Der Tiroler Bodenfonds ist verpflichtet, der Landesregierung auf Verlangen alle Auskinfte zu
erteilen und ihr aus Anlass von Uberprifungen der Wirtschaftsfihrung in sémtliche Geschéftsstiicke und
Geschéftsblicher Einsicht zu gewéhren.

(3) Die Beschlusse des Kuratoriums tber die Richtlinien fur die Téatigkeit des Tiroler Bodenfonds,
Uber die Geschaftsordnung des Kuratoriums und Uber den Rechnungsabschluss bedurfen zu ihrer
Rechtswirksamkeit der Genehmigung der Landesregierung.

(4) Die Landesregierung hat Beschliisse des Kuratoriums, die gegen dieses Gesetz oder die in seiner
Durchflihrung erlassenen Richtlinien verstof3en, aufzuheben.
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V. Teil
Schluss- und Ubergangsbestimmungen, Inkrafttreten

8 109
Bestehende Gastgewerbebetriebe zur Beherbergung von Gésten

(1) Gastgewerbebetriebe zur Beherbergung von Gésten, die am 30.Juni 2011 nach den
raumordnungsrechtlichen Vorschriften rechtmaRig bestanden haben, jedoch nicht die Voraussetzungen
nach § 13 Abs. 1 lit. a dieses Gesetzes in der Fassung LGBI. Nr.56/2011 erflllen, gelten nicht als
Freizeitwohnsitze. Die Zahl der Betten dieser Betriebe darf nicht mehr erhéht werden. Dies gilt auch fiir
Betriebe, die am 30. September 2016 rechtmé&Rig bestanden haben, jedoch nicht die Voraussetzungen
nach § 13 Abs. 1 lit. a erster Satz und 2 dieses Gesetzes in der Fassung LGBI. Nr. 101/2016 erfillen.

(2) Im Fall des Abbruches oder der sonstigen Zerstérung eines Gebéaudes oder Gebaudeteiles, das
(der) als Gastgewerbebetrieb im Sinn des Abs. 1 verwendet wird, darf, soweit dies baurechtlich sonst
zuldssig ist, stattdessen ein Neubau mit demselben Verwendungszweck und hdchstens derselben Zahl an
Betten geschaffen werden.

§110
Kernzonen

Kernzonen, die nach 8 8 Abs. 3 dritter Satz dieses Gesetzes in der Fassung LGBI. Nr. 93/2001
festgelegt worden sind, bleiben aufrecht. Sie dirfen nur bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 8
Abs. 3 erweitert werden.

§111

Stadt Innsbruck; bestehender Flachenwidmungsplan, bestehende Verbauungspléne,
Umlegungsverfahren

(1) Die Stadt Innsbruck ist verpflichtet, den Flachenwidmungsplan auf der Grundlage des 6rtlichen
Raumordnungskonzeptes neu zu erlassen oder zu &ndern, soweit dies zur Vermeidung von Widerspriichen
zu den Zielen der ortlichen Raumordnung und zu den Festlegungen des Ortlichen
Raumordnungskonzeptes erforderlich ist; sie kann den Flachenwidmungsplan in Form von Teilplanen fur
groRBere funktional zusammenhé&ngende Gebiete erlassen. Hinsichtlich der Verpflichtung zur
Durchfilhrung einer Umweltpriifung gilt § 65 sinngemaR. Bis zur Neuerlassung oder Anderung des
Flachenwidmungsplanes  bleiben  die  Flachenwidmungsplane nach 810 des  Tiroler
Raumordnungsgesetzes 1984 in der am 30. September 2016 geltenden Fassung weiter aufrecht; im Fall
der Erlassung des Flachenwidmungsplanes in Teilplanen gilt dies fir jene Gebiete, fur die entsprechende
Teilplane noch nicht erlassen worden sind. Die Flachenwidmungsplane nach § 10 des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 1984 dirfen nicht elektronisch kundgemacht werden, wobei § 113 Abs. 4
sinngeman gilt. Weiters gilt Folgendes:

a) bei Grundfldchen im Bauland, die nach 8 11 Abs. 4 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1984 als

AufschlieBungsgebiet gekennzeichnet sind, entféllt die Kennzeichnung als AufschlieBungsgebiet;

b) Wohngebiet nach § 12 Abs. 3 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1984 gilt als Wohngebiet nach
§ 38 Abs. 1; Mischgebiet nach § 14 Abs. 1 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1984 gilt als
allgemeines Mischgebiet nach § 40 Abs. 2; Fremdenverkehrsgebiet nach § 14 Abs. 2 lit. b des
Tiroler Raumordnungsgesetzes 1984 gilt als Tourismusgebiet nach § 40 Abs. 4;

c) Sonderflaichen nach 8§16 Abs.1 lit.a des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1984 gelten als
Vorbehaltsflachen nach §52 Abs. 1; abweichend vom §52 Abs.5 entsteht das Recht des
Grundeigentiimers, die Einlosung der betreffenden Grundflachen durch die Stadt Innsbruck zu
verlangen, nach dem Ablauf von drei Jahren nach dem Inkrafttreten der seinerzeitigen Widmung
als Sonderflache; wenn diese Frist am 1. Janner 1994 bereits abgelaufen war, ist das Einldserecht
des Grundeigentimers mit diesem Zeitpunkt entstanden; Sonderflachen nach § 16 Abs. 1 lit. b
des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1984 gelten als Sonderflachen nach § 43 Abs. 1 lit. a;

d) Hauptverkehrsflachen nach § 17 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1984 gelten, soweit die
entsprechenden StralRen noch nicht bestehen,

1. wenn die StraBBe keine hohere als die im 8 53 Abs. 1 angeflhrte Verkehrshedeutung aufweist,
als Festlegungen (iber den Straenverlauf nach § 53 Abs. 1,

2. wenn die StraBBe eine hohere als die im § 53 Abs. 1 angefilhrte Verkehrshedeutung aufweist,
als vorbehaltene Flachen nach § 53 Abs. 2;

im Ubrigen hat die Stadt Innsbruck fir die betreffenden Grundflachen spatestens anlasslich der
Neuerlassung oder Anderung des Flachenwidmungsplanes nach dem ersten Satz eine mit dem
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umgebenden Widmungsbestand vereinbare Widmung festzulegen und der Landesregierung zur

aufsichtsbehdrdlichen Genehmigung vorzulegen; im Fall der Z 2 entsteht abweichend vom § 53

Abs. 2 dritter Satz in der Fassung LGBI. Nr. 27/2006 das Recht des Grundeigentiimers, von der

Gemeinde die Aufhebung des Vorbehaltes zu verlangen, nach dem Ablauf von zehn Jahren nach

dem Inkrafttreten der seinerzeitigen Widmung als Hauptverkehrsflache; wenn diese Frist am

1. Janner 1994 bereits abgelaufen war, ist das Einldserecht des Grundeigentiimers mit diesem

Zeitpunkt entstanden;

e) Hauptverkehrsflachen nach 8§ 17 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1984 gelten, soweit sie mit
bestehenden Stralen Ubereinstimmen, als Verkehrsflichen nach §53 Abs. 3; soweit diese
Ubereinstimmung nicht gegeben ist, hat die Gemeinde innerhalb von sechs Monaten nach dem
Inkrafttreten dieses Gesetzes fiir die betreffenden Grundflachen eine mit dem umgebenden
Widmungsbestand  vereinbare Widmung festzulegen und der Landesregierung zur
aufsichtsbehérdlichen Genehmigung vorzulegen.

(2) Die nach Abs.1 dritter Satz weiter geltenden Flachenwidmungspléne diirfen nur nach den
Bestimmungen dieses Gesetzes gedndert werden. Die Widmung von weiteren Grundflachen als Bauland,
als Sonderflachen oder als Vorbehaltsflachen ist im Rahmen dieser Flachenwidmungspléne nur in den
Féllen des § 36 Abs. 1 lit. c und d und weiters nur dann zulassig, wenn die Anderung zur Schaffung eines
fir ein bestimmtes Bauvorhaben ausreichend groRen Bauplatzes erforderlich ist und die betreffende
Grundflache grofteils bereits als Bauland, als Sonderflache oder als Vorbehaltsflache gewidmet ist. Die
Widmung von weiteren Grundfléchen als Bauland, als Sonderflachen oder als Vorbehaltsflachen ist
jedoch zuléssig, wenn am 30. September 2016 die Auflegung des Entwurfes Uber die Neuerlassung oder
die Anderung des Fliachenwidmungsplanes zur allgemeinen Einsicht bereits erfolgt ist; dies gilt
sinngemal im Fall der Auflegung von Teilplénen.

(3) Im Fall der Anderung des Flachenwidmungsplanes nach Abs. 1 erster Satz ist der gesamte
Flachenwidmungsplan  digital zu  erstellen und nach  der  Plangrundlagen-  und
Planzeichenverordnung 2013, LGBI. Nr. 74/2013, neu zu fassen. Im Ubrigen ist das Verfahren zur
Erlassung von Flachenwidmungsplédnen anzuwenden. Der gednderte Flachenwidmungsplan gilt als neu
erlassen. Im Fall der Anderung des Flachenwidmungsplanes in Form von Teilplanen gilt dies fiir den
jeweils betroffenen Planungsbereich.

(4) Fur den nach Abs. 1 erster Satz neu erlassenen oder geanderten Flachenwidmungsplan gilt § 113
Abs. 2, 3 und 4 sinngemaR. Im Fall der Anderung des Flachenwidmungsplanes in Form von Teilplanen
gilt dies flr den jeweils betroffenen Planungsbereich.

(5) Soweit in der Stadt Innsbruck noch Verbauungsplane (Wirtschaftsplane) bestehen, bleiben diese
aufrecht, soweit sie den Flachenwidmungsplanen vergleichbare Festlegungen enthalten. Abs. 2 zweiter
und dritter Satz gilt sinngemaf. Auf die Anderung solcher Plane findet § 71 Anwendung.

(6) In der Stadt Innsbruck diirfen Umlegungsverfahren bereits vor dem Inkrafttreten des neuen oder
geanderten Flachenwidmungsplanes nach Abs. 1 erster Satz durchgefiihrt werden.

§112
Bestehende Widmungen

(1) Widmungen als Sonderflachen fir Abbaugebiete und Abbauanlagen nach § 51 Abs. 1 des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 1997 in der Fassung LGBI. Nr. 10/1997 und des Gesetzes LGBI. Nr. 21/1998
gelten als Sonderflachen nach § 43 Abs. 1 lit. a mit diesem Verwendungszweck.

(2) Abweichend vom § 49a Abs. 1 ist die Errichtung und die Erweiterung von Anlagen, die der
Verpflichtung zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung unterliegen, auch auf
Grundflachen zul&ssig, die nicht als Sonderflachen fur UVP-pflichtige Anlagen gewidmet sind, wenn
deren Widmung vor dem 21. Juli 2004 in Kraft getreten oder beschlossen worden ist. § 49a Abs. 2
zweiter Satz ist auf Grundflachen, deren Widmung als Sonderflaiche fiir landwirtschaftliche
Intensivtierhaltung, Sonderfléche fur Beherbergungsgrof3betriebe, Sonderflache fiir Einkaufszentren oder
Sonderflache fir Sportanlagen vor dem 21. Juli 2004 in Kraft getreten oder beschlossen worden ist, nicht
anzuwenden.

(3) Die Landesregierung hat hinsichtlich jener Grundflachen, die nach § 53 Abs. 3 fiinfter Satz in der
Fassung des Gesetzes LGBI. Nr.82/2015 als Verkehrsflaichen gelten, im elektronischen
Flachenwidmungsplan anstelle der Darstellung der Widmung dieser Grundflachen als Verkehrsflachen
deren Eigenschaft als Verkehrsflachen ersichtlich zu machen, sobald die dafir erforderlichen Geodaten
verflgbar sind; der Straenverwalter hat diese Daten der Landesregierung unverziglich zur Verfligung zu
stellen. Die Widmung der betreffenden Grundflachen als Verkehrsflachen erlischt mit dem Ablauf des
Tages, an dem diese Daten zur Abfrage freigegeben werden. Bis zu diesem Zeitpunkt ist auf die
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betreffenden Grundflachen 841 Abs.1 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 82/2015 weiter
anzuwenden.

§113
Bestatigende elektronische Kundmachung des Flachenwidmungsplanes

(1) Alle Gemeinden mit Ausnahme der Stadt Innsbruck haben den von der Landesregierung nach
§ 69 dieses Gesetzes in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 144/2018 elektronisch kundgemachten
Flachenwidmungsplan in der am 15. November 2019 geltenden Fassung spatestens bis zum 31. Dezember
2019 im elektronischen Flachenwidmungsplan nach § 70 Abs.1 lit.a bestitigend elektronisch
kundzumachen.

(2) Die Landesregierung hat der Gemeinde zum Zweck der bestatigenden elektronischen
Kundmachung des Flachenwidmungsplanes folgende Daten konsolidiert im elektronischen
Flachenwidmungsplan zur Verfiigung zu stellen:

a) eine Aufstellung aller bis zum 15. November 2019 im elektronischen Flachenwidmungsplan

erfolgten Kundmachungen; diese Aufstellung hat Bezug zu nehmen auf:

1. den Flachenwidmungsplan in seiner erstmalig elektronisch kundgemachten Fassung unter
Anfiihrung des Tages der seinerzeitigen Freigabe zur Abfrage,

2.die nach der erstmaligen elektronischen Kundmachung erfolgten Anderungen des
Flachenwidmungsplanes jeweils unter Anfihrung der Anderungsnummer, des Datums der
Beschlussfassung des Gemeinderates, des Datums und der Geschaftszahl der
aufsichtsbehordlichen Genehmigung bzw. der aufsichtsbehordlichen Priifung sowie des Tages
der seinerzeitigen Freigabe zur Abfrage sowie

3.die weiteren nach diesem Gesetz kundgemachten Inhalte unter Anflhrung der
Anderungsnummer sowie des Tages der seinerzeitigen Freigabe zur Abfrage;

b) im Fall, dass der Verfassungsgerichtshof den Flachenwidmungsplan in seiner elektronisch
kundgemachten Fassung vor dem 15. November 2019 ganz oder teilweise mit der Wirkung
aufgehoben hat, dass im Umfang der Aufhebung der analoge Flachenwidmungsplan wieder in
Kraft tritt, statt der Daten nach lit. a, die dem Flachenwidmungsplan in seiner am 15. November
2019 geltenden Fassung entsprechenden Daten.

(3) Die Gemeinde hat den konsolidierten Datenstand nach Abs. 2 zu priifen und langstens bis zum
20. Dezember 2019 durch Beschluss des Gemeinderates zu bestétigen. Gleichzeitig hat der Gemeinderat
die bestétigende elektronische Kundmachung zu beschlief3en.

(4) Die bestétigende elektronische Kundmachung des Flachenwidmungsplanes hat derart zu
erfolgen, dass
a) im Fall des Abs. 2 lit. a korrespondierend mit dem bisher bereits elektronisch kundgemachten
Flachenwidmungsplan, der weiter dauerhaft zur Abfrage bereit zu halten ist, die der betreffenden
Aufstellung zugrunde liegenden Daten,

b) im Fall des Abs. 2 lit. b die dem Flachenwidmungsplan in der dem Bestatigungsbeschluss des
Gemeinderates nach Abs. 3 erster Satz entsprechenden Fassung zugrunde liegenden Daten

vom Birgermeister zur Abfrage freigegeben werden; die Freigabe der Daten hat unverziiglich nach der
Beschlussfassung im Gemeindesrat zu erfolgen. Die bestdtigende elektronische Kundmachung hat den
Tag der Freigabe zur Abfrage zu enthalten.

(5) Der Flachenwidmungsplan ist mit dem Ablauf des Tages, an dem die bestatigende elektronische
Kundmachung zur Abfrage freigegeben wird, in seiner bestatigend elektronisch kundgemachten Fassung
anzuwenden.

§114
Bestehende Einkaufszentren und Handelsbetriebe

(1) Alle am 30. Juni 2005 bestehenden Sonderflachen fur Einkaufszentren gelten als Sonderfléchen
fur Einkaufszentren nach 8 49 Abs. 1, wobei die allféllige Festlegung des hochstzuléssigen Ausmalies der
Gesamtnutzflache entfallt. Weiters entfallen allféllige Festlegungen nach § 49 Abs. 2 dritter Satz und
Abs. 3 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997 in der Fassung LGBI. Nr. 10/1997 bzw. des Gesetzes
LGBI. Nr. 21/1998. Dabei gelten, soweit in den Abs. 2 und 8 nichts anderes bestimmt ist, Sonderflachen
fiir Einkaufszentren der Betriebstypen I, 11, 111 und V (Anlage zu den 88 8 und 49 dieses Gesetzes in der
Fassung LGBI. Nr. 93/2001) als Sonderflachen flr Einkaufszentren des nunmehrigen Betriebstyps A und
Sonderflachen flr Einkaufszentren der Betriebstypen IV und VI als Sonderflachen fur Einkaufszentren
des nunmehrigen Betriebstyps B. Festlegungen nach 8 49 Abs. 2 zweiter Satz dieses Gesetzes in der
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Fassung LGBI. Nr. 93/2001 tber das zuldssige Hochstausmal® jenes Teiles der Kundenflache, auf dem
Lebensmittel angeboten werden diirfen, bleiben aufrecht.

(2) Abweichend vom Abs. 1 dritter Satz gelten folgende am 30. Juni 2005 bestehende Sonderflachen
fiir Einkaufszentren des Betriebstyps V als Sonderflachen fir Einkaufszentren des Betriebstyps B:

a) die Sonderflache auf dem Grundstiick Nr. 676/11 KG Amras,
b) die Sonderflache auf den Grundstiicken Nr. 1916/1, 1917/1 und 1917/17 KG Kirchdorf in Tirol,
c) die Sonderflache auf den Grundstiicken Nr. 412/55, 540, 544, 545/1 und 555 KG Zams.

(3) Soweit fir Sonderflaichen fiir Einkaufszentren im Sinn der Abs.1 und 2 das zul&ssige
HochstausmaR der Kundenflache und gegebenenfalls auch jenes Teiles der Kundenflache, auf dem
Lebensmittel angeboten werden diirfen, noch nicht festgelegt ist, hat die Gemeinde spétestens bis zum
30. Juni 2006, die Stadt Innsbruck spatestens bis zum 30. Juni 2007, diese Festlegungen zu treffen und
der Landesregierung zur aufsichtsbehordlichen Genehmigung vorzulegen. Die Festlegungen haben den
auf den betreffenden Sonderflachen aufgrund einer rechtskraftigen Baubewilligung bestehenden
Einkaufszentren zu entsprechen. Bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung darf die Baubewilligung fiir die
Schaffung, die Erweiterung oder die Anderung des Betriebstyps eines Einkaufszentrums nicht erteilt
werden.

(4) Die Erweiterung von Sonderflachen fiir Einkaufszentren im Sinn der Abs. 1, 2 und 3, deren Lage
nicht den Voraussetzungen nach 88 Abs.3 und 4 entspricht, und die Erhéhung des zuléssigen
Hdchstausmales der Kundenfléche bei solchen Sonderfléchen sind nur zuléssig, wenn

a) bei Sonderflachen fir Einkaufszentren des nunmehrigen Betriebstyps A, die am 30. September
2001 als Sonderflachen fir Einkaufszentren des Betriebstyps | oder Il bestanden haben, das
zuldssige Hochstausmall der Kundenflache um héchstens 25 v. H. der zu diesem Zeitpunkt
zuléssig gewesenen Kundenflache, jedenfalls um nicht mehr als 200 m?, erhdht wird,

b) bei Sonderflachen fir Einkaufszentren des nunmehrigen Betriebstyps A, die am 30. September
2001 als Sonderflachen flr Einkaufszentren des Betriebstyps Il oder V bestanden haben, das
zuléssige HochstausmalR der Kundenflache um hdochstens 25 v. H. der zu diesem Zeitpunkt
zuléssig gewesenen Kundenfléche, jedenfalls um nicht mehr als 1.500 m2, erhéht wird,

¢) bei Sonderflachen fir Einkaufszentren des nunmehrigen Betriebstyps B, die am 30. September
2001 als Sonderflachen fiir Einkaufszentren des Betriebstyps 1V, V oder VI bestanden haben, das
zuléssige HochstausmalR der Kundenflache um hdochstens 25 v. H. der zu diesem Zeitpunkt
zuldssig gewesenen Kundenfléche, jedenfalls um nicht mehr als 1.500 m2, erhdht wird.
Ein in einem Raumordnungsprogramm nach § 8 Abs. 5 dritter Satz festgelegtes zulassiges Hochstausmaf
der Kundenflache bzw. jenes Teiles der Kundenflache, auf dem Lebensmittel angeboten werden dirfen,
darf jedoch nicht (berschritten werden. Im Ubrigen darf bei Einkaufszentren des nunmehrigen
Betriebstyps A das zul&ssige Hochstausmall jenes Teiles der Kundenflache, auf dem Lebensmittel
angeboten werden durfen, nur entsprechend den in einem Raumordnungsprogramm nach 8 8 Abs. 5
vierter Satz festgelegten Grundsatzen erhéht werden.

(5) Die Gemeinden haben fiir Einkaufszentren, die am 30. Juni 2005 auRerhalb von Sonderflachen
fur Einkaufszentren nach den raumordnungsrechtlichen Vorschriften rechtméBig bestanden haben,
spatestens bis zum 30. Juni 2006, die Stadt Innsbruck spatestens bis zum 30. Juni 2007, jeweils eine
Sonderflache flr Einkaufszentren festzulegen. Die Festlegung des Betriebstyps, des zuldssigen Ausmalies
der Kundenflache und gegebenenfalls auch jenes Teiles der Kundenflache, auf dem Lebensmittel
angeboten werden dirfen, haben dem am 30. Juni 2005 aufgrund einer rechtskréftigen Baubewilligung
bestehenden Einkaufszentrum zu entsprechen. Bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung darf die
Baubewilligung fur die Erweiterung oder die Anderung des Betriebstyps des Einkaufszentrums nicht
erteilt werden. Sofern die Lage dieser Sonderflachen nicht den Voraussetzungen nach 8§ 8 Abs. 3 und 4
entspricht, gilt fur die Erweiterung dieser Sonderflachen, fir die Erhéhung des zuldssigen
Hochstausmales der Kundenflache und gegebenenfalls auch jenes Teiles der Kundenflache, auf dem
Lebensmittel angeboten werden dirfen, Abs. 4 lit. a, b und ¢ sinngemdR. Diese Festlegungen kdnnen auch
in einem mit der Widmung der betreffenden Grundflache als Sonderflache fur Einkaufszentren nach dem
ersten und zweiten Satz getroffen werden.

(6) Fur Handelsbetriebe, die am 30. Juni 2005 nach den raumordnungsrechtlichen Vorschriften
rechtmafBig bestanden und am 1. Juli 2005 die Eigenschaft als Einkaufszentrum erlangt haben, gilt Abs. 5
erster, zweiter und dritter Satz sinngeméaR. Die Erweiterung derartiger Sonderflachen, deren Lage nicht
den Voraussetzungen nach & 8 Abs. 3 und 4 entspricht, und die Erhdhung des zulassigen Hochstausmafes
der Kundenflache bei solchen Sonderflachen sind nur bis zu dem fiir die Begriindung der Eigenschaft als
Einkaufszentrum des jeweiligen Betriebstyps laut der Anlage zu den 88 8 und 49 dieses Gesetzes in der
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Fassung LGBI. Nr.93/2001 malRgebend gewesenen Ausmall der Kundenfldche zuldssig. Diese
Festlegungen kdnnen auch in einem mit der Widmung der betreffenden Grundflache als Sonderfl&che fur
Einkaufszentren nach dem ersten Satz getroffen werden. Abs. 4 zweiter und dritter Satz ist anzuwenden.

(7) §48a ist auf die Erweiterung der am 30.Juni 2005 nach den raumordnungsrechtlichen
Vorschriften rechtmaBig bestehenden Handelsbetriebe nicht anzuwenden, sofern das Ausmaf der
Kundenflache um hochstens 25v.H. der zu diesem Zeitpunkt aufgrund einer rechtskréftigen
Baubewilligung zuldssig gewesenen Kundenfléche erhéht wird. Das fir die Begrindung der Eigenschaft
als Einkaufszentrum des jeweiligen Betriebstyps laut der Anlage zu den 88 8, 48a und 49 maligebende
Ausmaf der Kundenflache darf nicht Gberschritten werden.

(8) Sonderflachen fir Einkaufszentren des bisherigen Betriebstyps VI, auf denen am 30. Juni 2005
Betriebe bestehen, in denen Kraftfahrzeuge und erganzend dazu Kraftfahrzeugzubehor und héchstens in
einem geringfligigen Ausmall andere Waren angeboten werden, gelten als Sonderflachen nach § 43
Abs. 1 lit. a mit dem Verwendungszweck Autohaus. Die Gemeinde hat diesen Verwendungszweck im
Flachenwidmungsplan ersichtlich zu machen. Im Ubrigen hat die Gemeinde spatestens bis zum 30. Juni
2006, die Stadt Innsbruck spétestens bis zum 30. Juni 2007, erforderlichenfalls eine den auf dieser
Sonderflache aufgrund einer rechtskréftigen Baubewilligung bestehenden Gebduden und sonstigen
baulichen Anlagen entsprechende Widmung festzulegen. § 37 Abs. 2 zweiter Satz ist anzuwenden.

(9) Einkaufszentren des Betriebstyps B, die am 30. Juni 2011 rechtmaRig bestehen und deren
Warensortiment in diesem Zeitpunkt in einem mehr als geringfligigen AusmaR Sortimente von nicht
artverwandten Waren im Sinn der Anlage umfasst, diirfen diese Sortimente weiter anbieten, sofern das
Ausmaf der Kundenfldche um hdchstens 25 v. H. der zu diesem Zeitpunkt aufgrund einer rechtskraftigen
Baubewilligung zuldssig gewesen Kundenflache, jedenfalls um nicht mehr als 1.500 m2, erhoht wird.
Dies gilt nur insoweit, als das zuldssige HochstausmaR der Kundenflache nach Abs. 4 nicht berschritten
wird. Dies gilt auch fur Einkaufszentren des Betriebstyps B, fiir die eine rechtskraftig erteilte
Baubewilligung vorliegt, wenn das Bauverfahren darliber am 30. Juni 2011 bereits anhangig war.

(10) Zum Zweck der Verlegung von Einkaufszentren des Betriebstyps B, die in anderen als den in
einem Raumordnungsprogramm nach 8 8 Abs. 4 festgelegten Gemeinden auflerhalb der Randzonen
derselben rechtmaRig bestehen, ist die Neuwidmung von Sonderflichen fiir Einkaufszentren des
Betriebstyps B auch in diesen Gemeinden zul8ssig, wenn

a) deren Lage im Ubrigen den Voraussetzungen nach § 8 Abs. 4 erster Satz entspricht und

b) die im Raumordnungsprogramm nach § 8 Abs. 5 festgelegten Grundsétze fiir die Widmung von
Sonderflachen fur Einkaufszentren erfullt sind.

(11) Sonderflachen fur Einkaufszentren des Betriebstyps B nach Abs. 10 sind hinsichtlich der
Zuléssigkeit ihrer Erweiterung und der Erhéhung des zuléssigen Hochstausmales der Kundenflache bzw.
jenes Teiles der Kundenflache, auf dem Lebensmittel angeboten werden durfen, der jeweiligen
urspriinglichen Sonderflache gleichzuhalten. Fir die urspringliche Sonderflache ist gleichzeitig mit der
Neuwidmung eine mit dem umgebenden Widmungsbestand vereinbare Widmung festzulegen. Die
Beibehaltung der Widmung als Sonderflache fur Einkaufszentren des Betriebstyps B ist jedenfalls
unzuldssig.

§114
Bestehende Einkaufszentren und Handelsbetriebe

(1) Alle am 30. Juni 2005 bestehenden Sonderflachen fiir Einkaufszentren gelten als Sonderflachen
fur Einkaufszentren nach 8 49 Abs. 1, wobei die allféllige Festlegung des hochstzuléssigen Ausmalies der
Gesamtnutzflache entfallt. Weiters entfallen allfallige Festlegungen nach 8 49 Abs. 2 dritter Satz und
Abs. 3 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997 in der Fassung LGBI. Nr. 10/1997 bzw. des Gesetzes
LGBI. Nr. 21/1998. Dabei gelten, soweit in den Abs. 2 und 7 nichts anderes bestimmt ist, Sonderflachen
fiir Einkaufszentren der Betriebstypen I, Il, 111 und V (Anlage zu den 88 8 und 49 dieses Gesetzes in der
Fassung LGBI. Nr. 93/2001) als Sonderflachen fiir Einkaufszentren des nunmehrigen Betriebstyps A und
Sonderflachen flr Einkaufszentren der Betriebstypen IV und VI als Sonderflachen fiir Einkaufszentren
des nunmehrigen Betriebstyps B. Festlegungen nach 8 49 Abs. 2 zweiter Satz dieses Gesetzes in der
Fassung LGBI. Nr. 93/2001 (ber das zuldssige Hochstausmal jenes Teiles der Kundenflache, auf dem
Lebensmittel angeboten werden diirfen, bleiben aufrecht.

(2) Soweit fur Sonderflachen fur Einkaufszentren im Sinn der Abs. 1 das zul&ssige Hochstausmaf
der Kundenflache und gegebenenfalls auch jenes Teiles der Kundenflache, auf dem Lebensmittel
angeboten werden dirfen, noch nicht festgelegt ist, hat die Gemeinde spétestens bis zum 30. Juni 2006,
die Stadt Innsbruck spétestens bis zum 30.Juni 2007, diese Festlegungen zu treffen und der
Landesregierung zur aufsichtsbehérdlichen Genehmigung vorzulegen. Die Festlegungen haben den auf
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den betreffenden Sonderflaichen aufgrund einer rechtskréftigen Baubewilligung bestehenden
Einkaufszentren zu entsprechen. Bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung darf die Baubewilligung fir die
Schaffung, die Erweiterung oder die Anderung des Betriebstyps eines Einkaufszentrums nicht erteilt
werden.

(3) Die Erweiterung von Sonderflachen fiir Einkaufszentren im Sinn der Abs. 1 und 2, deren Lage
nicht den Voraussetzungen nach §8 Abs.3 und 4 entspricht, und die Erhéhung des zuléssigen
Hdochstausmales der Kundenfléche bei solchen Sonderfléchen sind nur zuldssig, wenn

a) bei Sonderflachen fir Einkaufszentren des nunmehrigen Betriebstyps A, die am 30. September
2001 als Sonderflachen fir Einkaufszentren des Betriebstyps | oder Il bestanden haben, das
zuldssige HochstausmaR der Kundenflache um héchstens 25 v. H. der zu diesem Zeitpunkt
zuldssig gewesenen Kundenflache, jedenfalls um nicht mehr als 200 m2, erhéht wird,

b) bei Sonderflachen fiir Einkaufszentren des nunmehrigen Betriebstyps A, die am 30. September
2001 als Sonderflachen fiir Einkaufszentren des Betriebstyps Il oder V bestanden haben, das
zuldssige HochstausmaR der Kundenflache um héchstens 25 v. H. der zu diesem Zeitpunkt
zuldssig gewesenen Kundenfl&che, jedenfalls um nicht mehr als 1.500 m2, erhdht wird,

c) bei Sonderflachen flr Einkaufszentren des nunmehrigen Betriebstyps B, die am 30. September
2001 als Sonderflachen fir Einkaufszentren des Betriebstyps 1V, V oder VI bestanden haben, das
zuldssige Hochstausmall der Kundenflache um héchstens 25 v. H. der zu diesem Zeitpunkt
zuldssig gewesenen Kundenfléche, jedenfalls um nicht mehr als 1.500 m2, erhdht wird.

Ein in einem Raumordnungsprogramm nach § 8 Abs. 5 dritter Satz festgelegtes zuldssiges Hochstausmaf
der Kundenflache bzw. jenes Teiles der Kundenflache, auf dem Lebensmittel angeboten werden durfen,
darf jedoch nicht iiberschritten werden. Im Ubrigen darf bei Einkaufszentren des nunmehrigen
Betriebstyps A das zuldssige Hochstausmal® jenes Teiles der Kundenflache, auf dem Lebensmittel
angeboten werden durfen, nur entsprechend den in einem Raumordnungsprogramm nach § 8 Abs. 5
vierter Satz festgelegten Grundsatzen erhoht werden.

(4) Die Gemeinden haben fiir Einkaufszentren, die am 30. Juni 2005 auBerhalb von Sonderflachen
fir Einkaufszentren nach den raumordnungsrechtlichen Vorschriften rechtméfig bestanden haben,
spatestens bis zum 30. Juni 2006, die Stadt Innsbruck spatestens bis zum 30. Juni 2007, jeweils eine
Sonderflache fur Einkaufszentren festzulegen. Die Festlegung des Betriebstyps, des zuldssigen AusmaRes
der Kundenflache und gegebenenfalls auch jenes Teiles der Kundenflache, auf dem Lebensmittel
angeboten werden dirfen, haben dem am 30. Juni 2005 aufgrund einer rechtskréftigen Baubewilligung
bestehenden Einkaufszentrum zu entsprechen. Bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung darf die
Baubewilligung fiir die Erweiterung oder die Anderung des Betriebstyps des Einkaufszentrums nicht
erteilt werden. Sofern die Lage dieser Sonderflachen nicht den Voraussetzungen nach 8§ 8 Abs. 3 und 4
entspricht, gilt fur die Erweiterung dieser Sonderflachen, fir die Erhdhung des zul&ssigen
HochstausmaRes der Kundenflache und gegebenenfalls auch jenes Teiles der Kundenflache, auf dem
Lebensmittel angeboten werden dirfen, Abs. 3 lit. a, b und ¢ sinngemaR. Diese Festlegungen kdnnen auch
in einem mit der Widmung der betreffenden Grundflache als Sonderflache fur Einkaufszentren nach dem
ersten und zweiten Satz getroffen werden.

(5) Fur Handelsbetriebe, die am 30. Juni 2005 nach den raumordnungsrechtlichen Vorschriften
rechtmafBig bestanden und am 1. Juli 2005 die Eigenschaft als Einkaufszentrum erlangt haben, gilt Abs. 4,
erster, zweiter und dritter Satz sinngemdR. Die Erweiterung derartiger Sonderflachen, deren Lage nicht
den Voraussetzungen nach § 8 Abs. 3 und 4 entspricht, und die Erh6hung des zulassigen HochstausmaRes
der Kundenflache bei solchen Sonderflachen sind nur bis zu dem flr die Begrindung der Eigenschaft als
Einkaufszentrum des jeweiligen Betriebstyps laut der Anlage zu den 8§ 8 und 49 dieses Gesetzes in der
Fassung LGBI. Nr.93/2001 malRgebend gewesenen Ausmall der Kundenflache zuldssig. Diese
Festlegungen kdnnen auch in einem mit der Widmung der betreffenden Grundfldche als Sonderflache fur
Einkaufszentren nach dem ersten Satz getroffen werden. Abs. 3 zweiter und dritter Satz ist anzuwenden.

(6) §848a ist auf die Erweiterung der am 30.Juni 2005 nach den raumordnungsrechtlichen
Vorschriften rechtméBig bestehenden Handelsbetriebe nicht anzuwenden, sofern das Ausmaf der
Kundenflache um hdochstens 25v.H. der zu diesem Zeitpunkt aufgrund einer rechtskraftigen
Baubewilligung zuldssig gewesenen Kundenflache erhdht wird. Das fiir die Begriindung der Eigenschaft
als Einkaufszentrum des jeweiligen Betriebstyps laut der Anlage zu den 88 8, 48a und 49 maligebende
Ausmal} der Kundenflache darf nicht tberschritten werden.

(7) Die Gemeinden haben fur Sonderflachen fir Handelsbetriebe, auf denen am 31. Dezember 2019
ein Handelsbetrieb nicht bestanden hat und die nicht den Anforderungen des § 48a Abs. 4 entsprechen,
spatestens bis zum 31. Mérz 2021 die erforderlichen zusétzlichen Teilfestlegungen (8§ 51) zu treffen und
der Landesregierung zur aufsichtshehérdlichen Genehmigung vorzulegen; dies gilt nicht in den Féllen des
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Abs. 8. Bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung darf die Baubewilligung fir die Schaffung und die
Erweiterung von Handelsbetrieben nicht erteilt werden.

(8) Auf am 31. Dezember 2019 anhé&ngige Baubewilligungsverfahren betreffend die Schaffung oder
Erweiterung von Handelsbetrieben ist § 48a Abs. 4 nicht anzuwenden. Eine solcherart erteilte
Baubewilligung erlischt abweichend von § 35 Abs. 1 lit. b der Tiroler Bauordnung 2018, wenn nicht
innerhalb von einem Jahr nach dem Eintritt der Rechtskraft mit der Ausflihrung des Bauvorhabens
begonnen wird oder wenn das Bauvorhaben nicht innerhalb von einem Jahr nach Baubeginn vollendet
wird. Weiters sind eine Erstreckung der Frist fir den Baubeginn und fiir die Bauvollendung nach § 35
Abs. 3 und eine neuerliche Erteilung der Baubewilligung nach § 35 Abs. 8 der Tiroler Bauordnung 2018
nicht zulassig.

(9) Sonderflachen fir Einkaufszentren des bisherigen Betriebstyps VI, auf denen am 30. Juni 2005
Betriebe bestehen, in denen Kraftfahrzeuge und erganzend dazu Kraftfahrzeugzubehor und héchstens in
einem geringfligigen Ausmall andere Waren angeboten werden, gelten als Sonderflachen nach § 43
Abs. 1 lit. a mit dem Verwendungszweck Autohaus. Die Gemeinde hat diesen Verwendungszweck im
Flachenwidmungsplan ersichtlich zu machen. Im Ubrigen hat die Gemeinde spétestens bis zum 30. Juni
2006, die Stadt Innsbruck spétestens bis zum 30. Juni 2007, erforderlichenfalls eine den auf dieser
Sonderflache aufgrund einer rechtskraftigen Baubewilligung bestehenden Gebduden und sonstigen
baulichen Anlagen entsprechende Widmung festzulegen. § 37 Abs. 2 zweiter Satz ist anzuwenden.

(10) Einkaufszentren des Betriebstyps B, die am 30. Juni 2011 rechtmaRig bestehen und deren
Warensortiment in diesem Zeitpunkt in einem mehr als geringfligigen AusmaR Sortimente von nicht
artverwandten Waren im Sinn der Anlage umfasst, diirfen diese Sortimente weiter anbieten, sofern das
Ausmal der Kundenflache um héchstens 25 v. H. der zu diesem Zeitpunkt aufgrund einer rechtskraftigen
Baubewilligung zuldssig gewesen Kundenflache, jedenfalls um nicht mehr als 1.500 m2, erhoht wird.
Dies gilt nur insoweit, als das zuldssige HochstausmaR der Kundenflache nach Abs. 3 nicht (berschritten
wird. Dies gilt auch fir Einkaufszentren des Betriebstyps B, fur die eine rechtskréftig erteilte
Baubewilligung vorliegt, wenn das Bauverfahren dariiber am 30. Juni 2011 bereits anhdngig war.

(11) Zum Zweck der Verlegung von Einkaufszentren des Betriebstyps B, die in anderen als den in
einem Raumordnungsprogramm nach 8 8 Abs. 4 festgelegten Gemeinden auflerhalb der Randzonen
derselben rechtméBig bestehen, ist die Neuwidmung von Sonderflaichen fiir Einkaufszentren des
Betriebstyps B auch in diesen Gemeinden zul&ssig, wenn

a) deren Lage im Ubrigen den Voraussetzungen nach § 8 Abs. 4 erster Satz entspricht und

b) die im Raumordnungsprogramm nach § 8 Abs. 5 festgelegten Grundsétze fiir die Widmung von
Sonderflachen fur Einkaufszentren erfillt sind.

(12) Sonderflachen fur Einkaufszentren des Betriebstyps B nach Abs. 11 sind hinsichtlich der
Zuléssigkeit ihrer Erweiterung und der Erhéhung des zulédssigen HochstausmaRes der Kundenflache bzw.
jenes Teiles der Kundenflache, auf dem Lebensmittel angeboten werden dirfen, der jeweiligen
ursprunglichen Sonderflache gleichzuhalten. Fur die urspriingliche Sonderflache ist gleichzeitig mit der
Neuwidmung eine mit dem umgebenden Widmungsbestand vereinbare Widmung festzulegen. Die
Beibehaltung der Widmung als Sonderflache fur Einkaufszentren des Betriebstyps B ist jedenfalls
unzuldssig.

8115
Bestehende Bebauungsplane nach dem Tiroler Raumordnungsgesetz 1984

(1) Soweit in der Stadt Innsbruck und den Gemeinden Breitenwang, Sautens und Sistrans noch
Bebauungsplane nach § 18 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1984 bestehen, diirfen diese nicht mehr
geandert werden. Sie treten mit der Erlassung des Bebauungsplanes fiir die betreffenden Grundflachen,
spatestens jedoch drei Jahre nach dem Inkrafttreten des auf der Grundlage des 6rtlichen
Raumordnungskonzeptes neu erlassenen oder geédnderten Flachenwidmungsplanes auller Kraft.
Hinsichtlich der Stadt Innsbruck gilt dies im Fall der Anderung des Flachenwidmungsplanes in Form von
Teilplanen fir den jeweils betroffenen Planungsbereich. Bis dahin ist auf die Festlegungen solcher
Bebauungsplane, soweit sie nicht im Widerspruch zu den Bestimmungen dieses Gesetzes stehen, im
Bauverfahren Bedacht zu nehmen. Fir die Stadt Innsbruck gelten die vorstehenden Bestimmungen
sinngemaR fir noch bestehende Verbauungsplédne (Wirtschaftspléne), soweit sie den Bebauungsplénen
nach diesem Gesetz vergleichbare Festlegungen enthalten.

(2) Bebauungsplane, im Fall der Festlegung einer besonderen Bauweise auch ergénzende
Bebauungspléne, durfen in der Stadt Innsbruck bereits vor dem Inkrafttreten des neuen oder geénderten
Flachenwidmungsplanes im Sinn des 8 111 Abs. 1 erster Satz erlassen werden.

(3) Auf Grundstiicken
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a) der Stadt Innsbruck, die nach § 111 Abs. 1 lit.a und c als Bauland oder als Sonderflachen
gewidmet oder fur die nach § 111 Abs. 5 noch Verbauungsplane (Wirtschaftsplane) bestehen,
sowie

b) der Gemeinden Breitenwang, Sautens und Sistrans,

fir die ein Bebauungsplan noch nicht besteht, darf abweichend vom § 55 Abs. 1 erster Satz die
Baubewilligung fur den Neubau von Gebéduden bis zum Ablauf von drei Jahren nach dem Inkrafttreten
des auf der Grundlage des o&rtlichen Raumordnungskonzeptes neu erlassenen oder geénderten
Flachenwidmungsplanes auch erteilt werden, wenn ein Bebauungsplan fir das betreffende Grundstiick
noch nicht besteht. Hinsichtlich der Stadt Innsbruck gilt dies im Fall der Anderung des
Flachenwidmungsplanes in Form von Teilpldnen fir den jeweils betroffenen Planungsbereich. Die
Baubewilligung darf nur unter den Voraussetzungen nach § 55 Abs. 2 erteilt werden. In die Frist nach
dem ersten Satz sind die Zeiten des Bauverfahrens, eines Verfahrens vor dem Landesverwaltungsgericht,
dem Verwaltungsgerichtshof oder dem Verfassungsgerichtshof und einer Bausperre im Sinn des § 74
nicht einzurechnen.

§ 116
Sonstige bestehende Bebauungsplane

(1) Festlegungen tber Baugrenzlinien und Hohenlagen, die am 30. September 2001 bestanden haben
oder die bis zu diesem Zeitpunkt beschlossen worden sind, bleiben weiterhin aufrecht. § 59 Abs. 3 bzw.
8 62 Abs. 4 in Verbindung mit 8 61 Abs. 6 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997 in der Fassung LGBI.
Nr. 10/1997 und des Gesetzes LGBI. Nr. 21/1998 sind darauf weiter anzuwenden.

(2) Bebauungspléne, die am 30. Juni 2005 bestanden haben oder die bis zu diesem Zeitpunkt
beschlossen worden sind und in denen die Bauhdhe ausschlielich durch die Anzahl der oberirdischen
GeschoRe festgelegt wird, bleiben weiterhin aufrecht. 8 62 Abs. 1 erster und zweiter Satz des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 2001 in der Fassung LGBI. Nr. 93/2001 ist darauf weiter anzuwenden. Wird der
Bebauungsplan hinsichtlich des betreffenden Grundstiickes gedndert, so ist jedoch jedenfalls der oberste
Punkt im Sinn des § 62 Abs. 1 erster Satz festzulegen.

(3) Bis zum Inkrafttreten der Fortschreibung des ortlichen Raumordnungskonzeptes mit den
Festlegungen nach § 31 Abs. 5 sowie auf in diesem Zeitpunkt anhdngige Bauverfahren sind § 54 Abs. 5
und 8 55 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2006 in der Fassung LGBI. Nr. 27/2006 mit der MaRgabe
weiter anzuwenden, dass an die Stelle des allgemeinen und des ergdnzenden Bebauungsplanes der
Bebauungsplan tritt. §55 Abs.1 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2006 in der Fassung LGBI.
Nr. 27/2006 findet auf Grundstiicke, die als Sonderflachen fiir Beherbergungsgrof3betriebe, Sonderflachen
fir Handelsbetriebe oder Sonderflachen fir Einkaufszentren gewidmet sind oder auf denen Gebdude,
deren hochster Punkt mehr als 20 m ber dem anschliefenden Gelande liegt, keine Anwendung. 8§ 54
Abs. 5 zweiter Satz ist anzuwenden.

(4) Allgemeine Bebauungsplane, die am 30. Juni 2011 bestanden haben und entsprechend dem § 117
Abs. 7 dieses Gesetzes in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 82/2015 ergénzt worden sind, gelten als
Bebauungsplane im Sinn des § 54.

(5) 8§60 Abs. 5 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 82/2015 ist auf Bebauungsplane, die am
30. September 2016 bestanden haben oder bis zu diesem Zeitpunkt beschlossen worden sind, weiter
anzuwenden. In diesen Fallen gelten die Bestimmungen Uber die offene Bauweise.

(6) Festlegungen tber die Traufenhéhen in Bebauungsplanen, die am 30. September 2016 bestanden
haben oder bis zu diesem Zeitpunkt beschlossen worden sind, gelten als Festlegungen tber die Héhen der
oberen Wandabschliisse im Sinn des § 62 Abs. 1 und 2.

§ 117
Bisherige Kostenbeitrage

(1) Auf Beitrige zu den Kosten der Ausarbeitung der Anderung des Flichenwidmungsplanes ist,
wenn die Anderung des Flachenwidmungsplanes vor dem 1. Juli 2011 in Kraft getreten ist, § 29 Abs. 6
und 8 dieses Gesetzes in der Fassung LGBI. Nr.27/2006 in Verbindung mit der
Kostenbeitragsverordnung 2007, LGBI. Nr. 40, weiter anzuwenden.

(2) Auf Beitrdge zu den Kosten der Ausarbeitung der allgemeinen und der ergénzenden
Bebauungsplane und deren Anderung ist §29 Abs.7 und 8 in Verbindung mit der
Kostenbeitragsverordnung 2007 weiter anzuwenden. Ist jedoch eine Beitragspflicht nach diesen
Vorschriften bis zum 31. Dezember 2013 nicht entstanden, so ist mit dem Ablauf dieser Frist der Beitrag
nach § 29a Abs. 2 dieses Gesetzes in der Fassung LGBI. Nr. 101/2016 vorzuschreiben.
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(3) §29a Abs. 1 ist auch auf Festlegungen nach § 13 Abs. 3 zweiter Satz anzuwenden, die vor dem
1. Oktober 2016 rechtswirksam geworden sind.

§118
Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde

Die Aufgaben der Gemeinde nach diesem Gesetz, mit Ausnahme jener nach § 3 Abs. 1, § 9 Abs. 3,
§ 14 Abs. 4, 8§ 78 Abs. 6, § 80 Abs. 2, § 81 Abs. 4, § 84 Abs. 2, § 89 Abs. 8, § 90 Abs. 2, 3 und 4, § 93
Abs. 3 und § 95 Abs. 1 lit. d, sind solche des eigenen Wirkungsbereiches.

§119
Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Die Gemeinden und der Stadtmagistrat Innsbruck sind Verantwortliche nach Art. 4 Z 7 der
Verordnung (EU) 2016/679 des Europdischen Parlaments und des Rates zum Schutz natiirlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABI. 2016 Nr.L 119, S.1, in den in die
Zustandigkeit der Gemeinde fallenden Angelegenheiten.

(2) Das Amt der Tiroler Landesregierung ist Verantwortlicher nach Art. 4 Z 7 der Datenschutz-
Grundverordnung in den in die Zustandigkeit der Landesregierung fallenden Angelegenheiten.

(3) Das Amt der Tiroler Landesregierung und die Bezirksverwaltungsbehdrden sind gemeinsam
Verantwortliche nach Art. 26 der Datenschutz-Grundverordnung in den in die Zustandigkeit der
Bezirksverwaltungsbehorde fallenden Angelegenheiten.

(4) Der Bodenfonds ist hinsichtlich der von ihm zu besorgenden Angelegenheiten Verantwortlicher
nach Art.4 Z7 der Datenschutz-Grundverordnung, in Féllen des §2 Abs.1 lit. b des Tiroler
Datenverarbeitungsgesetzes, LGBI. Nr. 143/2018, in der jeweils geltenden Fassung, gemeinsam mit dem
Amt der Tiroler Landesregierung.

(5) Die Planungsverbande sind hinsichtlich der von ihnen zu besorgenden Planungsangelegenheiten
Verantwortliche nach Art. 4 Z 7 der Datenschutz-Grundverordnung.

(6) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen diirfen von Personen, die einen Freizeitwohnsitz nach § 17
Abs. 1 anmelden oder nach frilheren raumordnungsrechtlichen Vorschriften angemeldet haben, folgende
personenbezogene Daten verarbeiten, sofern diese Daten fiir die Durchfuhrung des Anmeldeverfahrens
oder fir die Uberwachung der Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes Uber Freizeitwohnsitze
erforderlich sind:

a) ldentifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten,

b) grundstiicks- und geb&udebezogene Daten, Daten Uber die Art der Verwendung von Wohnsitzen,

c) Daten Uber die Eigenschaft, das Fehlen der Eigenschaft und das Erléschen der Eigenschaft von

Wohnsitzen als Freizeitwohnsitze,
d) Daten uber Feststellungsbescheide nach § 17 Abs. 3 oder nach friitheren raumordnungsrechtlichen
Vorschriften.

(7) Die nach Abs.1 Verantwortlichen durfen von Personen, die um die Erteilung einer
Ausnahmebewilligung nach 8 13 Abs. 7 angesucht haben, folgende personenbezogene Daten verarbeiten,
sofern diese Daten flr die Durchfihrung des Verfahrens oder fir die Uberwachung der Einhaltung der
Bestimmungen dieses Gesetzes uber Freizeitwohnsitze erforderlich sind:

a) Daten nach Abs. 6 lit. a, b und c,

b) auf das Verlassenschaftsverfahren bezogene Daten,

c) Daten Uber Lebensumstande im Sinn des § 13 Abs. 7 lit. b,

d) Daten uber Ausnahmebewilligungen.

(8) Die nach Abs. 1 Verantwortlichen diirfen von Personen, die Eigentimer von Freizeitwohnsitzen
oder sonst hieriiber Verfiigungsberechtigte sind, Daten nach Abs. 6 lit. a, c und d und Abs. 7 lit. aund d

a)den mit der Vollziehung des Tiroler Grundverkehrsgesetzes 1996 und des Tiroler

Aufenthaltsabgabegesetzes 2003, LGBI. Nr. 85, in der jeweils geltenden Fassung betrauten
Behdrden zum Zweck der Wahrnehmung der ihnen nach diesen Gesetzen Ubertragenen Aufgaben
und

b) den Tourismusverbanden zum Zweck der Uberwachung der Entrichtung der Aufenthaltsabgabe
Ubermitteln. Die Behorden und die Tourismusverbande dirfen die Daten zu dem in den lit. a und b
jeweils genannten Zweck verarbeiten.
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(9) Die nach den Abs. 1, 2 und 3 Verantwortlichen dirfen von Eigentiimern von Grundstiicken
folgende Daten verarbeiten, sofern diese Daten fiir die Festsetzung von Vergutungen nach § 6 Abs. 4,
gegebenenfalls in Verbindung mit § 26 Abs. 2 lit. ¢ bzw. § 30 lit. ¢, erforderlich sind:

a) ldentifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten,

b) grundstiicksbezogene Daten,

c) Daten Uiber Vergiitungen.

(10) Die nach Abs.1 Verantwortlichen dirfen grundstiicksbezogene Daten zum Zweck der
Erlassung, Fortschreibung oder Anderung des 6rtlichen Raumordnungskonzeptes sowie zum Zweck der
Erlassung oder Anderung des Flachenwidmungsplanes und von Bebauungsplanen verarbeiten und, soweit
dies in diesem Gesetz vorgesehen ist, veroffentlichen. Sofern dies fur diese Zwecke erforderlich ist,
dirfen von Gemeindebewohnern und Eigentiimern von Grundstlicken weiters ldentifikationsdaten und
Erreichbarkeitsdaten verarbeitet werden.

(11) Die nach Abs.1 Verantwortlichen dirfen grundstiicksbezogene Daten zum Zweck der
elektronischen Kundmachung des Flachenwidmungsplanes nach § 69 dem nach Abs. 2 Verantwortlichen
Ubermitteln. Der nach Abs. 2 Verantwortliche darf die Daten zu diesem Zweck verarbeiten und
verdffentlichen.

(12) Die nach den Abs. 2 und 5 Verantwortlichen dirfen grundstlicksbezogene Daten zum Zweck
der Erlassung oder Anderung von iberértlichen Raumordnungsprogrammen und Raumordnungsplanen
bzw. von Regionalprogrammen und Regionalpldnen verarbeiten und, soweit dies in diesem Gesetz
vorgesehen ist, verdffentlichen. Sofern dies flr diese Zwecke erforderlich ist, dirfen wvon
Gemeindebewohnern und Eigentimern von Grundsticken weiters Identifikationsdaten und
Erreichbarkeitsdaten verarbeitet werden. Die nach Abs. 5 Verantwortlichen diirfen die Daten dem nach
Abs. 2 Verantwortlichen zum Zweck der Wahrnehmung der Aufgaben der Aufsicht Gibermitteln.

(13) Die nach den Abs. 2 und 3 Verantwortlichen diirfen von Eigentiimern von Grundstiicken und
von Personen, denen daran dingliche oder persdnliche Rechte zukommen, folgende Daten verarbeiten,
sofern diese Daten fur die Durchfihrung von Entschadigungsverfahren nach 8§75 und von
Umlegungsverfahren nach den 88 77 ff. erforderlich sind:

a) ldentifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten,

b) grundstiicks- und gebaudebezogene Daten, Daten Uber dingliche und personliche Rechte an

Grundstiicken,

c¢) Daten Uber das Entschadigungsverfahren.

Soweit dies in diesem Gesetz im Zusammenhang mit der Durchfiihrung von Umlegungsverfahren
vorgesehen ist, dirfen die Daten weiters verdffentlicht werden.

(14) Der nach Abs. 4 Verantwortliche darf von Bewerbern um Leistungen des Tiroler Bodenfonds
und von Empféngern solcher Leistungen folgende Daten verarbeiten, sofern diese Daten zum Zweck der
Feststellung der Voraussetzungen fir die Gewahrung einer Fondsleistung bzw. zur Uberwachung der
bestimmungsgemalen Verwendung gewahrter Fondsleistungen und der Einhaltung von Beschrankungen,
Auflagen oder Bedingungen erforderlich sind:

a) ldentifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten,

b) Rechtsakte, die zur Prifung der Voraussetzungen flrr die Gewéhrung einer Fondsleistung

vorzulegen sind,
c) Art und Ausmal der beantragten und der gewahrten Fondsleistung,

d) Kostenvoranschlége, Rechnungen, Bankverbindungen.

(15) Die nach den Abs. 1 bis 5 Verantwortlichen haben personenbezogene Daten zu léschen, sobald
diese fir die Erfullung der ihnen nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben nicht mehr bendtigt werden.

(16) Als Identifikationsdaten gelten:

a) bei natiirlichen Personen der Familien- und der Vorname, das Geschlecht, das Geburtsdatum,
allfallige akademische Grade, Standesbezeichnungen und Titel,

b) bei juristischen Personen und Personengesellschaften die gesetzliche, satzungsmaRige oder
firmenmalige Bezeichnung und hinsichtlich der vertretungsbefugten Organe die Daten nach lit. a
sowie die Firmenbuchnummer, die Vereinsregisterzahl, die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer
und die Ordnungsnummer im Ergénzungsregister.

(17) Als Erreichbarkeitsdaten gelten Wohnsitzdaten und sonstige Adressdaten, die Telefonnummer,
elektronische Kontaktdaten, wie insbesondere die E-Mail-Adresse und Telefax-Nummer, oder
Verfiigbarkeitsdaten.
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§122
Inkrafttreten, Umsetzung von Unionsrecht

(1) Dieses Gesetz tritt mit 26. Februar 1997 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Tiroler
Raumordnungsgesetz 1994, LGBI. Nr. 81/1993, in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 4/1996 auler
Kraft.

(2) Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien umgesetzt:

a) Richtlinie 2012/18/EU des Europdischen Parlaments und des Rates zur Beherrschung der
Gefahren schwerer Unféalle mit gefahrlichen Stoffen, zur Anderung und anschlieBenden
Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates, ABI. 2012 Nr. L 197, S. 1,

b) Richtlinie 2001/42/EG des Européischen Parlaments und des Rates dber die Prifung der
Umweltauswirkungen bestimmter Plane und Programme, ABI. 2001 Nr. L 197, S. 30,

c) Richtlinie 2007/2/EG des Europdischen Parlaments und des Rates zur Schaffung einer
Geodateninfrastruktur in der Europdischen Gemeinschaft (INSPIRE), ABI. 2007 Nr. L 108, S. 1.

Anlage zu den 8§ 8, 48a und 49

1. Ausmal der Kundenflache in m2:

Anzahl der Personen mit Hauptwohnsitz in der Gemeinde Betriebstyp
jeweils am 31. Dezember des dem Jahr der Einbringung des A B
Bauansuchens vorangegangenen Jahres

bis zu 5.000 600 1.000
Uber 5.000 800 1.500
in der Stadt Innsbruck 1.500 2.000

2. Betriebstypen:

Betriebstyp A:

Einkaufszentren, in denen groBtenteils Waren angeboten werden, die aufgrund ihrer Beschaffenheit oder
der GebindegroRen regelmélig ohne Verwendung eines Kraftfahrzeuges abtransportiert werden kénnen,
insbesondere Lebensmittel, Drogerie- und Kosmetikwaren, Textil- und Lederwaren, Bekleidung, Schuhe,
Sportbekleidung, Sportschuhe und Zubehor, Bicher, Papier-, Birobedarfs- und Schreibwaren,
Spielwaren, Haushaltswaren, Geschenksartikel, Uhren, Schmuck, Optikwaren und Elektrokleinwaren.

Betriebstyp B:

Einkaufszentren, in denen in einem mehr als geringfligigen Ausmall Waren angeboten werden, die
aufgrund ihrer Beschaffenheit oder der GebindegroRen regelméRig nur unter Verwendung eines
Kraftfahrzeuges abtransportiert werden koénnen, insbesondere Bau- und Gartenwaren, Elektrowaren,
Sportgerate, Mobel und Waren fir den Gastronomiebedarf. Sortimente von mit diesen Waren nicht
artverwandten Waren, die aufgrund ihrer Beschaffenheit oder GebindegroRen regelmdaRig ohne
Verwendung eines Kraftfahrzeuges abtransportiert werden kénnen, dirfen hdchstens im geringfiigigen
Ausmal’ angeboten werden.
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